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Vorbemerkung 

Die Rechtswissenschaft gehört wie die Theologie und die Medizin zu den so ge-

nannten Professionsfakultäten. Als akademische Fächer kennzeichnet sie eine 

enge Theorie-Praxis-Verklammerung, durch die sie als Teil des Wissenschafts-

systems zugleich in besonderer Weise auch an das betreffende gesellschaftliche 

Teilsystem gekoppelt sind. Die fachliche und organisatorische Entwicklung der 

Rechtswissenschaft vollzieht sich deshalb unter besonderen Rahmenbedingun-

gen. So hat die Rechtswissenschaft nicht nur die Aufgabe, das Recht in seinen 

vielfältigen Bezügen zu durchdringen und zu reflektieren, sie bereitet auch die 

rechtliche Entscheidungsfindung mit vor und gestaltet sie mit. In Deutschland 

ist die Rechtswissenschaft auf ein Rechtssystem kontinentaleuropäischer Tradi-

tion bezogen und bildet Absolventinnen und Absolventen aus, die vor allem auf 

einem national ausgerichteten, zu großen Teilen rechtlich speziell geregelten 

Arbeitsmarkt Beschäftigung finden. 

Derzeit stellen die Stärkung der Autonomie der Hochschulen und ein intensiver 

Wettbewerb im Wissenschafts- und Hochschulraum die Rechtswissenschaft vor 

die Herausforderung, ihre Position als Fach in den Hochschulen sowie im nati-

onalen und europäischen Wissenschaftssystem neu zu bestimmen. Daneben 

entwickelt sich auch das Rechtssystem dynamisch. Durch Prozesse der Europäi-

sierung und Internationalisierung sowie durch weitere Strukturveränderungen 

des Rechts steht die Rechtswissenschaft gegenwärtig vor beträchtlichen Verän-

derungen ihres Gegenstandes. Auch differenzieren sich juristische Berufsbilder 

aus und entwickeln sich neue Berufsfelder, in denen juristische Kompetenzen 

benötigt werden.  

Der Wissenschaftsrat befasst sich erstmals grundsätzlich mit dem Fach Rechts-

wissenschaft. |1 Von den vorliegenden Empfehlungen sollen Impulse zur Wei-

 

| 1 Im Jahr 1991 hat sich der Wissenschaftsrat mit der rechtswissenschaftlichen Forschung und Lehre in 

der ehemaligen DDR befasst. Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zu Forschung und Lehre auf dem Gebiet 
der Rechtswissenschaft in den neuen Ländern, in: Empfehlungen zur künftigen Struktur der Hochschulland-

schaft in den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin, Köln: Wissenschaftsrat 1992, Teil I, S. 29-55 und 
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terentwicklung der Rechtswissenschaft als akademische Disziplin ausgehen. Sie 

richten sich an Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler, die Ent-

scheidungsträger in Hochschulen sowie an Bund und Länder. Darüber hinaus 

werden aufgrund der Bedeutung, welche der Rechtswissenschaft als einer auch 

für ein staatlich geregeltes Professionsfeld ausbildenden Disziplin zukommt, 

neben den für die Wissenschaft zuständigen Länderministerien und dem Bun-

desministerium für Bildung und Forschung auch das Bundesjustizministerium 

und die Landesjustizministerien angesprochen. Adressiert werden daneben die 

entsprechenden juristischen Berufsgruppen und ihre Verbände (Anwaltschaft, 

Notariate, Staatsanwaltschaft und Richterschaft).  

Zur Vorbereitung dieser Empfehlungen hat der Wissenschaftsrat im Januar 

2011 eine Arbeitsgruppe eingerichtet. Mitgewirkt haben in ihr auch Sachver-

ständige aus dem In- und Ausland, die nicht Mitglieder des Wissenschaftsrates 

sind. Ihnen weiß sich der Wissenschaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet. 

Ebenso dankt der Wissenschaftsrat weiteren Sachverständigen aus dem In- und 

Ausland, Repräsentantinnen und Repräsentanten der juristischen Fachverbände 

und -gesellschaften sowie Vertreterinnen und Vertretern der juristischen Pra-

xis, die den Beratungsprozess im Rahmen von Anhörungen und Gesprächen 

konstruktiv unterstützt haben. 

Der Wissenschaftsrat hat die vorliegenden Empfehlungen am 9. November 2012 

in Hamburg verabschiedet. 

 

Wissenschaftsrat: Stellungnahmen zu den außeruniversitären Forschungseinrichtungen der ehemaligen 

Akademie der Wissenschaften der DDR auf dem Gebiet der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Köln: 
Wissenschaftsrat 1992, S. 67-74. Die letztgenannten Stellungnahmen befassen sich mit dem Institut für 

Rechtswissenschaft (IfR) der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR. 
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Kurzfassung 

Die Rechtswissenschaft ist durch eine enge Verklammerung von Theorie und 

Praxis geprägt. Sie ist Teil des Wissenschaftssystems und zugleich in besonderer 

Weise mit dem Rechtssystem verbunden. Die fachliche und organisatorische 

Entwicklung der Rechtswissenschaft erfolgt deshalb unter besonderen Rahmen-

bedingungen; an den Universitäten gehört sie zu den so genannten Professions-

fakultäten. Die Rechtswissenschaft blickt auf eine lange akademische Tradition 

zurück und ist ein quantitativ wie qualitativ gewichtiges Fach, an das auch die 

Wissenschaftspolitik wie Vertreterinnen und Vertreter anderer Fächer hohe 

Leistungserwartungen richten. Sowohl der Untersuchungsgegenstand der 

Rechtswissenschaft als auch ihre gegenwärtigen Strukturen werden durch die 

Strukturveränderungen des Rechts, den Wandel des Wissenschaftssystems und 

die zunehmende Verantwortung der wissenschaftlichen Einrichtungen für ihre 

Selbststeuerung herausgefordert. Im Interesse einer aktiven Gestaltung dieser 

Herausforderungen ist es aus Sicht des Wissenschaftsrates deshalb erforderlich, 

dass die Rechtswissenschaft in Forschung und Studium gestärkt wird. Dies be-

inhaltet die Stärkung der Grundlagenfächer, die Intensivierung des interdis-

ziplinären wie disziplinären Austausches und eine Öffnung der Rechtswissen-

schaft in die Universität wie in das Wissenschaftssystem. Voraussetzung zur 

Erreichung dieses Ziels ist, dass die Rechtswissenschaft ihre personelle und in-

stitutionelle Diversität sowie die Vielfalt ihrer fachlichen Perspektiven erhöht.  

Angesichts der engen Kopplung von Wissenschaft und Rechtspraxis hängt die 

zukünftige Stärke der Rechtswissenschaft davon ab, dass sie wesentliche Struk-

turveränderungen des Rechts rechtzeitig erkennt und erforscht. Die fortschrei-

tende Verrechtlichung gesellschaftlicher Prozesse, andere Formen der Rechts- 

und Normbildung, die national und international zu neuartigen Rechtsformen 

und Arten der Rechtsdurchsetzung führen, oder die Europäisierung und Inter-

nationalisierung des Rechts stellen Entwicklungen dar, die systematisch und in 

ihren praktischen Effekten zu erforschen und in der Lehre zu vermitteln sind.  

Dazu ist erstens eine verstärkte Befassung mit den gemeinsamen Fundamenten 

der Rechtswissenschaft erforderlich, um eine Akzentverschiebung von spezialis-

tischem Anwendungswissen auf ein übergreifendes Wissen über die fachlichen 

und außerfachlichen Kontexte zu erreichen. Die Fakultäten sollten Konzepte 



8 

 

für eine breit angelegte und umfassend verstandene „Juristische Bildung“ ent-

wickeln, mit denen die Vermittlung von Kontext- und Grundlagenwissen syste-

matisch gestärkt, die Methodenkompetenz zur Erfassung von strukturellen und 

systemischen Zusammenhängen gefördert und zum Ausgleich das Studium von 

Detailwissen entlastet wird. Dazu sollten die Studierenden verstärkt in Semina-

ren und kolloquialen Kleingruppen studieren können, damit die Eigeninitiative 

und das aktive, reflexive Lernen gefördert werden. 

Zweitens ist eine Verstärkung der Interdisziplinarität bzw. der Öffnung für und 

die Einbeziehung von Perspektiven der Nachbardisziplinen der Rechtswissen-

schaft nötig. So sind eine Intensivierung des Austausches mit den geistes- und 

sozialwissenschaftlichen Nachbarfächern und eine Dynamisierung der For-

schung zu erreichen. 

Drittens ist eine Öffnung der Rechtswissenschaft für die internationalen Dimen-

sionen des Rechts wie seiner Erforschung sowohl auf der Ebene der Forschung 

selbst als auch auf derjenigen des wissenschaftlichen Personals erforderlich. 

Dazu empfiehlt der Wissenschaftsrat den größeren Fakultäten, als ersten 

Schritt zeitlich befristete Forschungsgastprofessuren einzurichten. Den privaten 

Wissenschaftsförderern empfiehlt er, Programme für rechtswissenschaftliche 

Forschungsgastprofessuren zu entwickeln. 

Eine wesentliche Voraussetzung qualitativ hochwertiger Forschung ist Perspek-

tivenvielfalt. Zu ihr trägt in besonderer Weise auch die Diversität des wissen-

schaftlichen Personals bei. Der Wissenschaftsrat ist in diesem Sinne daher vier-

tens der Auffassung, dass auch in der Rechtswissenschaft der Anteil von 

Wissenschaftlerinnen auf allen Qualifikationsebenen, wie sie die Forschungs-

orientierten Gleichstellungsstandards der DFG und die Empfehlungen des Wis-

senschaftsrates aus den Jahren 2007 und 2012 vorsehen, erhöht werden muss. 

Daher fordert er die rechtswissenschaftlichen Fakultäten bzw. Fachbereiche ins-

besondere auf, sich zu flexiblen, am Kaskadenmodell orientierten Quoten zu 

verpflichten. 

Verbesserungsbedürftig sind nach Auffassung des Wissenschaftsrates die Be-

wertungsverfahren für Forschungsqualität und -leistung in der Rechtswissen-

schaft. Deshalb sollten Fachvertreterinnen und Fachvertreter sich auf Anforde-

rungen und Rahmenbedingungen verständigen, auf deren Grundlage Kriterien 

für eine transparente Leistungsbewertung rechtswissenschaftlicher Forschung 

entwickelt werden können. Der Wissenschaftsrat hält es daneben für erforder-

lich, dass die innerdisziplinäre Kommunikation als Prozess der systematischen 

Selbstbeobachtung auch aus Gründen der Qualitätssicherung intensiviert sowie 

die öffentliche und nicht-öffentliche (Peer Review) Rezensionskultur in der 

Rechtswissenschaft wieder geschärft und gestärkt werden. Dazu bedarf auch die 

dezidierte Forschungspublikation besonderer Aufmerksamkeit, also die Kom-

munikation mittels theoretisch informierter, analytisch und systematisch aus-



 

 

9 gerichteter Veröffentlichungen, damit die Rechtswissenschaft ihren Ansprü-

chen an Originalität, Relevanz sowie gedanklicher Eigenständigkeit in der Er-

kenntnisproduktion gerecht werden kann. Die Forschung sollte Ort intensiver, 

kontroverser und gründlicher Auseinandersetzungen und Debatten sein. Markt-

interessen dürfen nicht zu einer Marginalisierung der genuin wissenschaftli-

chen Kommunikation führen. Zur Sicherung der Qualität der Promotion gelten 

die Anforderungen, die im Positionspapier des Wissenschaftsrates vom Novem-

ber 2011 dargelegt sind. Analog zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis 

sollten die Fachgesellschaften Regeln formulieren, die klarstellen, dass Bera-

tungs- und Schiedsrichtertätigkeiten unabhängig vom dienstrechtlich Zulässi-

gen Forschung und Lehre keinesfalls beeinträchtigen dürfen. 

Damit die deutsche Rechtswissenschaft europäisch und international ihrem 

wissenschaftlichen Gewicht gemäß wahrgenommen wird, sollte sie stärker an 

europäische und internationale Forschungsdiskurse anschließen und sich aktiv 

an ihnen sowie an der Setzung und Bildung von Recht beteiligen. Dazu sollte sie 

ausgeprägter als bisher in ausländischen rechtswissenschaftlichen Publikations-

medien veröffentlichen sowie ausländische rechtswissenschaftliche Literatur in 

ihren Fachdiskurs einbeziehen. Das bedeutet nicht, die Publikationstätigkeit 

von Deutsch etwa auf Englisch zu verlagern und einseitig nur noch auf Englisch 

zu publizieren. Als Wissenschaft vom Recht als einem sprachlich konstituierten 

Gegenstand erweitert die Rechtswissenschaft ihre Perspektive durch Mehrspra-

chigkeit. 

Aufmerksam beobachtet der Wissenschaftsrat die Ausdifferenzierung des 

rechtswissenschaftlichen Studienangebots, die auf die Herausbildung neuer Be-

rufsfelder, in denen juristische Kompetenzen benötigt werden, verweist. Mehr 

als 13 % aller Jura-Studierenden nehmen Angebote an Fachhochschulen und 

privaten Hochschulen wahr, knapp 16 % der Studierenden an Universitäten 

sind mit dem Ziel eines Bachelor- oder Masterabschlusses eingeschrieben. Das 

Angebot eigener, auf das Profil des Hochschultyps „Fachhochschule“ zuge-

schnittener Studiengänge wird voraussichtlich weiter ansteigen und neue Fel-

der der rechtswissenschaftlichen Ausbildung erschließen. Dies gilt insbesondere 

für die Bereiche Gesundheit und Soziales. Auch die Kohorten derjenigen Jura-

Studierenden, die sich für rechtswissenschaftliche Studienangebote an Universi-

täten eingeschrieben haben, sind durch die Einführung von Bachelor- und Mas-

terstudiengängen heterogener geworden. Der Wissenschaftsrat begrüßt die  

Diversifizierung des Studienangebots, die zu einer höheren Perspektivenvielfalt 

und diskursiven Bereicherung des Fachs führt. Nach Einschätzung des Wissen-

schaftsrates stellt sich für die Fachhochschulen die Herausforderung, die  

Zunahme neu entstehender rechtswissenschaftlicher Studienangebote zu struk-

turieren und zu begrenzen. Die Rechtswissenschaft insgesamt ist damit kon-

frontiert, dass sie sich zur Wahrung ihrer Einheit nicht mehr nur an einem  

einzigen und einheitlichen beruflichen Leitbild orientieren kann. Der Wissen-
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schaftsrat ermuntert die juristischen Fakultäten, weitere Studiengänge zu ent-

wickeln, die auf die zunehmende Diversifizierung juristischer Berufe reagieren 

und den Absolventinnen und Absolventen Mehrfachqualifikationen mit juristi-

schen Anteilen vermitteln. 
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A. Die Rechtswissenschaft 
im deutschen  
Wissenschaftssystem  

A . I  B A S I S D A T E N  Z U R  D E U T S CH E N  R E C H T S W I S S E N S C H A F T   

Die Rechtswissenschaft zählt im deutschen Hochschulsystem zu den quantitativ 

gewichtigen Fächern. Gut 1.300 Professorinnen und Professoren der Rechtswis-

senschaft betreuen knapp 110.000 Studierende in allen rechtswissenschaftli-

chen Studiengängen. (Tab. 1). Insgesamt ist bei einem Anstieg von 20 % die Zahl 

der rechtswissenschaftlichen Professuren proportional deutlich stärker gewach-

sen als die Zahl der Professuren im Durchschnitt aller Fächer, die im Vergleich 

um knapp 10 % gestiegen ist. Dabei ist bemerkenswert, dass die Zahl der Pro-

fessuren an den Universitäten in den letzten elf Jahren nur leicht zugenommen, 

die Zahl der Professuren an den Fachhochschulen sich hingegen mehr als ver-

doppelt hat und auch die Verwaltungsfachhochschulen einen deutlichen An-

stieg an Professuren verzeichnen können (Tab. 5), so dass deren Anteil an der 

juristischen Professorenschaft auf knapp ein Drittel gewachsen ist. |2 Weiterhin 

ist der geringe Anteil ausländischer Professorinnen und Professoren im Ver-

gleich mit anderen Fächergruppen bemerkenswert: Er liegt bei gut 2 %, wäh-

rend er in den Sprach- und Kulturwissenschaften knapp 7 % und über alle Fä-

cher hinweg 6 % beträgt (Tab. 6). Auch der Anteil der Professorinnen im Fach 

Rechtswissenschaft ist im Vergleich zu den anderen Fächern geringer, obwohl 

er in den letzten elf Jahren (2000 – 2010) von 8,1 % auf 15,9 % gestiegen ist 

 

| 2 Das Fach Rechtswissenschaft stellt 3,8 % aller Universitätsprofessuren (in Zahlen: 941 Jura-Professuren 
zu 24.934 Universitätsprofessuren). Der Anteil der Fachhochschul- und Universitätsprofessuren in der 

Rechtswissenschaft an den Professuren aller Hochschultypen beträgt 3,2 % (Tab. 5). 
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(Tab. 5). |3 Nach einer Studie des Stifterverbandes sind knapp 5 % aller Stif-

tungsprofessuren in der Rechtswissenschaft angesiedelt. |4 

Die Rechtswissenschaft weist einen hohen Grad institutioneller Differenzierung 

und ein vielfältiges Angebot an Studiengängen auf: An knapp 150 Hochschulen, 

darunter 26 im privaten Sektor, werden rechtswissenschaftliche Studiengänge 

angeboten (Tab. 1). 41 Standorte bieten ein auf die Erste Prüfung (vormals „Ers-

te juristische Staatsprüfung“, kurz „Staatsexamen“) ausgerichtetes Studium an, 

von denen sich mit der Bucerius Law School eine Hochschule in privater Träger-

schaft befindet. Daneben hat sich in den letzten Jahren an Fachhochschulen 

und Universitäten ein breit gefächertes Feld an Bachelor- und Masterabschlüs-

sen entwickelt. An Fachhochschulen handelt es sich zum Teil um eigenständige 

Angebote wie den Studiengang „Wirtschaftsrecht“, zum Teil um Nebenfach- 

und Weiterbildungsstudiengänge. An Universitäten gibt es vereinzelt grund-

ständige rechtswissenschaftliche Bachelor- und Masterstudiengänge. Die meis-

ten dieser Studiengänge werden vorzugsweise von Studierenden aus dem  

Ausland wahrgenommen oder sind Angebote, die eine „Zwischenstation“ auf 

dem Weg zur Ersten Prüfung darstellen. 

Die Nachfrage nach einem rechtswissenschaftlichen Studium ist in den letzten 

elf Jahren konstant hoch geblieben, auch wenn sich der Anteil der Jura-Studie-

renden in Relation zur steigenden Gesamtzahl der Studierenden an deutschen 

Hochschulen in allen Fächern verringert hat: Er ist von 5,7 % auf 4,9 % gesun-

ken (vgl. Tab. 2). Die knapp 110.000 Studierenden, die im WS 2010/2011 in un-

terschiedlichen rechtswissenschaftlichen Studiengängen immatrikuliert waren 

(Tab. 1 und 2), machten knapp 5 % aller Studierenden aus (Tab. 2). Während vor 

elf Jahren noch fast alle Jura-Studierenden an staatlichen Universitäten einge-

schrieben waren, nehmen mittlerweile über 13 % Studienangebote anderer 

Hochschultypen wahr: 8,7 % studieren an öffentlichen Fachhochschulen, 4,7 % 

an privaten Hochschulen (Tab. 1). Knapp 10 % aller Jura-Studierenden kommen 

aus dem Ausland (Tab. 4).  

Zehn außeruniversitäre Institute, die alle zur Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

gehören, haben eine dezidiert rechtswissenschaftliche Denomination. Sie for-

schen in den Kerngebieten des Privatrechts, des Strafrechts, des Völkerrechts 

sowie zu Fragen des Geistigen Eigentums, des Wettbewerbs, der Besteuerung 

 

| 3 Im Vergleich lag der Anteil der Professorinnen über alle Fächer hinweg 2010 bei 19,0 %. Vgl. Wissen-
schaftsrat: Fünf Jahre Offensive für Chancengleichheit von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern – 

Bestandsaufnahme und Empfehlungen (Drs. 2218-12), 2012, S. 16. Zahlen auf Grundlage der Berichte der 

GWK und des Statistischen Bundesamtes. 

| 4 Andrea Frank, Moritz Kralemann, Melanie Schneider (Hg.): Stiftungsprofessuren in Deutschland. Zahlen, 

Erfahrungen, Perspektiven, Essen: Edition Stifterverband 2009. 



 

 

13 und der Sozialsysteme. Hinzu treten das Institut für Europäische Rechtsge-

schichte, das Max-Planck-Institut für die Erforschung von Gemeinschaftsgütern 

sowie verschiedene Forschungseinheiten des Instituts für ethnologische For-

schung. Die MPG hat beschlossen, zum 1. Januar 2013 in Kooperation mit dem 

Großherzogtum Luxemburg ein Max-Planck-Institut zu gründen, das sich euro-

päisch und international vergleichend mit den Grundlagen gerichtlicher und 

administrativer Verfahren beschäftigen wird. In gewissem Umfang wird 

rechtswissenschaftliche Forschung zudem in der Wissenschaftsgemeinschaft 

Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL) betrieben. In einzelnen Einrichtungen der 

Leibniz-Gemeinschaft wird juristischen Fragestellungen etwa im Bereich der 

Demokratie- und Friedensforschung oder der Verwaltungswissenschaft nachge-

gangen. 

Die finanzielle Ausstattung der Rechtswissenschaft insgesamt hat sich im Ver-

gleich zu der Fächergruppe der Sprach- und Kulturwissenschaften sowie über 

alle Fächer hinweg gut entwickelt. Zwischen 2000 und 2010 sind die Ausgaben 

für die Rechtswissenschaft überdurchschnittlich – um 36 % – gestiegen, wäh-

rend die Steigerungsrate über alle Fächergruppen hinweg bei 26 % liegt (Tab. 7 

und Abb. 3). Dabei ist zu differenzieren: Die Ausgaben für die universitäre 

Rechtswissenschaft sind um 25 % gestiegen, während sich die Ausgaben für die 

Rechtswissenschaft an Fachhochschulen um 43 % erhöht haben. Im Vergleich 

liegt die Steigerungsrate in der Gruppe der Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwis-

senschaften bei 48 %, die Ausgaben für die Sprach- und Kulturwissenschaften 

sind hingegen um nur 21 % gewachsen. 

A . I I  F O R S CH U N G  U N D  N A CH W U C H S F Ö R D E R U N G  I N  D E R   

R E CH T S W I S S E N S C H A F T  

Auch wenn die Außenwahrnehmung der Rechtswissenschaft nicht in erster Li-

nie durch ihre Forschungsleistungen bestimmt wird, hat sich deren Stellenwert 

in den letzten Jahren deutlich verändert. Zu den Gründen gehören wissen-

schaftspolitische Entwicklungen wie die zunehmend wettbewerblich organisier-

te Mittelvergabe im Wissenschaftssystem, die Differenzierung des Hochschul-

systems und eine größere Autonomie der Hochschulen, die mit der Aufgabe 

einer strategischen Neupositionierung verbunden ist. Dadurch rücken For-

schungsleistungen und -schwerpunktsetzungen der einzelnen Fächer und Diszi-

plinen in neuer Weise in den Blick. 

Der rechtswissenschaftlichen Forschung in Deutschland wird insgesamt ein ho-

hes Qualitätsniveau bescheinigt. Auch von internationaler Seite wird ihr ein 
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großer Einfluss attestiert. |5 Bislang gibt es keine belastbaren Studien, auf deren 

Grundlage Aussagen über den Stand und die Situation der rechtswissenschaftli-

chen Forschung in Deutschland validiert werden könnten. 

II.1 Entwicklung der Forschungsaktivität (Drittmittel) 

In den Buchwissenschaften ist die Forschungsleistung anhand quantitativer In-

dikatoren wie Drittmitteleinwerbungen nur schwer zu beschreiben. Eine Ein-

ordnung des Publikationsaufkommens in der Rechtswissenschaft zu Zwecken 

der Bewertung von Forschungsleistungen wird dadurch erschwert, dass das Feld 

der rechtswissenschaftlichen Literatur von abstrakt-theoretischen bis praktisch-

anwendungsbezogenen Formaten reicht. Ein Indikator für die Veränderungen 

der Art und Form der Forschungsaktivitäten sind sie gleichwohl.  

Die eingeworbenen Drittmittel in der Rechtswissenschaft sind in den letzten elf 

Jahren deutlich gestiegen und haben sich verdoppelt (vgl. Tab. 8). Wurden im 

Jahr 2000 in den Universitäten knapp 18.000 Euro pro Professur eingeworben, 

waren es 2010 gut 34.000 Euro. Auch über alle Hochschulen hinweg betrachtet, 

sind die Drittmitteleinnahmen in der Rechtswissenschaft um 70 % gestiegen. 

Diese Zuwachsrate übertrifft das Mittel der Fächergruppe Rechts-, Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaften an allen Hochschulen, wo im Jahr 2000 pro Professur 

20.200 Euro und elf Jahre später 31.400 Euro eingeworben wurden. Gleichwohl 

erreicht die Rechtswissenschaft mit diesen Zahlen nicht den Stand der Sprach- 

und Kulturwissenschaften (56.000 Euro/Professur) an allen Hochschulen, ge-

schweige denn denjenigen der Hochschulen über alle Fächer hinweg (knapp 

114.000 Euro/Professur) (vgl. Tab. 8 und Abb. 4).  

Die Mittel, die im Zuge unterschiedlicher DFG-Verfahren für rechtswissen-

schaftliche Forschung bewilligt worden sind, haben sich im Vergleich zu den 

Drittmitteleinwerbungen insgesamt in der Summe weniger stark entwickelt 

und sind zwischen 2003 und 2011 um 18 % gestiegen (Tab. 9 und Abb. 5). In ab-

soluten Zahlen ist dies eine Erhöhung von 5,9 Mio. Euro auf 7 Mio. Euro. Wäh-

rend sich die Steigerungsraten der Fachkollegien Wirtschaftswissenschaften 

und Sprachwissenschaften ähnlich verhalten und in dem genannten Zeitraum 

um 12 % bzw. 14 % gestiegen sind, starteten beide Fachkollegien in absoluten 

Zahlen auf einem höheren Ausgangsniveau. Im Fachkollegium Wirtschaftswis-

senschaften wurden im Jahr 2003 14,5 Mio. Euro eingeworben, die sich auf 

16,2 Mio. Euro im Jahr 2011 steigerten; im Fachkollegium Sprachwissenschaf-

ten lagen die Drittmitteleinwerbungen 2003 bei 19,6 Mio. Euro, die bis 2011 auf 

 

| 5 Diese Einschätzung wird durch Anhörungen von nationalen und internationalen Sachverständigen sowie 
Vertreterinnen und Vertretern der juristischen Praxis gestützt, die im Rahmen der Arbeitsgruppe „Perspek-

tiven der Rechtswissenschaft in Deutschland“ durchgeführt wurden. 



 

 

22,4 Mio. Euro anwuchsen. Auffällig sind demgegenüber die DFG-Drittmittelein-

werbungen im Fach Geschichte, die sich seit 2003 um fast drei Viertel erhöht 

haben und von 18,5 Mio. Euro auf 32,2 Mio. Euro gestiegen sind. Die DFG-Mittel 

naturwissenschaftlicher Fächer wie Chemie oder Biologie sind grosso modo seit 

2003 um ein Drittel gewachsen. Ungefähr die Hälfte der DFG-Bewilligungen ent-

fällt in allen Fächern auf Projekte im Bereich der Einzelförderung (Tab. 9).  

II.2 Nachwuchsförderung 

In der Rechtwissenschaft schließen 15,6 % der Absolventen und Absolventinnen 

eines Jahrgangs erfolgreich eine Promotion ab (Tab. 10). |6 Damit liegt die Pro-

motionsintensität des Faches oberhalb der Fächergruppe der Sprach- und Kul-

turwissenschaften (11,3 %), aber unterhalb des Wertes für alle Fächergruppen 

(ohne Medizin), der 19 % beträgt (Tab. 11). Dabei liegt die Zahl der abgeschlos-

senen Promotionen pro Professur und Jahr im Fach Jura im Zeitraum zwischen 

2000 und 2009 im Mittel bei 1,9. Damit werden hier deutlich mehr Promotio-

nen abgeschlossen als beispielsweise in der Germanistik, wo die Zahl der abge-

schlossenen Promotionen pro Professur und Jahr im Durchschnitt bei 0,5 liegt. 

Die Zahl der abgeschlossenen Promotionen pro Professur im Fach Rechtswissen-

schaft ist vergleichbar mit der in den Fächern Chemie (2,0) oder Biologie (2,0) 

(Tab. 12 und 13). 38 % der im Jahr 2010 abgeschlossenen Dissertationen wurden 

von Frauen angefertigt. Dabei sind steigende Tendenzen über einen Zeitraum 

von elf Jahren zu beobachten. Im Jahr 2000 betrug der Anteil der von Frauen 

abgeschlossenen Promotionen lediglich 30 % (Tab. 14).  

Die Zahl der Habilitationen ist rückläufig (Tab. 15). Auffällig ist der Rückgang 

der Habilitationen in der Fächergruppe Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaften zwischen 2000 und 2010 um fast die Hälfte. Zwischen 2000 und 2010 

ist die Anzahl der Habilitationen in der Rechtswissenschaft um mehr als ein 

Viertel zurückgegangen und damit stärker als im Vergleich über alle Fächer. 

Auffällig ist zudem, dass in der Rechtswissenschaft der Anteil der Frauen unter 

den Habilitierenden mit zuletzt (2010) knapp 21 % noch einmal deutlich niedri-

ger ist als unter den Promovierenden. Die Habilitationsintensität liegt in der 

Rechtswissenschaft bei 2,2 % (Tab. 16) und ist ähnlich niedrig wie beispielsweise 

in der Chemie (2,8 %). Die Rechtswissenschaft nutzt bestehende Förderprogram-

me für ihren wissenschaftlichen Nachwuchs. So weist die Max-Planck-Gesell-

schaft im Forschungsgebiet Rechtswissenschaft sieben Research Schools (IMPRS) |7 

 

| 6 Die Promotionsintensität bezeichnet den Mittelwert der Promotionen 2007 – 2009 geteilt durch den 

Mittelwert der Absolventinnen und Absolventen des Studiums 2002 – 2004. 

| 7 Die Research Schools werden jeweils von einem oder mehreren Max-Planck-Instituten ins Leben geru-
fen. Sie arbeiten eng mit Universitäten und anderen – teilweise ausländischen – Forschungseinrichtungen 

zusammen. In den Research Schools werden in der Regel je zur Hälfte deutsche und ausländische Nach-
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und vier Nachwuchsgruppen |8 aus; die DFG listet fünf Graduiertenkollegs im 

Fachkollegium Rechtswissenschaft auf.  

II.3 Rechtswissenschaftliche Publikationsmedien und -formate 

Die Rechtswissenschaft weist ein breites Spektrum an Medien und Formaten 

auf, mit denen sie ihre Forschungsergebnisse kommuniziert. Diese Vielfalt ist 

nicht zuletzt der Eigenschaft der Rechtswissenschaft als Professionsfakultät ge-

schuldet, deren Publikationen sich nicht nur an die wissenschaftliche community 

richten, sondern auch auf die Rechtspraxis bezogen sind. Die Kommunikations-

ziele rechtswissenschaftlicher Literatur sind nicht nach Adressaten innerhalb 

des Wissenschaftssystems versus des Rechtssystems unterschieden. Neben Mo-

nographien und wissenschaftlichen Aufsätzen, den gleichsam „klassischen“ 

wissenschaftlichen Kommunikationsformen, gehören deshalb auch die Genres 

der Kommentar-, Hand- und Lehrbuchliteratur zu den wissenschaftlichen Pub-

likationsmedien. Weitere gängige Publikationsmedien sind Tagungsbände, Sam-

melbände und Festschriften (zur Einordnung publizierter Gutachten siehe 

B.IV.1). 

Juristische Kommentare sind überwiegend auf die juristische Praxis bezogen 

und tragen zur grundsätzlichen Struktur- und Prinzipienbildung einzelner 

Rechtsgebiete bei. Neben monumentalen Kommentaren in den drei Bereichen 

des Öffentlichen, Privat- und Strafrechts gibt es eine Reihe von Kommentaren 

für Spezialgesetze: vom Asylverfahrengesetz oder dem Baugesetz über das Bun-

desimmissionsschutzgesetz, das anwaltliche Kostenrecht und das Ordnungswid-

rigkeitengesetz bis hin zum Tierschutzgesetz, dem Scheck- und Wechselgesetz 

oder zur Zivilprozess- und Insolvenzordnung. Für Nichtspezialisten bereiten 

Kommentare den oft wenig durchsichtigen Rechtsstoff in transparenter Weise 

auf, bringen Normen in einen systematischen Deutungszusammenhang, infor-

mieren über ihre Genese und tragen qua Selektion und dogmatischer Durch-

dringung zur Handhabbarkeit der Gesetze für die Praxis bei. In einer stark lega-

listisch geprägten Rechtskultur wie der deutschen erfüllen sie eine wichtige 

Funktion. Handbücher und Lehrbücher sind ein wichtiges Genre in der rechts-

wissenschaftlichen Publikationslandschaft, weil sie systematisch, problemorien-

 

wuchswissenschaftler und -wissenschaftlerinnen gemeinsam ausgebildet. Schwerpunkt der dreijährigen 

Doktorandenzeit ist die selbständige Forschungstätigkeit an zumeist interdisziplinären Themen. Das Pro-

motionsrecht liegt ausschließlich bei den Universitäten. Die Studierenden werden jedoch sowohl von Wis-
senschaftlern und Wissenschaftlerinnen der Universitäten als auch der Max-Planck-Institute betreut. 

| 8 Selbständige Nachwuchsgruppen der Max-Planck-Gesellschaft dienen der Förderung begabter junger 

Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen, die auf ihrem Fachgebiet bereits herausragende Leistungen 
erbracht haben. Ihnen wird die Möglichkeit gegeben, sich im Rahmen eines auf fünf Jahre angelegten For-

schungsprogramms für Leitungspositionen in der Wissenschaft zu qualifizieren. 



 

 

17 tiert und wissenschaftlich-analytisch in die verschiedenen Bereiche des Rechts 

einführen. 

Ähnlich breit ist die Zeitschriftenlandschaft der Rechtswissenschaft, die nach 

Ausbildungs-, Praktiker-, Teildisziplin- und Archivzeitschriften unterschieden 

werden kann. Ausbildungszeitschriften werden durchweg von Universitätspro-

fessoren herausgegeben. Es ist eine Besonderheit der juristischen Zeitschriften-

literatur, dass neben Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern 

auch etablierte Fachvertreter in Ausbildungszeitschriften veröffentlichen. |9 

Bundesweit finden mittlerweile auch studentische Zeitschriften einzelner juris-

tischer Fakultäten Verbreitung. Die beiden Arten von Ausbildungszeitschriften 

werden vielfach von Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissen-

schaftlern für ihre lehrorientierte Publikationstätigkeit genutzt, um ihre päda-

gogische Eignung in den Kerngebieten des geltenden Rechts zu belegen.  

Praktikerzeitschriften sind an Praktikerinnen und Praktiker in den Teildiszipli-

nen gerichtet. |10 Oftmals werden diese Zeitschriften von Praktikern bzw. ge-

meinsam von Rechtswissenschaftlern und Praktikern herausgegeben. In ihnen 

veröffentlichen sowohl praktisch tätige Juristinnen und Juristen als auch 

Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler. Die Teildisziplinzeit-

schriften befassen sich mit spezialisierten Fragen der rechtswissenschaftlichen 

Teilgebiete, die im Diskurs zwischen Spezialisten beantwortet werden. So gibt es 

innerhalb des Zivilrechts beispielsweise Zeitschriften für so unterschiedliche 

Gebiete wie das Urheberrecht, das Familienrecht, das Internationale Privatrecht 

oder das Gesellschaftsrecht. Einen hohen wissenschaftlichen Anspruch verfol-

gen insbesondere Archivzeitschriften. Ihr Ziel besteht darin, die Einheit der ju-

ristischen Teilgebiete, ja der Rechtswissenschaft insgesamt, zu erhalten. |11  

Die rechtswissenschaftliche Zeitschriftenlandschaft ist sprachlich differenziert, 

eine fachgebietsübergreifende Relevanzhierarchie der Zeitschriften ist weniger 

ausgeprägt als etwa in den Naturwissenschaften und nicht an einer einzigen 

Sprache orientiert. Auch in Zukunft ist die Sprache der rechtswissenschaftli-

 

| 9 Beispielhaft seien die Juristische Schulung (JuS), die Juristische Ausbildung (JURA) und die Juristischen 

Arbeitsblätter (JA) genannt. 

| 10 Das Spektrum reicht von der NJW (Neue Juristische Wochenschrift), einer wöchentlichen, fachübergrei-

fenden Zeitschrift, die stark rechtsprechungsorientiert ist, über die ZMR (Zeitschrift für Mietrecht), die 

FamRZ (Zeitschrift für das gesamte Familienrecht), die Zeitschrift CR (Computer und Recht), die NVwZ (Neue 

Zeitschrift für Verwaltungsrecht), die ZUR (Zeitschrift für Umweltrecht) bis hin zur VergabePrax (Zeitschrift 

für die Praxis des Vergaberechts), die seit 2012 erscheint.  

| 11 So zum Beispiel die JuristenZeitung, die Zeitschriften Der Staat, Rechtswissenschaft, das Jahrbuch für 

öffentliches Recht (JöR), das Archiv für die civilistische Praxis (AcP); die Zeitschrift der Savigny-Stiftung für 

Rechtsgeschichte (ZRG, GA/KA/RA) und Goltdammers Archiv. 
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chen Zeitschriftenliteratur an die Sprachförmigkeit des Rechts gebunden. Da je-

der europäische Staat seine eigenen Normen erlässt, auslegt und anwendet, wer-

den die Normen primär im je eigenen rechtswissenschaftlichen Diskurs in den 

einschlägigen nationalen Zeitschriften untersucht und in der Nationalsprache 

bearbeitet. Dies gilt insbesondere für Zeitschriften in den Gebieten des gelten-

den Rechts bzw. der dogmatischen Fächer. Speziell in Deutschland kommt hin-

zu, dass es auf der Ebene der Bundesländer unterschiedliches Polizei-, Schul-, 

Kommunal- oder Baurecht gibt; die entsprechenden Normenbestände und die 

Rechtsprechungen dazu müssen wissenschaftlich aufgearbeitet und weiterent-

wickelt werden. Aus diesen Gründen muss in der Rechtswissenschaft vielfach in 

der Sprache des jeweiligen Rechtssystems kommuniziert und publiziert werden. 

Darüber hinaus gibt es Bereiche der Grundlagenfächer und rechtswissenschaft-

liche Teilgebiete, die durch ihren international ausgerichteten Untersuchungs-

gegenstand (wie beispielsweise das Völkerrecht) traditionell mehrsprachig sind. 

Daneben gibt es rechtswissenschaftliche Teilgebiete, in denen die Zeitschriften-

beiträge in verschiedenen Sprachen abgedruckt werden. Diese Praxis existiert 

auch in der Rechtswissenschaft anderer Länder, europäisch und international. 

A . I I I  D A S  R E C H T S W I S S E N S C H A F T L I C H E  S T U D I U M  

Die große Mehrheit der Jura-Studierenden strebt einen Abschluss an einer Uni-

versität mit der Möglichkeit an, die Erste Prüfung abzulegen (rund 70 %). An 

Universitäten absolvieren knapp 81 % aller Studierenden die Erste Prüfung. 

Knapp 16 % der Studierenden sind mit dem Ziel eines Bachelor- oder Masterab-

schlusses an Universitäten eingeschrieben. Auf die Gesamtzahl aller Jura-

Studierenden an allen Hochschularten bezogen sind dies gut 25 % (Tab. 1). Der 

Anteil weiblicher und männlicher Studierender hält sich weitgehend die Waage 

(Tab. 2 und 3). 

Die Betreuungsrelationen in der Rechtswissenschaft sind sowohl absolut als 

auch im Fächervergleich ungünstig. Im Jahr 2010 wurden pro Professur 82 Stu-

dierende betreut, während über alle Studienfächer hinweg an allen Hochschu-

len das Betreuungsverhältnis bei 52 Studierenden pro Professur lag. Zwischen 

2000 und 2010 haben sich die Betreuungsquoten in der Rechtswissenschaft ins-

gesamt leicht verbessert und sind über die Hochschularten hinweg von 93 auf 

82 Studierende/Professur gefallen (Tab. 18 und Abb. 6). Während an den Univer-

sitäten im Jahr 2000 auf eine rechtswissenschaftliche Professur 113 Studierende 

entfielen, waren es im Jahr 2010 nur mehr 102. An den Fachhochschulen sind 

die Betreuungsrelationen für das Fach Rechtswissenschaft deutlich besser. Im 

Jahr 2010 kamen 33 Studierende auf eine Professur. Relativierend muss aller-

dings angemerkt werden, dass an Fachhochschulen in der Regel kein Mittelbau 

bzw. wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter existieren, die wie an 



 

 

19 Universitäten Betreuungsaufgaben wahrnehmen. Zudem ist die Zahl der zu 

betreuenden Studierenden pro Professur hier in den letzten zehn Jahren konti-

nuierlich gestiegen. Nimmt der Anteil der Studierenden an Fachhochschulen 

weiterhin zu, werden auch hier schlechtere Betreuungsrelationen zu beobach-

ten sein. 

50 % aller Jura-Studierenden mit Studienziel Erste Prüfung haben ihr Studium 

in maximal zehn Semestern abgeschlossen (Abb. 7). Unter den Hochschulen, die 

die kürzeste mittlere Fachstudiendauer aufweisen, befindet sich neben drei mit-

telgroßen bayerischen Hochschulen (Passau, Augsburg und Würzburg) die pri-

vate Bucerius Law School. Das Mittelfeld der Universitäten, in denen das Studium 

innerhalb des Medians von zehn Semestern abgeschlossen wird, ist groß. Auch 

an sehr großen juristischen Fakultäten wie Köln und Münster liegt die Studien-

dauer bei gut zehn Semestern. 

Zwei strukturelle Veränderungen kennzeichnen die Entwicklung von Lehre und 

Ausbildung in der Rechtswissenschaft in den letzten 10 Jahren in besonderer 

Weise: Zum einen trat 2003 das „Gesetz zur Reform der Juristenausbildung“ in 

Kraft, das das rechtswissenschaftliche Studium reformiert hat. Zum zweiten hat 

sich in den Fachhochschulen der Bereich Wirtschaftsrecht fest etabliert. 

Im Unterschied zu anderen Studienfächern nimmt ein beträchtlicher Teil der 

Studierenden zusätzlich zur Ausbildung an der Hochschule die Dienste privat-

wirtschaftlicher Repetitorien in Anspruch, um sich auf die Erste Prüfung vor-

zubereiten. Schätzungen gehen davon aus, dass mindestens die Hälfte bis über 

90 % der Jura-Studierenden mit Hilfe eines Repetitoriums für die Erste Prüfung 

lernt. |12 Neben kommerziellen Anbietern eröffnen auch die Hochschulen die 

Möglichkeit zur gezielten Vorbereitung auf die Erste Prüfung. Seit Mitte der 

1970er Jahre werden, erweitert durch Mittel aus Studiengebühren, so genannte 

Universitätsrepetitorien angeboten. 

 

| 12 Vgl. dazu die Zahlen des Deutschen Juristen-Fakultätentages, der eine Umfrage in Zusammenarbeit mit 

den Landesjustizprüfungsämtern zum Besuch kommerzieller Repetitorien durchgeführt hat (www.djft.de/ 
themen/umfrage/umfrage.htm); Kathrin Klette: „Recht verschlossen“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 

vom 21. Mai 2011 (http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/wirtschaft/repetitorien-fuer-jurastudenten-

recht-verschlossen-1642387.html [letzter Zugriff: 27.08.2012]); Manuel J. Hartung: „Die Klagen der Juris-
ten“, in: Die Zeit vom 25. Mai 2005 (http://www.zeit.de/2005/22/C-JURA-Serie/seite-1 [letzter Zugriff: 

27.08.2012]).  
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III.1 Universitätsstudium 

In Deutschland gibt es 43 juristische Fakultäten, von denen 41 Fakultäten einen 

zur Ersten Prüfung führenden Studiengang anbieten. 36 dieser 43 Fakultäten 

sind mit mindestens 15 Professuren besetzt. |13  

Das Universitätsstudium der Rechtswissenschaft schließt überwiegend mit ei-

nem einheitlichen Abschluss gemäß § 5 I DRiG, der Ersten Prüfung, ab. Das Ab-

legen dieser Prüfung ist Voraussetzung für den Eintritt in den juristischen Vor-

bereitungsdienst, der mit der zweiten Staatsprüfung endet. Diese ist wiederum 

Eingangsvoraussetzung für eine Anzahl vom Staat regulierter Berufe (wie Rich-

ter oder Rechtsanwalt) und bildet so ein Instrument zur flächendeckenden Si-

cherung und Einhaltung von Qualitätsstandards. Der Prüfungsstoff der Ersten 

Prüfung, der in Rechtsvorschriften der Länder festgelegt und von eigenen Lan-

desjustizprüfungsämtern administriert wird, ist entsprechend stark kanoni-

siert. Strukturveränderungen, die auf die rechtswissenschaftliche Lehre und 

Forschung zielen, betreffen deswegen immer auch die Erste Prüfung und müs-

sen sie in Rechnung stellen.  

In den zurückliegenden Jahrzehnten war die so genannte „Befähigung zum 

Richteramt“ leitend für den Aufbau des rechtswissenschaftlichen Studiums. 

Diese Perspektivierung wird immer wieder, insbesondere von den Anwaltsver-

bänden, kritisiert. Man geht davon aus, dass rund 75 % der Absolventinnen und 

Absolventen eines volljuristischen Studiums den Anwaltsberuf ergreifen. |14 Die 

Zahl der Anwälte hat sich laut Bundesrechtsanwaltskammer seit 1950 mehr als 

verzehnfacht und ist in den letzten 10 Jahren noch einmal deutlich auf heute 

158.426 zugelassene Rechtanwälte, davon gut 30 % Frauen, gestiegen. |15 Die 

Zahl der Fachanwaltschaften ist zwischen 1960 und 2012 um das fast 50-fache 

 

| 13 Die Zahlen beziehen sich auf Angaben des Deutschen Juristen-Fakultätentag des Jahres 2010. Die 

Technische Universität Dresden, die FernUniversität Hagen und die Universität Siegen, die keine Studien-
gänge zur Vorbereitung auf die Erste Prüfung anbieten, und die Bucerius Law School sind in dieser Zählung 

enthalten. Vgl. http://www.djft.de/pdf/Gesamtstatistik_DJFT _2011.pdf (letzter Zugriff: 21.06.2012). 

| 14  Bis zu 15 % der Assessorinnen und Assessoren sind anschließend bei Verbänden und Unternehmen 
tätig, 6 % in der öffentlichen Verwaltung, 4 % in der Justiz, ca. 75 % ergreifen den Anwaltsberuf (vgl. Bericht 

des Ausschusses der Justizministerkonferenz zur Koordinierung der Juristenausbildung. Der Bologna-

Prozess und seine möglichen Auswirkungen auf die Juristenausbildung [http://www.justiz.nrw.de/JM/ 
justizpolitik/schwerpunkte/juristenausbildung/bologna_prozess/berichte2005/abschlussbericht.pdf], 

S. 30 [letzter Zugriff: 21.09.2012]). 
| 15  1950 waren 12.844 Rechtsanwälte zugelassen, im Jahr 2000 waren es 104.067. (Vgl. Bundesrechts-
anwaltskammer: Entwicklung der Zahl zugelassener Rechtsanwälte seit 1915 [http://www.brak.de/w/ 

files/04_fuer_journalisten/statistiken/statistiken2012/entwicklungraebis2012.pdf; letzter Zugriff: 01.08. 

2012]). Dabei ist zu beachten, dass bei den als Rechtsanwalt Zugelassenen auch Pensionäre oder Juristen 
anderer Berufe mit gezählt werden (z. B. Juristen in Rechtsabteilungen großer Unternehmen, Syndikus-

Anwälte), die – meist aus versorgungsrechtlichen Gründen – eine Anwaltszulassung besitzen. 



 

 

21 von gut 900 auf gut 44.000 gestiegen. |16 Insbesondere seit Ende der 1990er Jah-

re ist ein starker Zuwachs an Fachanwaltstiteln zu verzeichnen. Zwischen 2000 

und 2012 sind sie um den Faktor 4 von gut 11.000 auf 44.000 gestiegen. Damit 

ist der Anteil von Fachanwältinnen und Fachanwälten an allen zugelassenen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten zwischen 2001 und 2012 von knapp 

12 % auf 28 % gestiegen. Wesentlichen Anteil daran hat die Zunahme der aner-

kannten Fachanwaltstitel. Während es zwischen 1960 und 1980 zwei Fachan-

waltstitel gab (Steuer- und Verwaltungsrecht), stieg ihre Zahl in den 1990er Jah-

ren auf sechs und bis heute auf 20. Diese Zahlen können als Indikator dafür 

verstanden werden, dass sich das juristische Berufsfeld dynamisch verändert 

und ausdifferenziert.  

Anwaltsbezogene Interessengruppen setzen sich dafür ein, praxis- bzw. berufs-

bezogene Ausbildungsanteile wie etwa Rhetorik, Verhandlungsmanagement, 

Mediation und Vernehmungstechnik in das Studium zu integrieren. Um die 

Vorbereitung auf den Anwaltsberuf zu verbessern, wurde im Rahmen des Refe-

rendariats die Dauer der Pflichtstation bei einem Anwalt von vier auf neun Mo-

nate verlängert. Das 2003 in Kraft getretene „Gesetz zur Reform der Juristen-

ausbildung“, dessen Ziel in der besseren Vorbereitung auf die juristischen 

Berufe, insbesondere den des Anwalts, bestand, ermöglicht zudem nun eine 

Schwerpunktbildung der rund 40 rechtswissenschaftlichen Fakultäten an staat-

lichen Universitäten in Deutschland, die zugleich prüfungsrelevant ist. Die Ers-

te Prüfung wird nicht länger allein staatlich in Form von Fallprüfungen abge-

nommen, welche die Justizverwaltung des Landes verantwortet, sondern geht 

zu 30 % auf die Schwerpunktbildung an der jeweiligen Universität zurück. Die-

ser Teil der Prüfung wird ausschließlich von den Professoren und Professorin-

nen der jeweiligen Universität abgenommen.  

Die Schwerpunktbereiche ermöglichen es den Fakultäten bzw. Fachbereichen, 

Akzente auf bestimmte Teilbereiche zu legen, so zum Beispiel auf Internationa-

les und Europarecht oder auch auf kleinere Bereiche wie das Seerecht und See-

völkerrecht. Vielfach wurden ein oder mehrere Schwerpunkte in den Bereichen 

des Wirtschafts- und Unternehmensrechts (mindestens mit den Materien Ge-

sellschafts-, Kapitalmarktrecht oder geistiges Eigentum und Lauterkeitsrecht) 

eingerichtet. Von Seiten der Studierenden ist ein Schwerpunkt im Strafrecht 

(meist mit den Fächern Jugendstrafrecht, Kriminologie oder Internationales 

Strafrecht) besonders nachgefragt. Nur ganz vereinzelt wird der Akzent auf 

Grundlagenfächer wie etwa Rechtsgeschichte gelegt. Einige der befragten Fa-

 

| 16 Vgl. Bundesrechtsanwaltskammer: Entwicklung der Fachanwaltschaften seit 1960 (http://www.brak. 
de/w/files/04_fuer_journalisten/statistiken/statistiken2012/entwicklungfaebis2012.pdf [letzter Zugriff: 

01.08.2012]). 
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kultäten konstatieren, dass die Wissenschaftlichkeit des Studiums durch anzu-

fertigende Haus- bzw. Seminararbeiten zugenommen habe und das Schwer-

punktbereichsstudium prinzipiell einen vertieften wissenschaftlichen Diskurs 

ermögliche. Allerdings gaben die befragten Fakultäten auch an, dass sie vor al-

lem bei der Vermittlung betreuungsintensiver Inhalte an ihre Grenzen stießen. 

Ein Grund dafür liegt in der starken Lehrbelastung und den hohen Betreuungs-

zahlen. 

Über die Auswirkungen der Reform liegen erste Evaluationsberichte vor, die je-

doch in ihren Aussagen aufgrund der schmalen Datenbasis als eingeschränkt 

belastbar betrachtet werden müssen. |17 Die durchschnittliche Bewertung der 

befragten Studierenden in Bezug auf den Erwerb von Schlüsselqualifikationen 

lag zwischen den Noten 1 („keine Kompetenz erworben“) und 2 („sehr geringe 

Kompetenz erworben“). Ebenfalls schlecht schnitt die Qualität der anwaltsori-

entierten Lehrveranstaltungen ab, die von mehr als der Hälfte der befragten 

Studierenden als unzureichend bzw. mäßig eingeschätzt wurde. Demgegenüber 

hat sich das Bestreben nach einer höheren Internationalisierung des Studiums 

realisieren lassen. Jura-Studierende absolvieren in größeren Zahlen Auslands-

aufenthalte und auch die Schwerpunktbereiche weisen internationale Bezüge 

auf. Die Schwerpunktbereiche können nach persönlichen Interessen und Be-

rufswünschen gewählt werden, was als Erreichung eines Reformziels gewertet 

wird. Das „Gesetz zur Reform der Juristenausbildung“ hat auch administrative 

Auswirkungen gezeitigt, indem eigene Universitätsprüfungsämter aufgebaut 

und personell ausgestattet werden mussten. 

III.2 Studium an Fachhochschulen 

In den letzten Jahren sind zahlreiche rechtswissenschaftliche Studienangebote 

an den Fachhochschulen und auch an den Verwaltungshochschulen geschaffen 

worden. |18 Seit dem Wintersemester 2002/2003, dem Zeitpunkt, an dem das 

Statistische Bundesamt erstmals das Studienfach Wirtschaftsrecht ausweist, hat 

sich die Zahl der Studierenden vervierfacht und ist von knapp 3.000 auf gut 

12.000 (WS 2010/2011) gestiegen (Tab. 2). Auch über den Studiengang Wirt-

schaftsrecht hinaus, der an einigen Fachhochschulen ein eigenständiger Bache-

 

| 17 Vgl. Ausschuss der Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister zur Koordinierung der Juristen-

ausbildung: Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Reform der Juristenausbildung (http://www. 

justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/schwerpunkte/juristenausbildung/evaluation/bericht.pdf [letzter Zugriff: 
04.07.2012]) und Fortsetzung der Evaluation für den Zeitraum Januar 2007 bis Oktober 2010 (http:// 

www.justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/schwerpunkte/juristenausbildung/evaluation/bericht2011.pdf [letzter 

Zugriff: 04.07.2012]). 

| 18 Gemeint sind die öffentlichen und privaten Fachhochschulen. Eigene Fachhochschulen unterhalten die 

Bundesagentur für Arbeit, die Sozialversicherungsträger, der Bereich der Rechtspflege sowie die Polizei.  



 

 

23 lor- und/oder Masterstudiengang ist, haben Fachhochschulen weitere speziali-

sierte rechtswissenschaftliche Studienangebote entwickelt, etwa in den Berei-

chen Sozial- oder Medienrecht. Ergebnis des Ausbaus rechtswissenschaftlicher 

Studienangebote an den Fachhochschulen ist, dass mittlerweile knapp 9 % aller 

Studierenden der Rechtswissenschaft an Fachhochschulen eingeschrieben sind 

(Tab. 1 und 2). Zum Teil sind die Studiengänge an Fachhochschulen zulassungs-

beschränkt.  

Der Ausbau rechtswissenschaftlicher Lehrangebote im Fachhochschulbereich 

ist mit einem Aufbau entsprechender Lehrkapazität einhergegangen. Das Be-

treuungsverhältnis ist hier statistisch deutlich besser als an den Universitäten 

(vgl. Tab. 18). Dies hängt auch mit den Curricularnormwerten (CNW) zusam-

men, die sich zwischen Fachhochschulen und Universitäten unterscheiden. Der 

Curricularnormwert, der den Lehraufwand für einen Studierenden in Regelstu-

dienzeit in Semesterwochenstunden quantifiziert, beträgt für den Studiengang 

Rechtswissenschaft zurzeit 2,2 und ist damit leicht verbessert worden (Stand 

2003: 1,7). |19 An den Fachhochschulen weist das Fach Wirtschaftsrecht hinge-

gen einen Wert von 4,8 (Bachelor) bzw. 5,6 (Diplom) auf. |20 

Auch an den Fachhochschulen entsteht seit wenigen Jahren ein Markt für 

rechtswissenschaftliche Weiterbildungsmaßnahmen. So werden Fortbildungen 

zum Erwerb eines Fachanwaltszertifikats außer von privatwirtschaftlichen Un-

ternehmen mittlerweile auch von Fachhochschulen angeboten. Weiterhin ge-

hören berufsfeldbezogene bzw. berufsbegleitende Masterstudiengänge mit 

rechtswissenschaftlichen Schwerpunkten zum Portfolio dieses Hochschultyps. 

 

| 19 Im Vergleich liegt der CNW in der Zahn- und Tiermedizin derzeit bei 7,6, in der Geschichte oder Thea-

terwissenschaft bei 3,0, in der Sozialwissenschaft bzw. Soziologie bei 2,0. 

| 20 So beispielsweise die niedersächsische Verordnung über die Kapazitätsermittlung zur Vergabe von 

Studienplätzen (http://www.vhw-bund.de/DOCS/RECHT/KapVND2003.pdf [letzter Zugriff: 01.08.2012]). 
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B. Analyse und  
Empfehlungen 

Die Rechtswissenschaft blickt auf eine lange akademische Tradition zurück und 

ist ein quantitativ wie qualitativ gewichtiges Fach, an das auch die Wissen-

schaftspolitik wie Vertreterinnen und Vertreter anderer Fächer hohe Leistungs-

erwartungen richten. Sie hat sich an den jüngsten Reformen des deutschen 

Wissenschaftssystems bislang eher zurückhaltend beteiligt. Sowohl der Unter-

suchungsgegenstand der Rechtswissenschaft als auch ihre gegenwärtigen Struk-

turen werden jedoch durch die Veränderungen im Zuge der Internationalisie-

rung und Europäisierung des Rechts, den Wandel des Wissenschaftssystems 

und die zunehmende Verantwortung der wissenschaftlichen Einrichtungen für 

ihre Selbststeuerung herausgefordert. Der Wissenschaftsrat erwartet, dass sich 

die Rechtswissenschaft mit der hier vorgenommenen Bestandsaufnahme und 

den daraus folgenden Empfehlungen nachdrücklich weiterentwickelt. 

B . I  R E CH T S W I S S E N S C H A F T .  D E F I N I T I O N  –  E R K E N N T N I S B E D I N G U N G E N  –  

F U N K T I O N E N   

Dieses Kapitel befasst sich mit Merkmalen und Bedingungen, die die Rechtswis-

senschaft als Fach und in ihrer Eigenschaft als Professionsfakultät kennzeich-

nen. Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, dass sowohl der Dialog zwischen 

der Rechtswissenschaft und den anderen Fächern an den Hochschulen als auch 

die Verständigung innerhalb der Rechtswissenschaft davon profitieren, dass das 

Fach Grundsätze und Perspektiven seines Selbstverständnisses explizit macht 

und kommuniziert. Diese Selbstverständigungs- und Explikationsprozesse, zu 

denen Kapitel B.I. einen Anstoß geben will, sind insbesondere mit Blick auf die 

Veränderungen erforderlich, die den Gegenstand der Rechtswissenschaft, das 

Recht, prägen und durch die neue Anforderungen an Forschung und Lehre ge-

stellt werden. Aus der Darstellung des Selbstverständnisses ergeben sich Ent-

wicklungsperspektiven, die die Rechtswissenschaft im Interesse der Bewälti-

gung jener zukünftigen Herausforderungen verfolgen sollte, denen sie als 



 

 

25 wissenschaftliche Disziplin gegenüber stehen wird. Entsprechende Schlussfol-

gerungen ziehen die Kapitel B.II.-B.IV.  

I.1 Definition und Thema 

Die Rechtwissenschaft betreibt die systematische, kritisch reflektierte und me-

thodische Auseinandersetzung mit Recht. Sie hat dabei eine unmittelbar prakti-

sche Perspektive, insofern sie die Entscheidungsfindung im Rechtssystem mit 

vorbereitet, begleitet und gestaltet. Die Rechtswissenschaft entwickelt die Lehre 

vom Inhalt des geltenden Recht (Dogmatik[en]), ebenso wie sie seine vielfältigen 

(historischen, politischen, philosophischen, sozialen und individuellen etc.) 

Grundlagen untersucht. Die deutsche Rechtswissenschaft charakterisiert es in 

besonderer Weise, das gesamte Recht umfassend begrifflich-systematisch zu be-

arbeiten.  

Im Unterschied zu anderen gesellschaftlichen Regelungssystemen zeichnet sich 

das Recht durch einen spezifischen Geltungsanspruch aus, der sich in allgemei-

ner gesellschaftlicher Verbindlichkeit manifestiert und durch hoheitliche Ge-

walt garantiert und durchgesetzt wird. Voraussetzungen, Geltungsbedingungen 

und Effekte des positiven Rechts werden von seiner Entstehung über seine 

Vermittlung bis hin zur Durchsetzung von der Rechtswissenschaft reflek-

tiert. Die Rechtswissenschaft befasst sich auch mit anderen Rechtsformen (bei-

spielsweise Gewohnheitsrecht), die in bestimmten Rechtsbereichen wie etwa 

dem Völkerrecht eine wichtige Rolle spielen, sowie mit nicht-staatlichen Norm-

beständen mit teilweise umstrittenem Rechtscharakter (beispielsweise die so 

genannte Lex Mercatoria oder das International Regulatory Framework for Banks [Basel 

III]). |21 Zum positiven Recht gehören dabei neben dem materiellen Recht das 

Verfahrensrecht, das Organisationsrecht sowie Fragen der Kompetenzordnung.  

Das Recht ist in der Moderne ein zentrales gesellschaftliches Steuerungsmedi-

um. Seine wesentlichen Funktionen lassen sich umschreiben als (1) Konfliktre-

gelung, (2) Verhaltenslenkung und (3) Verwirklichung von Leitideen wie Ge-

rechtigkeit, Freiheit, Menschenwürde und Solidarität. 

(1) In fundamentaler Weise und von alters her dient Recht der Streitvermeidung 

und Streitschlichtung und dadurch der Friedenssicherung. Rechtshistorisch ge-

sehen diente das für alle geltende Recht in Verbindung mit dem staatlichen 

Gewaltmonopol der Zurückdrängung personaler Eigenmacht in Gestalt von Ra-

che und Selbstjustiz sowie der Überwindung der Fehde. Seinem Anspruch nach 

 

| 21 Die Lex Mercatoria bezeichnet in der Rechtswissenschaft im Mittelalter entstandene, gewohnheits-
rechtliche und über Grenzen hinaus verwendete Handelsgesetze. Heute wird der Begriff überwiegend für 

die Gesamtheit der internationalen Handelsbräuche und -regeln verwendet.  



26 

 

sorgt es für eine gleiche und damit gerechte Behandlung der Rechtsunterwor-

fenen.  

(2) Weit darüber hinaus dient das Recht der Organisation, Lenkung und Regu-

lierung des zwischenmenschlichen Verhaltens. Das Recht dient als normative 

Richtschnur und Lenkungsinstrument bei der Regelung des gesellschaftlichen 

Miteinanders. Indem es Verfügungsrechte konstituiert und ihre Durchsetzung 

sichert, ermöglicht es die effiziente Nutzung von Gütern. Recht soll Erwar-

tungssicherheit schaffen und den Handlungshorizont für die Bürger bilden. 

Dies schließt ein, dass das Recht Zuständigkeiten und Verfahren der zur 

Rechtsumsetzung berufenen (staatlichen) Institutionen regelt; es ermächtigt 

diese und regelt Kompetenzkonflikte.  

(3) Rechtliche Ordnungen können, wie die geschichtliche Entwicklung und der 

moderne Rechtsvergleich zeigen, inhaltlich sehr unterschiedlich ausgestaltet 

sein. In modernen Grundrechtsdemokratien erfüllt das Recht eine stützende, 

stabilisierende und vor allem strukturierende Funktion bei der gesellschaftli-

chen Verankerung von Leitideen. Das Recht dient heute der Aufgabe, eine Ord-

nung zu sichern, die der Verwirklichung von Gerechtigkeitsansprüchen in  

einem demokratischen Verfassungsstaat, größtmöglicher, gesetzmäßig geordne-

ter Freiheit, menschlicher Würde und mitmenschlicher Solidarität dient. 

Aufgabe der Rechtswissenschaft ist es, Voraussetzungen, Geltungsbedingungen 

und Effekte dieses zentralen gesellschaftlichen Steuerungsmediums unter den 

sich verändernden Bedingungen moderner Vergesellschaftung zu erforschen. 

Das Recht steht stets in Auseinandersetzung nicht nur mit dem äußeren, son-

dern auch mit dem permanent durch das Rechtssystem selbst erzeugten Wan-

del. Es ist daher von externer wie interner Dynamik gekennzeichnet. Derzeit 

verändert sich das Recht insbesondere durch Prozesse der Internationalisierung 

und Europäisierung. Das nationale Recht wird vom europäischen Recht durch-

drungen und (partiell) verändert. Davon sind nicht mehr alleine das nationale 

Verfassungs-, Verwaltungs- und Wirtschaftsrecht betroffen, sondern auch Teil-

bereiche wie das Schuldrecht, das Familien- und Erbrecht oder das Strafrecht. 

Durch die Europäisierung des Rechts und die Rechtsprechungspraxis der zu sei-

ner Anwendung berufenen europäischen Gerichte entsteht eine eigene neue 

Dynamik, die, in anderer Weise als bislang bekannt, existierende Normenhie-

rarchien streitig stellt und Fragen für die Rechtserzeugung und Rechtsanwen-

dung in allen Teilbereichen des Rechts aufwirft. Das Zusammentreffen staatli-

cher Hoheitsrechte mit internationalen Rechtskreisen und nicht-staatlichen 

Normordnungen führt zudem zu Pluralisierungen von Rechtsordnungen. Der 

nach wie vor staatlich geprägte Rechtsraum wird durch die Wahrnehmung von 

Normierungsaufgaben durch Private (in Regelwerken von Verbänden wie bei-

spielsweise DIN, TÜV oder DFB oder Geschäftsbedingungen so genannter sozia-

ler Netzwerke im Internet) sowie durch bestehende oder sich neu herausbilden-



 

 

27 de nichtstaatlich geprägte Ordnungsvorstellungen mit starken Verbind-

lichkeitsstrukturen (beispielsweise religiöse Gemeinschaften) verändert. 

Die Rechtswissenschaft steht in wechselseitiger und enger Beziehung zur 

Rechtspraxis, insbesondere des Gesetzgebers, der Gerichte und Verwaltungen 

sowie einer sich spezialisierenden und ausdifferenzierenden Anwaltschaft. In 

Kooperation und Auseinandersetzung mit den Gerichten arbeitet die Rechtswis-

senschaft daran, das geltende Recht kohärent zu halten, gegebenenfalls Wider-

sprüche aufzulösen sowie auf seiner Grundlage angemessene rechtliche Lösun-

gen für neue Probleme zu entwickeln. Viel stärker als in anderen Fächern 

tragen die in der Praxis tätigen Juristinnen und Juristen zu dieser Arbeit bei. Es 

kennzeichnet die deutsche Rechtswissenschaft, dass universitäre Wissenschaft 

und Rechtspraxis, insbesondere die Gerichtsbarkeit, eng miteinander verknüpft 

sind. Die Rechtswissenschaft ist nicht nur an der Entscheidungsbildung von Ju-

dikative, Legislative und Exekutive beteiligt, sondern beeinflusst auch die Nut-

zung und Mobilisierung von Recht durch Private. Vor allem ist die ober- und 

höchstrichterliche Judikatur an der Weiterentwicklung der Dogmatik beteiligt. 

Dies verbindet die Rechtswissenschaft in anderer Weise als andere wissenschaft-

liche Disziplinen mit Staat und Gesellschaft.  

Die wissenschaftliche Aufgabe und das Selbstverständnis der Rechtswissen-

schaft werden durch die Vorgegebenheit des positiven Rechts geprägt. Die gera-

de in Deutschland jedoch besonders eindringlich gemachte Erfahrung, dass 

auch Unrecht in der Form des Rechts auftreten kann und dass Rechtsstrukturen 

gänzlich zerstört werden können, konfrontiert die Rechtswissenschaft gleich-

zeitig mit der Aufgabe, das gegebene Recht immer wieder prinzipiell auf den 

Prüfstand der wissenschaftlichen Analyse zu stellen. Mit dem Recht ist die ethi-

sche Perspektive auf eine Ordnung verbunden, die der Gerechtigkeit dient. In 

einem doppelten Sinn bezieht sich der Begriff „Recht“ deshalb einerseits auf das 

positive Recht als Bestand geltender Normen (Legalität), andererseits aber auf 

die Frage, ob dieser Bestand auch recht (im Sinne von richtig und gerecht), also 

legitim ist. |22 Das positive, hier und heute geltende Recht lässt sich mit dem 

juristischen Methodenrepertoire (siehe B.I.2) erkennen und anwenden. Diese 

Anwendung des Rechts ist immer theoriegeleitet. Ob seine Regeln recht, also 

richtig und gerecht sind, diese Frage zwingt zudem zum Rückgriff auf andere 

Reflexionsbestände und -verfahren wie diejenigen der Geschichtswissenschaft, 

Kriminologie, Ökonomie, Philosophie, Politikwissenschaft, Psychologie oder So-

ziologie. 

 

| 22 Locus classicus des doppelten Rechtsbegriffs ist die Einleitung in die Rechtslehre § B aus Kants Meta-

physik der Sitten „Was ist Recht?“. 
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I.2 Gegenstandsbezug und Geltungsanspruch der Rechtswissenschaft  

Die Rechtswissenschaft ist eine Normwissenschaft. Ihre erkenntnis- und wissen-

schaftstheoretische Position wird durch die Charakteristika ihres Gegenstandes 

geprägt. Dazu gehört erstens die Veränderlichkeit des positiven Rechts und da-

mit des Hauptgegenstandes der rechtswissenschaftlichen Arbeit; die Rechtswis-

senschaft trägt durch ihre Arbeit zu dieser Veränderung selbst bei. Ein zweites 

Charakteristikum ist die sprachliche, in der Gegenwart vor allem die schrift-

sprachliche Verfasstheit ihres Gegenstands, der Gesamtheit rechtlicher Nor-

men. Drittens sind die Normativität und Dezisionsfunktion ihres Gegenstandes 

hervorzuheben, die das soziale Leben tatsächlich prägen und dauerhaft verän-

dern. Recht ist insofern durch seinen Praxisbezug gekennzeichnet, der es so-

wohl mit der Gesellschaft als auch mit der Herrschaftsausübung in den politi-

schen Ordnungen direkt verknüpft. 

Die Rechtswissenschaft wendet als hermeneutisch vorgehende Wissenschaft 

vielfältige Verfahren an. Wie alle Wissenschaften muss sie ihren Wissenschafts-

anspruch auf eigenständige Weise einlösen: Die rechtswissenschaftliche  

Beschäftigung mit Recht beruht auf einem Kanon grammatikalischer, histori-

scher, systematischer und teleologischer Auslegungsmethoden und auf Argu-

mentationsverfahren, die durch verschiedene theoretische Ansätze und analyti-

sche Bezugsrahmen je nach Erkenntnisinteresse differenziert konzipiert  

werden. Die Rechtswissenschaft geht begrifflich analytisch vor und entwickelt 

rechtssystematische oder hermeneutische Perspektiven auf das Normenmateri-

al. Die juristische Methodenlehre befasst sich mit der Interpretation (Ausle-

gung) rechtlicher Normen sowie ihrer Anwendung im Einzelfall, also mit der 

kunstgerechten (lege artis) Handhabung von Rechtsnormen und den dabei zu be-

achtenden Regeln. Themen sind hier u. a. der Vorgang der Subsumtion (die An-

wendung einer Norm auf einen Sachverhalt [Fall], das heißt die Unterordnung 

eines Sachverhaltes unter die Voraussetzungen der Norm), die canones der Aus-

legung oder Präjudizien. Die gewonnenen Einsichten werden in der Rechtsdog-

matik strukturiert zusammengeführt und entwickelt. Die Argumentation ist 

innerer Konsistenz und Kohärenz mit anderen wissenschaftlichen Einsichten 

verpflichtet. Die Rechtswissenschaft setzt dabei auf Differenziertheit, Viel-

schichtigkeit und Falsifizierbarkeit ihrer Argumentation: Die gewonnenen Ein-

sichten teilen die prinzipielle Vorläufigkeit und Revozierbarkeit jeder wissen-

schaftlichen Aussage. 

Das Erkenntnisobjekt der Rechtswissenschaft hat ein dynamisches Element in-

sofern das gegenwärtige Recht kontingent geworden und veränderlich ist. Ziel 

der Rechtsanwendung ist es, dem notwendig unspezifisch bleibenden Gesetzes-

text eine eindeutige Auslegung zu geben. Damit liegt eine zentrale hermeneuti-

sche Situation in den verschiedenen Verfahren der praktischen Rechtsanwen-

dung. Dort werden Gesetze mit Hilfe von Kommentaren, Sammlungen von 



 

 

29 exemplarischen Fällen und Entscheidungen sowie einer umfangreichen Fachli-

teratur auf eine konkrete Situation hin interpretiert und ausgelegt. Dabei ist 

das juristische Normsystem nie vollständig bzw. abgeschlossen. Es kann ange-

sichts der sich stetig verändernden Gesellschaft und historischen Entwicklung 

nie völlig gelingen, alle vorkommenden Zweifels-, Streit- und Konfliktfälle zu 

erfassen. Außerdem müssen Gesetzestexte ergänzt, verändert und „novelliert“ 

werden, um die Vielfalt der Fälle und die neu entstehenden Situationen zu er-

fassen. Damit kennzeichnet die Unvollständigkeit des Normsystems die rechts-

wissenschaftliche Arbeit und stellt gleichzeitig eine besondere Herausforderung 

für sie dar. 

Wenn die Rechtswissenschaft geschichtswissenschaftliche, linguistische, philo-

sophische, sozial-, politik- und wirtschaftswissenschaftliche, psychologische, 

kriminologische und weitere Perspektiven integriert, schöpft sie aus dem Me-

thodenrepertoire der entsprechenden Bezugswissenschaften. Auch dadurch 

richtet sie unterschiedliche Erkenntnisperspektiven auf ihren Gegenstand und 

entfaltet so die Vielzahl der Bedeutungsdimensionen des Rechts (Entstehungs- 

und Geltungsbedingungen, rechtliche Durchdringung vielfältiger Lebensberei-

che und sozialer Sphären, Tragfähigkeit und Belastbarkeit von Normen, Fragen 

der Gerechtigkeit usw.). Die Rechtswissenschaft kann deshalb auf interdiszipli-

näre Bezüge nicht verzichten. Die Internationalisierung und Europäisierung des 

Rechts, vor allem durch das Aufbrechen der nationalstaatlich geschlossenen 

Rechtssysteme (in denen alle großen Kodifikationsleistungen in Deutschland, 

vom BGB bis zur Kodifizierung der Grundrechte im Grundgesetz, erbracht wor-

den sind), verlangt eine Methodik, die internationale Perspektiven reflektiert 

und kritisch integriert.  

Obwohl der Gegenstand der Rechtswissenschaft veränderlich ist, gibt es rechts-

prinzipielle und dogmatische Erkenntnisse mit dauerhaftem Geltungsanspruch. 

So bleiben bestimmte Grundprinzipien, etwa zum Vertragsschluss, zur Zurech-

nung von Handlungsfolgen, zur Struktur und Organisation öffentlicher Gewalt 

oder zu den Grundrechten der Menschen verbindliche Leitlinien für die Ausle-

gung und Gestaltung des Rechts. Eine wesentliche Aufgabe der Rechtswissen-

schaft besteht darin, durch kontinuierliche Pflege unhintergehbare Prinzipien 

wie den Eigenwert des Menschen, seiner Würde, seiner Autonomie-, Freiheits- 

und Gleichheitsrechte sowie Demokratie und Rechtsstaatlichkeit abzusichern. 

Dabei kann der Praxisbezug für die Rechtswissenschaft produktiv sein: Die rea-

len normativen Konfliktsituationen und die Notwendigkeit ihrer autoritativen 

Lösung im Rechtssystem zeigen, dass Vollständigkeit, Entscheidbarkeit und  

Widerspruchsfreiheit im Recht immer Leitideen sind, die niemals gänzlich  

realisiert werden können. Damit geben diese Leitideen stets einen Anlass zur 

Weiterentwicklung des Bestandes an Rechtsnormen und -auslegungen. Ihre un-

mittelbar praktische Dimension macht es notwendig, die gesellschaftlichen Vor-

aussetzungen und Folgen der Funktionsweise des Rechts zu erforschen. 
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I.3 Die Rechtswissenschaft als akademische Disziplin 

Als akademisches Fach wird die Rechtswissenschaft von verschiedenen Faktoren 

beeinflusst, die außerhalb des Wissenschaftssystems liegen. Die Anzahl der von 

der Rechtswissenschaft behandelten Forschungsfragen ist in erheblichem Maße 

durch den Praxisbezug der Rechtswissenschaft geprägt. So besteht die Aufgabe 

der rechtswissenschaftlichen Forschung nicht nur darin, neues Wissen hervor-

zubringen bzw. Wissenslücken zu schließen, sondern auch in der Sicherung, 

Vergegenwärtigung und Einordnung von bereits erarbeiteten Erkenntnissen in 

neuen Anwendungskontexten. Diese zweite Aufgabe ist in erster Linie dem 

Normativitätsbezug und der Dezisionsfunktion ihres Gegenstandes geschuldet, 

deretwegen die Rechtswissenschaft zur Herstellung von Erwartungssicherheit 

in Bezug auf die Einheit und Widerspruchsfreiheit der rechtlich gesetzten 

Normen beitragen muss. Die (Neu-)Kontextualisierung bekannter Prinzipien wie 

der Rechtsstaatlichkeit oder demokratischer Leitideen sowie die Entwicklung 

und Arbeit am juristischen Begriffsapparat sind entsprechend genuin rechts-

wissenschaftliche Forschungstätigkeiten.  

Eine Besonderheit besteht darin, dass die juristische Ausbildung inhaltlich de-

tailliert staatlich reglementiert ist und von den Landesjustizprüfungsämtern 

mitgestaltet wird. Entsprechend sind sowohl Studieninhalte als auch der Prü-

fungsstoff stark kanonisiert. Veränderungen des Kontextes wie auch strukturel-

ler Wandel des Fachs müssen Konsequenzen für die rechtliche Regelung der 

Abschlussprüfung und ihrer Inhalte haben.  

Als weiteres strukturelles Merkmal kennzeichnet es die Rechtswissenschaft, 

dass die juristischen Professionen hohes Ansehen genießen und eine Karriere in 

der juristischen Praxis attraktiv ist. Deswegen stellt es eine besondere Heraus-

forderung dar, den exzellenten wissenschaftlichen Nachwuchs für den Beruf 

des Hochschullehrers bzw. der Hochschullehrerin zu gewinnen. 

Die Rechtswissenschaft unterscheidet zwischen Grundlagenfächern |23 und  

dogmatischen Fächern. In den so genannten Grundlagenfächern werden die 

Grundlagen des Rechts erforscht, namentlich die historischen, philosophischen, 

soziologischen, politologischen, psychologischen, ökonomischen oder krimino-

logischen Grundlagen. Im Einzelnen fragt die Rechtsphilosophie und Rechtsthe-

orie nach Begründungsfiguren für die Legitimität von Staat und Recht sowie 

den notwendigen und „richtigen“ Inhalten einer Rechtsordnung. Es geht zudem 

– wie in der Allgemeinen Rechtslehre – um die Analyse und Definition der 

Grundbegriffe einer Rechtsordnung wie Recht, Rechtssubjekt und -objekt. Sie 

 

| 23 Die Unterscheidung zwischen Grundlagen- und dogmatischen Fächern in der Rechtswissenschaft ent-

spricht nicht der Verwendungsweise der Begriffe „Grundlagen“- versus „Anwendungsforschung“. 



 

 

31 machen allgemeine Aussagen über das Rechtssystem und den Rechtsbegriff,  

über Fragen der Normtheorie und -logik sowie der Normenkonflikte. Die 

Rechtsgeschichte beschäftigt sich mit Kontinuität und Wandel des Rechts und 

kontextualisiert das Gewordensein der gegenwärtigen Rechtsordnung mit Hilfe 

der Identifikation von jeweiligen Wirkfaktoren (z. B. kultureller, ökonomischer 

oder politischer Art). Ähnlich der analytischen Distanz, mit der die Rechtsge-

schichte auf das Recht in der Vergangenheit blickt, betrachtet die Rechtsverglei-

chung das fremde Recht. Die funktionale Rechtsvergleichung stellt auf die Fra-

ge nach den unterschiedlichen Möglichkeiten für die rechtliche Bewältigung 

des gleichen Sachverhaltes ab. Die Rechtssoziologie untersucht die soziale  

Wirklichkeit des Rechts. Dabei geht es um Fragen der Entstehung und gesell-

schaftlichen Bedingtheit des Rechts sowie um den Einfluss des Rechts in der Ge-

sellschaft. Die Rechtspsychologie erforscht die für das Recht und die Rechtspre-

chung relevanten Aspekte des menschlichen Verhaltens und Erlebens. Auch die 

Kriminologie ist eine Wirklichkeitswissenschaft; sie untersucht Verbrechen, Tä-

ter und Opfer (als Gegenstand der Viktimologie) sowie die Verbrechenskontrol-

le. Diese Auflistung ist nicht erschöpfend. Vielmehr gibt es noch weitere Per-

spektiven auf das Recht. 

Die Rechtsdogmatik, die Lehre von den Inhalten des geltenden Rechts, ist mit 

der Durchdringung, dem Verständnis, der Interpretation und Anwendung des 

jeweils geltenden Rechts befasst. Gegenstand sind Texte mit Rechtsgeltung und 

Verwirklichungsintention. Dogmatische Fächer sind das Öffentliche Recht (dar-

unter Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht, Völker- und Europarecht), das Pri-

vatrecht (mit den Gebieten allgemeines Privatrecht, besonderes Privatrecht  

[beispielsweise Handels- und Gesellschaftsrecht] und Arbeitsrecht) und das 

Strafrecht. Die Methode der dogmatischen Fächer ist auf Rationalität der  

Rechtserkenntnis und Richtigkeit der Rechtsanwendung gerichtet. Vor allem 

aufgrund ihres Anwendungsbezugs ist die juristische Interpretationsmethode 

nicht identisch mit der Textinterpretation anderer Disziplinen, etwa der Litera-

turwissenschaft. Die Rechtsdogmatik als begrifflich-systematische Bearbeitung 

des Rechts schafft einen gemeinsamen Kommunikationsraum für Wissenschaft 

und Praxis.  

Die Notwendigkeit, bei der Lösung dogmatischer Fragestellungen und bei 

Rechtsanwendung, Rechtsberatung und Rechtsetzung stets die Rechtsordnung 

als Ganze im Blick zu behalten, sichert in hohem Umfang die Einheit der 

Rechtswissenschaft, senkt den Grad der Spezialisierung und mildert deren 

Auswirkungen. Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler können 

mit vergleichsweise geringem Aufwand den wissenschaftlichen Gehalt juristi-

scher Aussagen anderer Spezialgebiete fachlich beurteilen. 
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Für die Rechtswissenschaft muss die Bedeutung der Grundlagenfächer hoch 

veranschlagt werden. |24 Ihre Funktion gegenüber den dogmatischen Fächern 

ist eine doppelte: Zum einen werden sie applikativ eingesetzt, indem sie, auf 

den jeweiligen Rechtsbestand angewendet, zu einem besseren Verständnis des 

geltenden Rechts führen. Zum anderen stellen sie Referenzräume dar, in denen 

das positive Recht kontinuierlich der kritischen Reflexion unterzogen werden 

kann. Sie dienen als kritischer Maßstab und Richtschnur, mit denen positive 

Rechtsbestände mit Blick auf übergeordnete Kriterien wie Gerechtigkeit reflek-

tiert und auf innere Widerspruchsfreiheit geprüft werden. Eine besondere Stär-

ke der deutschen Rechtswissenschaft ist die wissenschaftliche Leistungsfähig-

keit der Grundlagenfächer, die erhalten und gestärkt werden muss. 

Die wissenschaftliche Bearbeitung des Rechts in der Universität entspricht nicht 

nur der europäischen Tradition. Die Rechtswissenschaft muss vielmehr aus ak-

tuellen Gründen ihre Rolle als wissenschaftliche Disziplin im Wissenschaftssys-

tem aktiv ausüben:  

_ Das Verständnis des Rechts als humanes Zivilisationsphänomen trägt dazu 

bei, über die Eigenart der menschlichen Subjekte, ihr Selbst- und Weltver-

ständnis, aufzuklären. 

_ In der Wissenschaft kann unabhängig und mit wissenschaftlichen Methoden 

über das Recht und das Rechtssystem reflektiert werden. Anders als etwa die 

Gerichte kann die Rechtswissenschaft die rechtsdogmatische und rechtspoliti-

sche Arbeit an der Entwicklung des Rechts losgelöst vom Einzelfall betreiben. 

Sie kann ihre Ergebnisse unabhängig von Auftraggebern, politischen Vorga-

ben oder Verbandsinteressen erarbeiten. 

_ Die Rechtswissenschaft trägt zu interdisziplinärem Reflexionsgewinn bei. Sie 

kann dazu beitragen, dass andere Wissenschaften, zu deren Gegenstandsbe-

reich das Recht gehört bzw. die ihren Gegenstand auf rechtliche Rahmenbe-

dingungen beziehen müssen, diesen auf der Höhe des juristischen Erkenntnis-

standes bearbeiten und so produktiv über Recht reflektieren. In juristischen 

Entscheidungssituationen stellen sich Erkenntnisfragen in spezieller Weise 

dar: Deshalb kann die Rechtswissenschaft durch ihren Praxisbezug andere 

Wissenschaften gewissermaßen erden sowie Problemstellungen aufwerfen, 

die andere Wissenschaften herausfordern und mit neuen Fragen konfrontie-

ren können.  

 

| 24 Diese Bewertung wird durch Anhörungen von Vertreterinnen und Vertretern juristischer Berufe, wis-

senschaftlichen Fachvertreterinnen und -vertretern sowie internationalen Expertinnen und Experten ge-
stützt, die im Rahmen der Arbeitsgruppe „Perspektiven der Rechtswissenschaft in Deutschland“ durchge-

führt wurden. 



 

 

33 _ Die Rechtswissenschaft trägt mit ihrer dogmatischen Präzision zu begriffli-

cher Schärfe und kategorialer Klarheit im Diskurs der Wissenschaften bei. Als 

Norm- und Entscheidungswissenschaft ergänzt sie das System der wissen-

schaftlichen Fächer. 

_ Die Rechtswissenschaft wirkt auch normativ auf die Wissenschaften selbst zu-

rück: Sie ist ein Ort, an dem die Wissenschaft den Verlauf der eigenen Gren-

zen skizziert. Sie konkretisiert und entfaltet die rechtlichen Parameter der 

notwendigen normativen Selbstbeschränkung der modernen Wissenschaft. 

Beispiele aus dem Feld moderner Technologien oder der Life Sciences zeigen, 

welche herausgehobene Bedeutung diese Funktion für Wissenschaft und Ge-

sellschaft besitzt. 

_ Die Einbindung in das Wissenschaftssystem hält die Rechtswissenschaft in 

Kontakt mit den anderen Kultur- und Sozialwissenschaften wie mit den Fä-

chern, auf deren Ergebnisse sie sich bei ihrer Arbeit stützen kann. Gerade bei 

der rechtspolitischen Arbeit, die auf eine Weiterentwicklung des Rechts zielt, 

werden nicht selten Konzepte aufgegriffen, die in anderen Disziplinen – etwa 

in der Politischen Philosophie, der Ökonomie oder den Sozialwissenschaften – 

entwickelt worden sind.  

In welchen Formen und mit welchen Instrumenten die Rechtswissenschaft kon-

kret zum wissenschaftlichen Diskurs beitragen und ihn befördern kann, ist ins-

besondere in Kapitel B.II. dargelegt. 

I.4 Zur gesellschaftlichen Funktion der Rechtswissenschaft 

Die Rechtswissenschaft hat die Aufgabe, das Recht in seiner spezifischen Eigen-

schaft eines zentralen Steuerungsmediums der Gesellschaft neben anderen 

Steuerungsmedien wie Markt, Politik, Moral oder Religion zu reflektieren. Seit 

der Antike gilt die Achtung von Recht und Gesetz als Grundvoraussetzung einer 

guten und gerechten Ordnung. Dies verweist darauf, dass mit Hilfe der Wissen-

schaft Reflexionswissen tradiert und diskursiv weiterentwickelt wird, das der 

Gesellschaft kontinuierlich zur Verfügung steht. Daraus ergibt sich auch die 

Korrektivfunktion von Recht gegenüber Markt, Politik, Moral oder Religion. Die 

Rechtswissenschaft beteiligt sich am Diskurs über gesellschaftliche Leitideen, so 

etwa in Bezug auf Gerechtigkeit, Freiheit, Menschenwürde und Solidarität. Sie 

übernimmt diese Aufgabe nicht exklusiv, wohl aber in einer spezifischen, näm-

lich durch den Geltungsanspruch des Rechts und die mit ihm verbundenen All-

gemeinverbindlichkeitsbehauptung geprägten Weise. 

Die wissenschaftliche Reflexion und Kritik des Rechts ist für die Rechtspraxis, 

die Gesellschaft, das internationale Zusammenleben und die einzelnen Bürge-

rinnen und Bürger gleichermaßen wichtig. Sie dient der Stärkung und Weiter-

entwicklung des demokratischen Gemeinwesens. Nur ein methodisch überzeu-
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gend, konsistent und kohärent durchgebildetes, an rechtfertigungsfähigen Leit-

prinzipien orientiertes Recht ist auch ein praxistaugliches Recht für Gerichte, 

Verwaltung, Rechtsberatung und andere Rechtsadressaten. Aus diesem Grund 

ist die Mitwirkung an der Rechtsgestaltung eine fundamentale Aufgabe für Ju-

ristinnen und Juristen, der in Forschung und Lehre intensiver Rechnung getra-

gen werden sollte. Die Stabilität und Weiterentwicklung der gesellschaftlichen 

Ordnung setzt die wissenschaftliche Reflexion und Kritik ihrer rechtlichen 

Fundamente voraus. Die Legitimität des Rechts ist ein sozialer Stabilitätsfaktor. 

Wie die Demokratie vom lebendigen Streit, vom Konflikt und vom geordneten 

Austrag von Dissens belebt wird, so sehr lebt sie von der ständigen Selbstverge-

wisserung ihrer Bürgerinnen und Bürger über die Leitideen und Ziele ihres so-

zialen und politischen Handelns.  

Die Ausdifferenzierung des Rechts als gesellschaftliches Funktionssystem er-

zeugt einen Bedarf an Funktionsträgern, die spezifische Rollen in diesem  

System übernehmen. Damit stellt sich der Rechtswissenschaft die Aufgabe, Pro-

fessionspersonal auszubilden. Die Rechtswissenschaft hält über die bloße Reka-

pitulation des positiven Rechtsstoffes hinausweisende Perspektiven (Rechtsphi-

losophie, Rechtsgeschichte, Rechtssoziologie und Rechts(kultur-)vergleichung, 

Rechtspsychologie, Kriminologie usw.) beständig präsent. Sie ermöglicht da-

durch eine Ausbildung, in der das positive Recht in seinen vielfältigen sozialen 

und kulturellen Bezügen, seiner historischen Gewordenheit und in seiner Dyna-

mik kritisch und reflexiv gelehrt werden kann.  

Alle Gesellschaftsbereiche werden von neuartigen Rechtsformen, Rechtsbil-

dungsprozessen und Rechtsdurchsetzungsweisen tangiert. Auch die mit einer 

international vernetzten Welt verbundenen Herausforderungen werden in ihrer 

normativen Dimension ohne fortdauernde wissenschaftliche Anstrengungen 

nicht gemeistert werden können. Um einen Qualitätsverlust des Rechts zu ver-

meiden, muss die Rechtswissenschaft mit der wissenschaftlichen Durchdrin-

gung, Anleitung und Kontrolle dieser Prozesse und ihrer Ergebnisse einen wich-

tigen Beitrag zur Mitgestaltung der internationalen Ordnung leisten. 

B . I I  Z U R  R E CH T S W I S S E N S C H A F T L I C H E N  F O R S C H U N G  

Die Rechtswissenschaft in Deutschland blickt auf eine lange akademische Tradi-

tion zurück und hat eine eigene Kultur der intellektuellen Auseinandersetzung 

mit Recht institutionalisiert. Ein wesentliches Merkmal der deutschen Rechts-

wissenschaft liegt in der systematischen Durchdringung des positiven Rechts 

mit hoher terminologischer Präzision. Mit ihrem Ansatz aus umfassender Sys-



 

 

35 tematik und Rechtsdogmatik spielt sie international eine wichtige Rolle und sie 

hat damit auch im kontinentaleuropäischen Raum große Anerkennung ge-

wonnen. |25 So sind deutsche Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissen-

schaftler an der Erstellung anspruchsvoller Vereinheitlichungsprojekte wie 

zum europäischen Privatrecht und zum Strafrecht maßgeblich beteiligt. Weite-

re Beispiele für rechtswissenschaftliche Diskurse, die international intensiv re-

zipiert werden, sind die Verfassungs- und Grundrechtsdogmatik. Die besondere 

Form der wissenschaftlichen Bearbeitung von Recht in Deutschland hat sich als 

transferfähig herausgestellt und wird beispielsweise in Ländern Ostasiens, Süd-

amerikas und Osteuropas intensiv rezipiert. Sie ist auch einer der Gründe, wes-

halb in einem sprachgebundenen Fach wie der Rechtswissenschaft Deutsch ne-

ben dem Englischen eine wichtige Wissenschaftssprache ist. Die deutsche 

Rechtswissenschaft kennzeichnen enge Bezüge zur Rechtspraxis. Gerichte re-

kurrieren auf Texte der Rechtswissenschaft und Rechtswissenschaftlerinnen 

und Rechtswissenschaftler veröffentlichen Beiträge, die sich an die Praxis wen-

den. Umgekehrt stammen wissenschaftlich einflussreiche und wichtige dogma-

tische Konzepte von jeher auch aus der juristischen Praxis, der Anwaltschaft, 

den Verwaltungen und der Judikatur.  

Die enge Kopplung der rechtswissenschaftlichen Forschung an die Professions-

ausbildung erklärt, weshalb Dogmatik und Rechtsanwendung einen zentralen 

Stellenwert einnehmen. Dabei gehört es zu den Spezifika der deutschen 

Rechtswissenschaft, dass Inhaber und Inhaberinnen von Lehrstühlen in den 

Grundlagenfächern in der Lehre auch dogmatische Fächer vertreten. In den 

vergangenen Jahrzehnten haben sich jedoch Gegenüberstellungen von dogmati-

schen und Grundlagenfächern |26 einerseits sowie von theoretischer und an-

wendungsbezogener Forschung andererseits herausgebildet, die sich zuneh-

mend als dysfunktional erweisen. In der Tendenz führen sie zur Isolierung 

einzelner Teilbereiche, sie sind daher der Einheit der Rechtswissenschaft ab-

träglich. Eine (Rück-) Besinnung auf ihre gemeinsamen Fundamente schützt die 

Rechtswissenschaft vor einer hyperspezialisierten und kleinteiligen Forschung. 

Sie dient auch der Herstellung bzw. der Bewahrung der Einheit der Rechtswis-

senschaft und dient der Steigerung der Qualität rechtswissenschaftlicher For-

schung. 

 

| 25 Diese Bewertung wird durch Anhörungen von internationalen Sachverständigen gestützt, die im Rah-
men der Arbeitsgruppe „Perspektiven der Rechtswissenschaft in Deutschland“ durchgeführt wurden. 

| 26 Vgl. zum Begriff und zu den Inhalten der juristischen Grundlagen Kapitel B.I.3. 
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II.1 Empfehlungen zu den Herausforderungen der rechtswissenschaftlichen  
Forschung 

Angesichts der engen Kopplung von Wissenschaft und Rechtspraxis hängt die 

zukünftige Stärke der Rechtswissenschaft auch davon ab, dass sie wesentliche 

Strukturveränderungen des Rechts rechtzeitig erkennt und erforscht. Die fort-

schreitende Verrechtlichung gesellschaftlicher Prozesse, andere Formen der 

Rechts- und Normbildung, die national und international zu neuartigen Rechts-

formen und Arten der Rechtsdurchsetzung führen, oder die Europäisierung und 

Internationalisierung des Rechts stellen Entwicklungen dar, die systematisch 

und in ihren praktischen Effekten zu erforschen sind. Dafür wird die deutsche 

Rechtswissenschaft strukturelle Anpassungsleistungen erbringen müssen. Diese 

Anpassungsleistungen beinhalten erstens eine Akzentverschiebung von spezia-

listischem Anwendungswissen auf ein übergreifendes Wissen über die fachli-

chen und außerfachlichen Kontexte, die durch eine verstärkte Befassung mit 

den gemeinsamen Fundamenten der Rechtswissenschaft erreicht werden kann. 

Zweitens ist eine Verstärkung der Interdisziplinarität bzw. der Öffnung für und 

der Einbeziehung von Perspektiven der Nachbardisziplinen nötig. Drittens sind 

die Forschung wie auch die Rekrutierung des wissenschaftlichen Personals in-

ternational zu öffnen (vgl. zum wissenschaftlichen Personal die Empfehlungen 

in B.II.2. und B.II.3.).  

Der Wissenschaftsrat empfiehlt vor diesem Hintergrund, den Bestand an Pro-

fessuren in den Grundlagenfächern mindestens zu sichern und im Falle eines 

Aufwuchses bevorzugt in diesen Fächern weitere zu schaffen. Die juristischen 

Fakultäten sollten überdies dafür sorgen, dass Professuren in den Grundlagen-

fächern nicht zugunsten einer Überspezialisierung dogmatischer Fächer umge-

widmet werden. Unabhängig von Fakultätsgrößen muss ein Kern an Grundla-

genfächern an allen juristischen Fakultäten vertreten sein und übergreifendes 

Wissen über die fachlichen und außerfachlichen Kontexte bedarfsgerecht be-

reitstellen. Der Wissenschaftsrat begrüßt, dass an einzelnen Standorten in 

Deutschland wieder Professuren geschaffen werden, die ausdrücklich den 

Grundlagenfächern gewidmet sind. Darüber hinaus empfiehlt er den Fakultä-

ten, bei der Neubesetzung von Professuren im Bereich der Grundlagenfächer 

darauf zu achten, dass ein substantieller Ausweis der Kandidaten und Kandida-

tinnen in der Grundlagenforschung vorliegt. Professorinnen und Professoren in 

den Grundlagenfächern sind auch für die Nachwuchsausbildung in diesen Fä-

chern verantwortlich, damit Kompetenzaufbau und -weitergabe kontinuierlich 

gesichert sind. Die Erfüllung dieser Aufgaben setzt die Bereitstellung entspre-

chender personeller und sächlicher Ressourcen voraus. 

Eine verstärkte Befassung mit den Grundlagenfächern erhöht die Chancen auf 

einen intensiveren wissenschaftlichen Austausch der Rechtswissenschaft mit 

den geistes- und sozialwissenschaftlichen Nachbarfächern, mit denen sie ihre 



 

 

37 Methoden teilt. Sie führt dazu, dass die Forschungsdynamik in der Rechtswis-

senschaft gesteigert und die Rezeption rechtswissenschaftlicher Ergebnisse in 

diesen Bezugswissenschaften verbessert wird. Zugleich sollten in der Rechtswis-

senschaft wissenschaftlich fundierte und aktuelle Kenntnisse über die Vielzahl 

der natürlichen, sozio-ökonomischen, politischen, kulturellen und technischen 

Eigengesetzlichkeiten der vom Recht jeweils regulierten Weltausschnitte durch 

die interdisziplinäre Kooperation mit den entsprechenden Bezugsfächern gesi-

chert sein. Diese Kenntnisse werden immer wichtiger, um Regeln im jeweiligen 

Gegenstandsbereich mitgestalten und richtig anwenden zu können. 

Die Ausrichtung der Forschung in der eben skizzierten Weise kann auch helfen, 

ein besseres Verständnis neuartiger Rechtsformen, Rechtsbildungsprozesse und 

Arten der Rechtsdurchsetzung zu gewinnen. Ein wichtiges Feld derartiger 

rechtswissenschaftlicher Forschung bildet die Beschäftigung mit der Entste-

hung und Wirkung von Recht im gesellschaftlichen Zusammenhang aus ver-

schiedenen disziplinären Perspektiven (international etwa unter dem Stichwort 

Law and Society). Der Wissenschaftsrat hält es für erforderlich, in diesem Bereich 

neue Kompetenzen aufzubauen und personell und sächlich entsprechend abzu-

sichern. Beispiele von Untersuchungen, die juristisches Wissen kontextualisie-

ren, reichen von Analysen zur Wirkung von Gesetzen oder Verwaltungshandeln 

über Justizforschung in modernen Mehrebenensystemen bis zu Forschung zur 

Rezeption von Urteilen des EuGH oder EGMR in unterschiedlichen Rechtssys-

temen.  

In der Rechtswissenschaft wird, wie in anderen Wissenschaften auch, zuneh-

mend von Datenbanken und datenbankbasierten Informations- und Online-

diensten Gebrauch gemacht. Sie sind einerseits eine Arbeitserleichterung, wenn 

beispielsweise Kurzaufarbeitungen zu bestimmten Rechtsgebieten als elektroni-

sche Rundschreiben erhältlich sind oder Recherchetätigkeiten erleichtert wer-

den können. Die zunehmende praktische Relevanz computergestützter Recht-

sprechungsdatenbanken stellt die Rechtswissenschaft andererseits jedoch auch 

vor große Herausforderungen. So gut wie jede obergerichtliche und höchstrich-

terliche Entscheidung zu einem Problemkreis ist mittlerweile ohne weiteres  

elektronisch zugänglich. Zeitknappheit, Materialfülle und Effizienzdruck kön-

nen auf Seiten der Gerichte dazu führen, sich tendenziell an Präzedenzfällen zu 

orientieren, die mittels datenbankbasierter Stichwortsuchen leicht recherchier-

bar sind. Auch Anwälte und Anwältinnen folgen diesem Trend. Diese Entwick-

lung birgt das Risiko, dass die Rechtsprechung sich in Richtung auf ein selbstre-

ferenzielles System entwickelt. Der Rechtswissenschaft kommt in diesem 

Prozess die Aufgabe zu, Rechtssachverhalte ordnend und korrigierend zu durch-

dringen, die Systematizität des Rechts im Blick zu behalten, die Judikatur kri-

tisch zu begleiten und innovative Perspektiven offen zu halten. Die Folgen der 

Digitalisierung für die Rechtsprechung sollten intensiver erforscht werden, um 
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juristische Praxis und Gesetzgebung mit dem Ziel einer Sicherung von Stabilität 

und Systematizität der Rechtsordnung beraten zu können. 

Rechtswissenschaftler und Rechtswissenschaftlerinnen üben häufig Beratungs- 

und Schiedsrichtertätigkeiten aus. Teilweise handelt es sich um Pro-Bono-Bera-

tung, in der Regel werden aber Beratungstätigkeiten vergütet. Der Umfang von 

Beratertätigkeiten wird im Rahmen des Nebentätigkeitsrechts durch die dienst-

vorgesetzten Stellen geregelt. Dennoch besteht wegen der unmittelbaren Hand-

lungswirksamkeit rechtswissenschaftlicher Expertise in besonderem Maße das 

Risiko, dass die Unabhängigkeit der Forschung in Zweifel gezogen wird. Im In-

teresse des Ansehens der Rechtswissenschaft als akademische Disziplin muss 

einem solchen Verdacht durch klare Regeln und Verfahren begegnet werden. 

Analog zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis sollten Regeln formuliert 

werden, die klarstellen, dass Beratung eine vom Aufgabenprofil einer Professur 

abgeleitete Tätigkeit ist, die nicht in Konkurrenz dazu, vor allem nicht in zeitli-

cher, stehen darf. Beratungstätigkeiten sind Teil des gesellschaftlichen Auftrags 

an die Rechtswissenschaft und können einen Beitrag zur wissenschaftlichen Re-

flexion leisten. Unabhängig vom dienstrechtlich Zulässigen dürfen sie aber For-

schung und Lehre keinesfalls beeinträchtigen. Der Wissenschaftsrat sieht hier 

die Fachgesellschaften in einer besonderen Pflicht, entsprechende Regeln zu 

formulieren.  

II.2 Empfehlungen zur Struktur rechtswissenschaftlicher Forschung 

Die typische Organisationsform der deutschen Rechtswissenschaft ist bislang 

der Lehrstuhl. Im Vergleich zu anderen Fächern wie etwa den Ingenieurwissen-

schaften oder der Medizin handelt es sich um kleine Lehrstühle, bestehend aus 

einer Professur und einem sehr kleinen Stab von zumeist ein bis drei Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern. Dieser Organisationstyp schafft eine intellektuelle 

Produktivität, die im Modus der Einzelautorschaft wirksam wird. Prägend in 

der Rechtswissenschaft ist entsprechend der Typus der Einzelforschung, die auf 

eine ausreichende Grundmittelausstattung an den Hochschulen angewiesen ist. 

Darüber hinaus kann die Arbeitsteilung an Lehrstühlen so organisiert werden, 

dass sie Produktionsorte von Handbüchern, Kommentaren und Editionsprojek-

ten sein können. Diese Projekte werden oftmals mit Hilfe von Drittmittel-

einwerbungen bei der DFG durchgeführt. Rechtswissenschaftliche Forschung, 

die auf die Kooperation mit Partnern aus dem Ausland zurückgreift, und Vorha-

ben, die wissenschaftlich koordiniert werden müssen (groß angelegte, vielbän-

dige Kommentare beispielsweise), werden überwiegend mit Hilfe privater Wis-

senschaftsförderer finanziert.  

Eine ausreichende Grundausstattung ist auch Voraussetzung dafür, dass die 

Weiterentwicklung der rechtswissenschaftlichen Forschung nicht allein durch 

praxisgetriebene Nachfrage bestimmt wird. Letzteres geschieht etwa dann, 



 

 

39 wenn Gutachtertätigkeiten den Anlass für wissenschaftliche Beiträge darstellen. 

Diese Art des Anreizes geht vor allem von den ökonomisch leistungsfähigen 

Praxisfeldern aus. Verstärkte Gutachtentätigkeit von Professorinnen und Pro-

fessoren lässt sich vor allem auf den kapitalstarken Gebieten des Wirtschafts-, 

Unternehmens- und Steuerrechts beobachten. Andere Bereiche, in denen For-

schungsbedarf besteht (etwa das Recht auf soziale Grundsicherung oder das 

Schulrecht), geraten demgegenüber aus dem Blickfeld. Die Praxisbedarfe, die 

mittels Gutachtentätigkeit erfüllt werden, bringen die Rechtswissenschaft in 

eine Spannungssituation: Einerseits werden Gutachten, denen die qua Ausrich-

tung praxisbezogene Rechtswissenschaft nachkommt, in den ökonomisch leis-

tungsfähigen Gebieten stark nachgefragt. Andererseits bedeutet die ausbleiben-

de gesellschaftliche Nachfrage nach Gutachten in anderen Bereichen jedoch 

keineswegs, dass dort kein Forschungsbedarf besteht. 

Mit der wachsenden Bedeutung rechtswissenschaftlicher Studienangebote an 

Fachhochschulen stellt sich die Frage, in welcher Weise Fachhochschulen zur 

rechtswissenschaftlichen Forschung beitragen. Die Arbeitsteilung zwischen Uni-

versitäten und Fachhochschulen definiert sich entlang von Themen und Spezia-

lisierungen. Zwar sind die Forschungskapazitäten an Fachhochschulen wegen 

höherer Lehrdeputate knapper bemessen als an Universitäten, Rechtswissen-

schaftlerinnen und Rechtswissenschaftler an Fachhochschulen veröffentlichen 

jedoch zu Fragen ihres jeweiligen berufsfeldbezogenen Spezialgebietes, so etwa 

im Bereich des Sozial-, Wirtschafts- oder Steuerrechts. Dadurch beteiligen sich 

die Fachhochschulen auf vielfältige Weise an der rechtswissenschaftlichen For-

schung. Mittlerweile gibt es auch an Fachhochschulen verstärkt Bewerbungen 

von Kandidatinnen und Kandidaten, die über eine Habilitation verfügen und 

den Wunsch äußern, Promotionen betreuen zu können. Vor diesem Hinter-

grund wiederholt der Wissenschaftsrat seine an anderer Stelle ausgesprochene 

Empfehlung, Kooperationsplattformen zwischen Universitäten und Fachhoch-

schulen für gemeinsame Forschungsvorhaben, die Ausbildung des wissenschaft-

lichen Nachwuchses, kooperative Studienangebote oder Kooperationen mit Drit-

ten (wie Privatunternehmen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen) 

einzurichten. In diesem Zusammenhang hält es der Wissenschaftsrat ebenfalls 

für unbedingt erforderlich, dass geeigneten Absolventinnen und Absolventen 

von Fachhochschulen verlässliche Perspektiven zur Aufnahme einer Promotion 

eröffnet werden. Er fordert die Fakultäten der Universitäten nachdrücklich da-

zu auf, in ihren Promotionsordnungen die formale Gleichstellung der Studien-
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abschlüsse von Fachhochschulen und Universitäten einer Studienstufe nachzu-

vollziehen. |27 

Neben Universitäten und Fachhochschulen betreiben Max-Planck-Institute 

rechtswissenschaftliche Forschung. Ihre Tätigkeit wird von internationaler Seite 

als sehr einflussreich und ihre Leistung als stark eingeschätzt. |28 In den Insti-

tuten werden unter anderem wichtige, umfassend angelegte und vielbändige 

Handbücher und Enzyklopädien erstellt. Weiterhin sind die Max-Planck-Institu-

te in spezifischen Fragen der Rechtsberatung aktiv und erstellen Gerichtsgut-

achten. Die Max-Planck-Institute haben eine Servicefunktion für die ganze Dis-

ziplin im In- und Ausland inne, indem sie Fach- und Spezialbibliotheken bzw.  

-datenbanken zur Verfügung stellen. Max-Planck-Institute stellen darüber hin-

aus zentrale Orte der rechtsvergleichenden Forschung dar. Mittels ihrer Stipen-

dienprogramme bauen sie wichtige ausländische Kontakte auf und pflegen sie. 

Damit stellen sie wichtige Knoten von Forschungsnetzwerken, auch für auslän-

dische Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler, dar. Der Wissen-

schaftsrat betont, dass deshalb die enge Kooperation, der wechselseitige Aus-

tausch zwischen Hochschulen und Max-Planck-Instituten und ihre Orientierung 

aneinander wichtig sind. Sie sind auch mit Blick auf die Vermittlung von For-

schungsfragen und -inhalten an die Studierenden von großer Bedeutung. 

An den Universitäten ist nicht selten eine Tendenz zur gegenseitigen Isolierung 

der Lehrstühle zu beobachten. Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, dass ein 

stärkerer wechselseitiger Austausch, auch angesichts der dysfunktionalen Ge-

genüberstellung von dogmatischen und Grundlagenfächern einerseits sowie 

von theoretischer und anwendungsbezogener Forschung andererseits, zu Syner-

gieeffekten führen würde. In der Rechtswissenschaft hat sich die Praxis einzel-

ner Fakultäten bewährt, regelmäßige Kolloquien, Seminare oder andere Formen 

des wissenschaftlichen Austauschs einzusetzen, um das Gespräch innerhalb der 

Fakultäten über die wissenschaftliche Arbeit zu stimulieren. Zusätzlich sollten 

die Fakultäten initiativ werden und regelmäßig Gäste, auch für längere Zeit, 

einladen und sie in unterschiedlichen Arbeitszusammenhängen der Fakultät 

(Fellowships, Summer Schools) einbinden. Dafür müssten die Hochschulen die er-

forderlichen Ressourcen und Räume zur Verfügung stellen. Fakultätsübergrei-

fende gemeinsame Berufungen sollten durch den Status doppelter Fakultäts-

mitgliedschaften ermöglicht werden, um den interdisziplinären Austausch zu 

unterstützen.  

 

| 27 Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Rolle der Fachhochschulen im Hochschulsystem, Köln: Wissen-

schaftsrat 2010. 

| 28 Diese Bewertung wird durch Anhörungen von internationalen Sachverständigen gestützt, die im Rah-

men der Arbeitsgruppe „Perspektiven der Rechtswissenschaft in Deutschland“ durchgeführt wurden. 



 

 

41 Überdies ist der Wissenschaftsrat der Auffassung, dass im Interesse der Qualität 

der rechtswissenschaftlichen Forschung die personelle Struktur der Rechtswis-

senschaft ein höheres Maß an Diversität und damit an Vielfalt der Forschungs-

perspektiven aufweisen muss. Die Rechtswissenschaft in Deutschland ist bis-

lang personell vergleichsweise homogen besetzt. Frauen sind, insbesondere in 

den wissenschaftlichen Führungspositionen, nach wie vor erheblich unterreprä-

sentiert. Der Anteil der Professorinnen ist kleiner als in anderen Fächern (vgl. 

dazu A.I.). Um die Perspektivenvielfalt in der Rechtswissenschaft zu erhöhen, 

sollten deshalb Karrierewege so gestaltet werden, dass die personelle Diversität 

steigt. Zur Steigerung des Anteils von Wissenschaftlerinnen auf allen Ebenen, 

wie sie die Forschungsorientierten Gleichstellungsstandards der DFG |29 und die 

Empfehlungen des Wissenschaftsrates aus den Jahren 2007 und 2012 |30 vorse-

hen, werden die rechtswissenschaftlichen Fakultäten bzw. Fachbereiche aufge-

fordert, sich zu flexiblen, am Kaskadenmodell orientierten Quoten zu verpflich-

ten. Der Wissenschaftsrat fordert in seinen Empfehlungen nachdrücklich die 

Einführung transparenter und formalisierter Verfahren bei Berufungsverfahren 

und anderen Personalentscheidungen, bei der Leistungsbewertung und in För-

derverfahren. In den Schlüsselgremien der Fakultäten ist eine adäquate — am 

besten paritätische — Beteiligung von Frauen zu realisieren. |31 Ein entschei-

dender Faktor für den niedrigen Anteil von Professorinnen der Rechtswissen-

schaft an Hochschulen ist die unzureichende Planbarkeit von Karriereverläufen. 

Es ist daher dringend erforderlich, dass die rechtswissenschaftlichen Fakultäten 

die Qualifikationsschritte nach der Promotion transparenter und planbarer ge-

stalten und diese Lebensphase tatsächlich für eine Familiengründung öffnen. 

Um ein höheres Maß an Planungssicherheit zu erreichen, sind bei Befristungen 

von Arbeitsverträgen längere Laufzeiten vorzusehen. Die Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf muss ein wesentliches Element der Gleichstellungspolitik blei-

ben. Die bestehenden Angebote im Bereich der Kinderbetreuung und der  

Arbeitszeitregelungen müssen mit den Anforderungen wissenschaftlichen Ar-

beitens vereinbar sein, um eine echte Entlastung und damit Förderung der wis-

senschaftlichen Karriere zu ermöglichen. Im Bereich der Rechtswissenschaft 

sind neben den allgemeinen Dual-Career-Maßnahmen solche für den außerwis 

 

| 29 DFG: Forschungsorientierte Gleichstellungsstandards (http://www.dfg.de/download/pdf/foerderung/ 
grundlagen_dfg_foerderung/chancengleichheit/forschungsorientierte_gleichstellungsstandards.pdf). 

|30 Wissenschaftsrat: Fünf Jahre Offensive für Chancengleichheit von Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftlern – Bestandsaufnahme und Empfehlungen (Drs. 2218-12), 2012; Wissenschaftsrat: Empfehlungen 
zur Chancengleichheit von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. In: Wissenschaftsrat: Empfehlungen 

und Stellungnahmen 2007, Köln 2008, Bd. 1, S. 11-65. 

|31 Im Papier des Wissenschaftsrates zur Nachverfolgung der Offensive für Chancengleichheit (2012) wird 
argumentiert, dass die Quote mindestens 40 Prozent betragen sollte, um einen möglichen Gender Bias un-

wahrscheinlich zu machen und eine nachhaltige Wirkung in der Gremienkultur zu erzielen 
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senschaftlichen Bereich besonders wichtig. Nach Auffassung des Wissenschafts-

rates wird Chancengleichheit ohne einen Kulturwandel in den Fakultäten nicht 

zu erreichen sein. Das Informationssystem der DFG („Instrumentenkasten“) 

enthält verschiedene Maßnahmen zur Erhöhung der Chancengleichheit in den 

unterschiedlichen Einrichtungen der Wissenschaft. |32 

Der Anteil ausländischer Lehrstuhlinhaberinnen und Lehrstuhlinhaber ist un-

terdurchschnittlich. Eine mögliche Ursache für die geringe internationale Di-

versität in der Rechtswissenschaft wird in den spezifischen Anforderungen an 

die Rechtswissenschaft als Professionsfakultät zu suchen sein. Denn zur Ab-

nahme der Ersten Prüfung sind üblicherweise nur Personen zugelassen, die die-

se selbst bestanden haben – eine Voraussetzung, die ausländische Rechtswissen-

schaftler und Rechtswissenschaftlerinnen in der Regel nicht erfüllen. Zusätzlich 

erschwerend kommt hinzu, dass ausländische Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftler aufgrund ihrer eigenen Forschungsschwerpunkte in der Regel 

nicht für Lehrveranstaltungen zum deutschen Recht eingesetzt werden, diese 

jedoch einen großen Teil des Veranstaltungsangebots ausmachen. So ist zu 

konstatieren, dass es zwar eine Anzahl von Beispielen für Karrieren von deut-

schen Rechtswissenschaftlern im Ausland gibt, das deutsche System für auslän-

dische Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen jedoch weitgehend verschlos-

sen bleibt. Anschlusskarrieren nach einer erfolgreichen Phase als Stipendiat 

oder Stipendiatin sind für sie in der Regel nicht möglich.  

In Deutschland gibt es dank des DAAD, der Alexander von Humboldt-Stiftung 

oder der MPG gute Möglichkeiten für ausländische Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler, mittels eines Stipendiums oder einer Gastprofessur For-

schungsaufenthalte zu absolvieren. Dadurch wird es ausländischen Forscherin-

nen und Forschern ermöglicht, deutsches Recht zu studieren und in deutsche 

Forschungszusammenhänge eingebunden zu werden. Zugleich bringen sie For-

schungsfragen und Ergebnisse ihrer Herkunftsländer mit und tragen so zur Er-

höhung der Perspektivenvielfalt in den deutschen rechtswissenschaftlichen Dis-

kursen bei. Wo bislang eine wichtige Funktion von Stipendien für ausländische 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler darin bestand, deutsche rechtswis-

senschaftliche Ansätze und Methoden zu exportieren, könnte sich die deutsche 

Rechtswissenschaft in Zukunft durch die verstetigte Einbindung ausländischer 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wichtige Impulse von außen ver-

schaffen. 

Der Wissenschaftsrat ist der Meinung, dass die Einbindung ausländischer 

Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler, insbesondere an Hoch-

 

| 32 http://www.instrumentenkasten.dfg.de/. 



 

 

43 schulen, in Zukunft noch systematischer und langfristiger angelegt werden soll-

te. Deshalb sollten die rechtswissenschaftlichen Fakultäten in Deutschland stra-

tegische Kooperationsbeziehungen mit rechtswissenschaftlichen Fakultäten im 

Ausland suchen und diese verstetigen. Diese Kooperationsbeziehungen könnten 

Vereinbarungen zwischen Fakultäten für den regelmäßigen Austausch des wis-

senschaftlichen Nachwuchses beinhalten. Zur Stärkung und Förderung der For-

schungsbeziehungen mit dem Ausland empfiehlt der Wissenschaftsrat insbe-

sondere den privaten Wissenschaftsförderern, Förderprogramme für zeitlich 

begrenzte Forschungsgastprofessuren für ausländische Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftler an Hochschulen aufzulegen. Daneben rät der Wissen-

schaftsrat mindestens den großen Fakultäten, einen ihrer Lehrstühle nicht nur 

von den Anforderungen der Ersten Prüfung her zu besetzen sowie die Berufung 

von der Voraussetzung zu entkoppeln, dass der Inhaber bzw. die Inhaberin eine 

Erste Prüfung abgelegt hat. Ein solcher Lehrstuhl könnte dann auch mit aus-

ländischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern besetzt und diese in 

Forschung und Lehre eingesetzt werden. Gut geeignete rechtswissenschaftliche 

Bereiche für die Einrichtung eines solchen thematisch ausgerichteten Spezial-

lehrstuhls wären beispielsweise das Europarecht, das Bankenrecht oder die 

Grundlagenfächer. Diese Maßnahmen stellen Profilierungsmöglichkeiten für 

die Fakultäten dar, mit denen die wissenschaftliche Diversität gesteigert und 

Forschungsschwerpunkte an den Hochschulen implementiert werden können. 

Gleichzeitig dienen sie dazu, strukturierte Zukunftsperspektiven für die Fakul-

täten zu entwickeln.  

Gleichermaßen sollten auch deutsche Rechtswissenschaftlerinnen und Rechts-

wissenschaftler die existierenden Förderprogramme nutzen, um einen längeren 

Forschungsaufenthalt im Ausland zu verbringen. Die Auseinandersetzung mit 

anderen Rechtsordnungen, Professions- und Fachkulturen würde zur Perspekti-

venerweiterung innerhalb des nationalen Forschungsdiskurses beitragen. Auf 

diese Weise würde insgesamt das deutsche System nicht nur international at-

traktiver, die Maßnahmen würden auch zur Innovation und Dynamik im eige-

nen System beitragen und dazu verhelfen, dass hier ausgebildete Rechtswissen-

schaftlerinnen und Rechtswissenschaftler in Deutschland bleiben.  

Für eine Forschungstätigkeit, die vorwiegend im Modus der Einzelautorschaft 

erfolgt, sind die Herstellung von dichten übergreifenden kommunikativen Zu-

sammenhängen, die oftmals interdisziplinär und international ausgerichtet 

sind, und die Schaffung von Forschungsfreiräumen wichtig. Der Wissenschafts-

rat regt deshalb erstens an, dass die Rechtswissenschaft sich stärker an diszi-

plinären und interdisziplinären Forschungsverbundvorhaben beteiligt bzw. sie  

initiiert. Dazu gehört das DFG-Förderformat „Kolleg-Forschergruppe“ zur För-
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derung und Weiterentwicklung der Geisteswissenschaften, das Rechtswissen-

schaftlerinnen und Rechtswissenschaftler verstärkt nutzen sollten. |33  

Der Wissenschaftsrat empfiehlt der DFG, dieses Format für die Rechtswissen-

schaft strukturell auf folgende Bedarfe hin zu flexibilisieren:  

_ Es sollte möglich sein, dass auch disziplinäre Themen und Inhalte der juristi-

schen Grundlagenfächer wie der Dogmatik bearbeitet werden können. 

_ Damit die Antragstellerinnen bzw. Antragsteller in der Zeit nicht von der 

Hochschultätigkeit abgekoppelt werden, wären halbe Deputatsabgaben sinn-

voll.  

Außerdem empfiehlt der Wissenschaftsrat, Forschungsfreiräume zu schaffen. 

Dazu könnte die kompetitive Vergabe von zusätzlichen Forschungssemestern 

oder Deputatsreduktionen beitragen. Für die rechtswissenschaftliche Forschung 

wären daneben Vertretungsprofessuren sinnvoll, durch die Forschungsfreise-

mester, zusätzlich zu den Universitätsfreisemestern, möglich werden. 

II.3 Zur Rekrutierungspraxis in der Rechtswissenschaft 

II.3.a Der wissenschaftliche Nachwuchs 

Der Lehrstuhl als typisches Organisationsprinzip in der Rechtswissenschaft ist 

auch der Rahmen, in dem in der Regel der Nachwuchs rekrutiert wird und die 

wissenschaftliche Praxis einübt. International wird der deutschen Rechtswis-

senschaft attestiert, über einen sehr gut ausgebildeten und wissenschaftlich 

ausgewiesenen Lehrkörper zu verfügen. An Lehrstühlen kann eine Form der 

Kompetenz- und Wissensweitergabe in dichten kommunikativen Bezügen er-

folgen, die diskursive Kontinuität und Anschlussfähigkeit von wissenschaftli-

chen Inhalten und Themen erlauben. In der Promotions- und Habilitationszeit 

können Themen weitestgehend befreit von hohen Lehrverpflichtungen bearbei-

tet werden. Eine Gefahr der engen persönlichen Kooperationsbeziehungen kann 

jedoch darin bestehen, dass der lange Sozialisationsprozess mit einem intellek-

 

| 33 Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Entwicklung und Förderung der Geisteswissenschaften in Deutsch-

land, Köln 2006, S. 90. Kolleg-Forschergruppen können von besonders ausgewiesenen Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern an einem Standort beantragt werden, die mit einer großen wissenschaftlichen 

Sichtbarkeit national und international für das jeweilige Thema stehen sowie über eine umfangreiche Erfah-

rung in der Durchführung von Forschungsprojekten verfügen. Gegebenenfalls gemeinsam mit weiteren Kol-
legen bearbeiten sie ein weit gefasstes Thema, das „vorhandene Interessen und Stärken vor Ort aufgreifen 

und zugleich einen Rahmen für die Assoziation beziehungsweise Integration unterschiedlicher individueller 

Forschungsideen“ bieten kann. Ein wichtiges Instrument im Rahmen dieses Förderformates sind Fellow-

ship-Programme für Kolleginnen und Kollegen aus dem In- und Ausland, die für eine Dauer von bis zu zwei 

Jahren eingeladen werden können. 



 

 

45 tuellen Anpassungsverhalten einhergeht. Für den wissenschaftlichen Nach-

wuchs kann eine solche Struktur auch bedeuten, dass die wissenschaftliche 

Selbstständigkeit erst spät erreicht wird. Eine weitere Gefahr besteht darin, dass 

die Nachwuchsrekrutierung zu homogen erfolgt. Mit Blick auf die oben ange-

sprochene Notwendigkeit, die Diversität und Perspektivenvielfalt der Rechtswis-

senschaft zu erhöhen, erwartet der Wissenschaftsrat, dass in Zukunft auch die 

Nachwuchsrekrutierung offener gestaltet und dadurch die Binnenkomplexität 

der Rechtswissenschaft erhöht wird.  

Bislang sind die Karrierewege in der Rechtswissenschaft relativ homogen. Sie 

verlaufen in der Regel von der Lehrstuhlassistenz über die Habilitation zur Be-

rufung. Graduiertenkollegs spielen für die Rekrutierung des wissenschaftlichen 

Nachwuchses eine nachgeordnete Rolle. Auch fungiert die Juniorprofessur wie 

in einer Reihe von anderen Fächern kaum als gleichwertiger Weg zur Professur. 

Um als berufungsfähig zu gelten, erarbeiten die Juniorprofessorinnen und -pro-

fessoren – neben den zahlreichen Verpflichtungen, die mit der Stellung als 

vollwertiges Fakultätsmitglied einhergehen – in der Regel eine Habilitations-

schrift. Es sind sachliche und biographische Umstände denkbar, in denen alter-

native Wege der Qualifikation beschritten werden und die Möglichkeit der ku-

mulativen Habilitation genutzt wird. So gibt es beispielsweise wissenschaftliche 

Fragestellungen und Themen, bei denen die frühzeitige Veröffentlichung von 

Forschungsergebnissen für Theoriebildungsprozesse notwendig ist. Auch kann 

die sequenzialisierte Form der Habilitation sinnvoll sein, wenn die Qualifikati-

onszeit durch Zeiten unterbrochen wird, in denen Kinder betreut oder Angehö-

rige gepflegt werden und die Veröffentlichung eines übergeordneten, systema-

tisch zusammenhängenden Habilitationsthemas in Teilschritten erfolgt (vgl. zu 

den Maßnahmen, den Frauenanteil während der wissenschaftlichen Qualifika-

tionsphase in der Rechtswissenschaft zu erhöhen, B.II.2). Schließlich können die 

publizierten Aufsätze und Monographien einen so hohen wissenschaftlichen 

Gehalt aufweisen und so innovativ sein, dass sie als kumulative Habilitation 

ausreichen. Von dieser nach derzeitiger Rechtslage bestehenden Möglichkeit 

sollten die Fakultäten Gebrauch machen.  

Dank der Forschungsschwerpunkte und der Expertise, die die einzelne Wissen-

schaftler und Wissenschaftlerinnen mitbringen bzw. die sie ausgebildet haben, 

stellen die Max-Planck-Einrichtungen wichtige diskursive Räume des intellektu-

ellen, insbesondere des interdisziplinären Austauschs dar. Davon kann auch die 

Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses in den International Max Planck 

Research Schools profitieren. Für bestimmte Dissertationsvorhaben oder Themen 

ist dort die kritische intellektuelle Masse bzw. das nötige Milieu gegeben, um 

beispielsweise rechtsgeschichtlichen Projekten den geeigneten Resonanzraum 

zu verschaffen. Um vergleichbare Angebote machen zu können, empfiehlt der 

Wissenschaftsrat den juristischen Fakultäten, von der Möglichkeit Gebrauch zu 

machen, bei der DFG Graduiertenkollegs zu beantragen. 
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Häufiger als in anderen Fächern stehen Promovierende der Rechtswissenschaft 

bereits im Berufsleben. Dies ist insofern positiv, als ihre Dissertationen zur Ver-

wissenschaftlichung der juristischen Praxis beitragen können und die Rechts-

wissenschaft in Kontakt mit der Praxis bleibt. Ein Risiko besteht allerdings 

dann, wenn die Nähe zur Forschungspraxis institutionell nur schwach gesichert 

ist. Der Wissenschaftsrat hat bereits an anderer Stelle darauf hingewiesen, dass 

die externe Promotion eine besonders anspruchsvolle Betreuungssituation dar-

stellt, insbesondere wenn die Erarbeitung der Dissertation berufsbegleitend in 

Teilzeit durchgeführt wird und sie durch unterschiedlich intensive Phasen wis-

senschaftlicher Tätigkeit gekennzeichnet ist. |34 Diese Situation ist besonders 

anfällig für Diskontinuitäten im wissenschaftlichen Austausch und erschwert 

die begleitende Beobachtung des Arbeitsfortschritts.  

Neben den im Positionspapier des Wissenschaftsrates |35 dargelegten Maßnah-

men zur Qualitätssicherung der Promotion sollten folgende, für die spezifische 

Situation der Rechtswissenschaft wichtige Regeln eingehalten werden, um die 

Qualität wissenschaftlicher Qualifikationsarbeiten in der Rechtswissenschaft 

sicherzustellen und ggf. zu verbessern: 

_ Abschlussnote mindestens „voll befriedigend“ in einer der beiden juristischen 

Prüfungen; 

_ Nachweis über die Teilnahme an Veranstaltungen, durch die die Einübung 

guter wissenschaftlicher Praxis belegt wird;  

_ Oberseminare bzw. Kolloquien, in denen Promotionsprojekte diskutiert wer-

den. 

In größeren Abständen sollten Qualität und Benotung einer Zufallsstichprobe 

von Qualifikationsarbeiten einer Fakultät extern durch geeignete Peers über-

prüft werden. Dies könnten die Fakultäten selbst oder auch die Hochschulen 

veranlassen.  

Bei Habilitationsverfahren sollten die Beurteilung der Lehrqualifikation und der 

Berufungsfähigkeit nicht davon abhängig gemacht werden, dass auch Publika-

tionen zu Themen vorliegen, die Gegenstand der Pflichtveranstaltungen für die 

Studierenden sind. Solche Regelungen würden Kräfte für Forschung freisetzen, 

die sonst in zwar ausbildungsrelevanten, in der Forschung allerdings ausgereiz-

ten Gebieten eingesetzt würden. 

 

| 34 Vgl. Wissenschaftsrat: Anforderungen an die Qualitätssicherung der Promotion. Positionspapier des 
Wissenschaftsrates, Köln: November 2011 (Drs. 1704-11), S. 21. 

| 35 Ebd. 



 

 

47 II.3.b Empfehlungen zur Berufungspraxis 

Mit jeder Berufung trifft eine Hochschule eine nachhaltige Entscheidung über 

die zukünftige inhaltliche Ausrichtung und die Rolle des Faches an einem 

Standort. Damit in der Rechtswissenschaft die strukturellen Voraussetzungen 

gegeben sind, dass die Disziplin durch Diversität und Vielfalt ihrer Forschungs-

perspektiven geprägt ist und kreative, innovative Forschung betreiben kann, 

sollten bei der Berufung neuer Professorinnen und Professoren neben der Ori-

ginalität der wissenschaftlichen Arbeit noch zusätzliche, die Forschung stär-

kende Aspekte berücksichtigt werden: 

_ Bewerberinnen und Bewerber sollten nicht nachweisen müssen, sämtliche 

Teilgebiete eines an der Universität eingerichteten Schwerpunkts oder einer 

Lehrstuhlbezeichnung, womöglich durch Forschungspublikationen, abdecken 

zu können. Vielmehr sollten originäre Forschungsleistungen, inklusive her-

ausragender Aufsätze, höher bewertet werden als rein deskriptive Aufsätze 

zur neuen Rechtslage in einem Rechtsgebiet, Berichte zum Stand der Recht-

sprechung zu einem bestimmten Thema, einzelne Urteilsanmerkungen, 

Zweit- oder Neuauflagen. Bei Besetzungsverfahren sollten die Kandidatinnen 

und Kandidaten eine begrenzte Auswahl ihrer Schriften einreichen. 

_ Es sollte als Qualitätsausweis bewertet werden, wenn ein zusätzlicher Ab-

schluss in einem anderen Fach als der Rechtswissenschaft oder ausländische 

Titel nach längerem Aufenthalt während der wissenschaftlichen Qualifikati-

onsphase erworben wurden (z. B. LL.M., SJD) oder wenn fremdsprachliche 

Veröffentlichungen mit fremdrechtlichem Bezug vorgewiesen werden.  

_ Erfahrungen des Kandidaten bzw. der Kandidatin in der juristischen Berufs-

praxis sollten einen Bewerbungsvorteil bilden. 

_ Es sollte positiv bewertet werden, dass der Kandidat bzw. die Kandidatin am 

internationalen wissenschaftlichen Diskurs teilnimmt, zu einer weiteren 

Rechtsordnung intensive Kontakte hat und wenn die Kandidatinnen und Kan-

didaten Kooperationserfahrung mit ausländischen Partnern vorweisen kön-

nen. 

_ Wissenschaftliche Erfahrungen, die über Tätigkeiten an der eigenen Hoch-

schule hinausgehen, sollten ein Bewerbungsvorteil sein. Dazu gehören Koope-

rationen mit anderen Hochschulen, die Beteiligung an interdisziplinären, 

möglicherweise hochschulübergreifenden Projekten, Auslandsaufenthalte, 

Aufenthalte als Fellow an einem Centre for Advanced Study u. Ä. 
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II.4 Zur Qualitätsbewertung und -sicherung in der rechtswissenschaftlichen  
Forschung 

Die Bewertung von Forschungsleistungen zu Zwecken der Steuerung von Ein-

richtungen sowie der Rechenschaftslegung über die öffentliche Forschungsfi-

nanzierung ist seit einigen Jahren Gegenstand intensiver Debatten in Wissen-

schaft und Wissenschaftspolitik. An diesen Debatten beteiligt sich auch die 

Rechtswissenschaft. 

Wie in A.II.1. dargelegt, gibt es bislang keine Studien, die belastbar Auskunft 

über die Forschungsqualität der Rechtswissenschaft geben. Der Wissenschafts-

rat ist deshalb der Auffassung, dass Fachvertreterinnen und Fachvertreter sich 

auf Anforderungen und Rahmenbedingungen verständigen sollten, auf deren 

Grundlage ein Verfahren mit expliziten, auf die Disziplin bezogenen Kriterien 

für eine transparente Leistungsbewertung rechtswissenschaftlicher Forschung 

entwickelt werden kann.  

Dazu gehört auch eine Verständigung über die Abgrenzung und Bewertung ih-

rer zentralen Produkte, der rechtswissenschaftlichen Publikationen (vgl. B.IV.1). 

Auf dieser Basis könnte in einem ersten Schritt ein Überblick über die rechts-

wissenschaftliche Forschungslandschaft in Deutschland geschaffen werden,  

eine differenzierte Sicht auf inhaltliche Strukturbildungen und Forschungs-

schwerpunkte sowie Einzelprofilierungen der Standorte über diejenigen Kompe-

tenzen hinaus, die eine jede Fakultät für die Vorbereitung auf die Erste Prüfung 

aufweisen muss. Die Erfahrung des Wissenschaftsrates mit der strukturellen 

Untersuchung einzelner Fächer hat gezeigt, dass differenzierte Kenntnisse der 

Forschungslandschaft für die strategische Ausrichtung von Fakultäten und Uni-

versitäten von Vorteil sind. |36 

Der Rechtswissenschaft stehen verschiedene Instrumente zur Verfügung, um 

gute Forschung zu honorieren. Dazu zählen – wie in II.3.b. näher ausgeführt – 

Berufungsverfahren, durch die Professuren mit Verfasserinnen und Verfassern 

origineller und substantieller Forschungsleistungen besetzt werden können, 

sowie das Rezensionswesen, durch das das Bewusstsein für die Qualitätsmaß-

stäbe von Publikationen geschärft und eine Filterfunktion ausgeübt werden 

kann (Näheres siehe unten). Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, dass die 

Rechtswissenschaft selbst Verantwortung für die Verständigung über Qualitäts-

kriterien und angemessene Verfahren der Forschungsbewertung übernehmen 

muss und empfiehlt deshalb den rechtswissenschaftlichen Fachgesellschaften, 

 

| 36 Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur vergleichenden Forschungsbewertung in den Geisteswissen-
schaften, Köln 2010 (Drs. 10039-10), Wissenschaftsrat: Bericht der Steuerungsgruppe zur Pilotstudie For-

schungsrating Chemie und Soziologie, Köln 2008 (Drs. 8422-08). 



 

 

49 initiativ zu werden. Sie sollten sich dabei mit dem Deutschen Juristen-Fakultä-

tentag als dem Zusammenschluss der rechtswissenschaftlichen Fakultäten und 

Fachbereiche in Deutschland abstimmen, der seine Zuständigkeit auch in der 

Befassung mit universitäts- und länderübergreifenden hochschul- und wissen-

schaftspolitischen Entwicklungen und Problemstellungen sieht. 

Es zeichnet gute rechtswissenschaftliche Forschung aus, dass sie originell, rele-

vant sowie gedanklich eigenständig ist und – soweit es sich um Arbeiten auf 

den Gebieten des geltenden Rechts handelt – dass sie zukünftige bzw. richtung-

weisende juristische Entwicklungen antizipiert. Aufgrund ihres Normbezugs be-

steht der wissenschaftliche Fortschritt in der dogmatisch arbeitenden Rechts-

wissenschaft nicht nur darin, originäres Wissen hervorzubringen, sondern auch 

in der Sicherung, Vergegenwärtigung und Einordnung von bereits erarbeiteten 

Erkenntnissen in neuen Anwendungskontexten. Innovative Arbeiten sind häu-

fig an der Schnittstelle verschiedener Rechtsgebiete angesiedelt. Im Bereich der 

juristischen Grundlagenfächer spielen zur Beurteilung der Originalität und Ei-

genständigkeit der Forschung auch die Maßstäbe der betreffenden Geistes- und 

Sozialwissenschaften eine Rolle. Wie in jeder anderen Geistes-, Sozial- und Kul-

turwissenschaft auch, gehören zu den Kriterien guter rechtswissenschaftlicher 

Forschung Widerspruchsfreiheit der Argumente bzw. der Ergebnisse, rationale 

und methodisch abgesicherte Nachvollziehbarkeit der gedanklichen Argumen-

tationsschritte, lückenlose Erfassung bzw. Strukturierung eines Problemfeldes, 

die Bezugnahme auf den neuesten Stand der Literatur sowie eine adäquate und 

begründete Auseinandersetzung mit den wissenschaftlichen Gegenposition. Ein 

bloßer Rekurs auf das Autoritätsargument der „herrschenden Meinung“ |37 

bzw. „herrschenden Lehre“ fördert den Erkenntnisfortschritt nicht.  

Eine gewisse und auch in Bezug auf den wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn 

nicht zu unterschätzende Rolle spielen publizierte Gutachten. Publikationen, 

die auf Grundlage von Gutachtentätigkeit entstehen, sind aber nicht unbedingt 

als solche erkennbar. Damit der Leser bzw. die Leserin den Erkenntniswert die-

ser Veröffentlichungen einschätzen kann, ist es wichtig, die Gefahr möglicher 

Interessenkollisionen transparent zu machen. Der Wissenschaftsrat ist deshalb 

der Auffassung, dass die Offenlegung entsprechender Auftragsverhältnisse zu 

den Regeln guter wissenschaftlicher Praxis gehört. Er empfiehlt, dass Publikati-

onen, die auf Grundlage von Gutachtentätigkeiten entstanden sind, als solche 

gekennzeichnet werden. Der Auftraggeber sollte offen deklariert werden. Priva-

te Auftraggeber könnten so umschrieben werden, dass die Interessensrichtung 

 

| 37 „Herrschende Meinung“ heißt die Orientierung an derjenigen Auslegung, die sich in der Judikatur und 

der Literatur zum jeweiligen Zeitpunkt durchgesetzt hat. 
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deutlich wird. Können diese Angaben nicht gemacht werden, sollte auf die Pub-

likation verzichtet werden (vgl. dazu auch die Empfehlungen in B.II.1).  

Wissenschaftsplagiate, das heißt die Übernahme eines fremden Textes oder ei-

ner fremden Idee unter Vorspiegelung eigener Urheberschaft, verstoßen gegen 

die gute wissenschaftliche Praxis. Das gilt auch für die Veröffentlichung eines 

von Anderen verfassten Textes unter eigenem Namen bzw. als Alleinautor, 

wenn dieser von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern angefertigt wurde. Zuarbeit 

begründet allein dann keine Autorschaft, wenn die Mitwirkung an einem Text 

sich auf bloße Hilfstätigkeiten beschränkt. So genannte Eigenplagiate, das heißt 

die Zweitveröffentlichung eigener, im Wesentlichen unveränderter Texte ohne 

dass auf die Vorveröffentlichung hingewiesen wurde, sind schlechte wissen-

schaftliche Praxis. Die rechtswissenschaftlichen Fakultäten haben durch die 

Ausgestaltung der organisatorischen Rahmenbedingungen in Prüfungsverfah-

ren für wissenschaftliche Qualifikationen ebenso wie jeder Wissenschaftler und 

jede Wissenschaftlerin im fachwissenschaftlichen Diskurs dafür Sorge zu tra-

gen, dass Plagiate vermieden werden. 

Eine Grundannahme bei Peer Review-Verfahren besteht darin, dass die Qualität 

wissenschaftlicher Arbeiten durch Kolleginnen und Kollegen angemessen über-

prüft und bewertet werden kann. In diesem Sinne stellen Buchrezensionen und 

Gutachten über wissenschaftliche Arbeiten (Qualifikationsarbeiten, Bücher in 

Buchreihen, Zeitschriftenaufsätze, Förderwürdigkeit von Projekten, Berufungs-

verfahren) wichtige Instrumente der Qualitätsbeurteilung und damit auch  

-sicherung dar. Der hohe Vernetzungsgrad der rechtswissenschaftlichen Diskus-

sion ermöglicht es, anhand der fachlichen Bewertungen von Publikationen de-

ren Qualität festzustellen. In rechtswissenschaftlichen Zeitschriften wird die 

Aufgabe der Qualitätsbewertung weitgehend durch die Herausgeber einer Zeit-

schrift, oftmals unterstützt durch einen Beirat, wahrgenommen. Das Zeitschrif-

tenherausgebergremium kann weitere Gutachter heranziehen. Der Wissen-

schaftsrat weist darauf hin, dass eine solche Beschränkung der Urteilsbasis die 

Abhängigkeit von einzelnen Urteilen verstärkt. In der Rechtwissenschaft ist die 

Gefahr einer Orientierung am Mainstream, die zu einer Verarmung alternativen 

Denkens führen könnte, besonders groß, weil die so genannte „herrschende 

Meinung“ wegen der die Rechtspraxis stabilisierenden Funktion der Rechtswis-

senschaft häufig als Begründungsfigur herangezogen wird. Es spricht deshalb 

vieles dafür, offenen, die intellektuelle Streitkultur fördernden Qualitätsdiskur-

sen hohes Gewicht beizumessen, wie sie paradigmatisch auf Tagungen und in 

Rezensionen geführt werden können. Das Rezensionswesen sollte allerdings in 

seiner jetzigen Form verbessert werden. So verbleibt das Rezensionswesen vor-

wiegend innerhalb der spezialisierten Teilgebiete und ist auf einen geschlosse-

nen Rezipientenkreis beschränkt. Auch gestaltet sich die Auswahl der bespro-

chenen Literatur zu wenig systematisch. In der jüngsten Vergangenheit hat sich 

das Rezensionswesen insgesamt tendenziell zu einem Buchanzeigenwesen ent-



 

 

51 wickelt: In Besprechungen dominieren Inhaltsreferate über kritische Beurtei-

lung. Insofern erfüllt das Rezensionswesen seine Qualitätsbewertungs- und  

-sicherungsaufgaben nicht mehr hinreichend. Der Wissenschaftsrat hält es für 

erforderlich, dass die innerdisziplinäre Kommunikation als Prozess der syste-

matischen Selbstbeobachtung auch aus Gründen der Qualitätssicherung inten-

siviert wird und die öffentliche und nicht-öffentliche (Peer Review) Rezensions-

kultur in der Rechtswissenschaft wieder geschärft und gestärkt wird. Den 

Herausgeberinnen und Herausgebern rechtswissenschaftlicher Zeitschriften 

empfiehlt er, sich der wichtigen Funktion des Rezensionswesens bewusst zu 

bleiben und sich verstärkt darum zu bemühen, Rezensionen zu wichtigen 

rechtswissenschaftlichen Veröffentlichungen durch ausgewiesene Fachleute 

einzuwerben und abzudrucken (vgl. auch B.IV.1).  

Bibliometrische Verfahren sind in der Rechtswissenschaft nur eingeschränkt in 

der Lage, Forschungsleistungen zu messen. Dies hängt zum einen damit zusam-

men, dass mit Zitaten nicht zwangsläufig die Wichtigkeit einer Publikation 

bzw. ein origineller Gedanke eines Autors dokumentiert wird. Zitate dienen  

ebenso dazu, weiterführende Hinweise auf ein Problem zu geben oder haben bei 

Kommentarstellen den Zweck, dass der Leser bzw. die Leserin sich die weiter-

führende Literatur selbst erschließen kann. Weiterhin gehört es zur rechtswis-

senschaftlichen Zitationspraxis, falsche Gedanken oder abweichende Meinun-

gen, also Texte von Autoren und Autorinnen anzuführen, die den dargestellten 

Sachverhalt ganz anders beurteilen als der Verfasser bzw. die Verfasserin. Zu-

gleich gehören Kommentare, mehr noch Praktiker-Kommentare wahrscheinlich 

zu den am häufigsten zitierten Literaturgattungen. Es wäre nicht sachgemäß, 

bestimmte Publikationstypen durch die Bibliometrie zu privilegieren. Deshalb 

empfiehlt der Wissenschaftsrat, dass bei Leistungsbewertungen Neuauflagen 

von Kommentaren, Lehr- oder Handbüchern nur insoweit berücksichtigt wer-

den, wie sie nicht lediglich neuere Literatur und Rechtsprechung einarbeiten. 

II.5 Zu Forschungsinfrastrukturen in der Rechtswissenschaft 

Wie in den Geistes- und Sozialwissenschaften werden in der Rechtswissenschaft 

unterschiedliche Typen von Forschungsinfrastrukturen genutzt. |38 So halten 

Universitäten durch ihre oftmals lange rechtswissenschaftliche Forschungs-

tradition reichhaltige historische Quellenbestände, Spezialbibliotheken und 

Sammlungen vor, die auch international von Interesse sind. Der Wissenschafts-

rat betont, dass es qualifizierten wissenschaftlich ausgebildeten Personals be-

 

| 38 Vgl. Zum Begriff „Forschungsinfrastruktur“ und zu seiner Verwendung siehe Wissenschaftsrat: Empfeh-

lungen zu Forschungsinfrastrukturen, Köln 2011. 
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darf, um solche Bestände adäquat zu pflegen und sie für die Forscherinnen und 

Forscher bereitstellen zu können.  

Die Digitalisierung führt zu einer Vermehrung von alternativen Wegen, juristi-

sche Texte zu publizieren und verfügbar zu machen, was auch bei der Mittel-

vergabe für Forschungsinfrastrukturen berücksichtigt werden muss. So sind 

Gerichtsurteile aller Instanzen, eine zentrale Quelle der Rechtswissenschaft, 

zunehmend über Datenbanken zugänglich. Um die rechtswissenschaftliche For-

schung auf hohem Niveau halten zu können, ist neben der sehr guten Ausstat-

tung der Fachbibliotheken der Zugang zu Datenbanken mindestens zum natio-

nalen Recht unverzichtbar und muss flächendeckend gewährleistet sein. Die 

wichtigsten internationalen Datenbanken in der Rechtswissenschaft sollten für 

die gesamte Rechtswissenschaft zugänglich sein. Hier bedarf es – wie in ande-

ren Fächern auch – der Absprache zwischen Hochschulen, Ländern und gege-

benenfalls dem Bund. Die gemeinsame Nutzung lizenzpflichtiger Dienste kann 

sich an bereits bestehenden Modellen orientieren, die innerhalb und zwischen 

den Bibliothekarischen Verbünden für wissenschaftliche Zeitschriften bestehen. 

Bei kostenintensiven internationalen Datenbanken ist der Erwerb von National-

lizenzen anzuregen.  

Auch werden in der Rechtswissenschaft zunehmend internetbasierte Kurzauf-

arbeitungen in Form von elektronisch versandten Newsletters oder andere For-

men von elektronischen Informationsdiensten gebräuchlich. Dabei handelt es 

sich in erster Linie um internationale Initiativen, wobei auch die Max-Planck-

Einrichtungen in der Erstellung von (rechtsvergleichenden) Datenbanken aktiv 

sind.  

In der Rechtswissenschaft sind soziale Infrastrukturen von großer Wichtigkeit. 

Auch wenn wichtige Forschungsfragen im Modus der Einzelautorschaft gelöst 

werden müssen, befördern Orte des intellektuellen Austauschs über wissen-

schaftliche Fragen den Erkenntnisfortschritt. Um in der Rechtswissenschaft  

solche „Begegnungsräume des diskursiven Austauschs von aktuellen und der 

Entwicklung von neuen Forschungsfragen“ |39 zu schaffen, empfiehlt der Wis-

senschaftsrat der Rechtswissenschaft, verstärkt DFG-Kolleg-Forschergruppen zu 

beantragen (vgl. dazu B.II.2).  

 

| 39 Ebd., S. 90. 



 

 

53 B . I I I  Z U M  R E C H T S W I S S E N S C H A F T L I C H E N  S T U D I U M  

Dem Status der Juristischen Fakultät als Professionsfakultät entsprechend, 

dient das rechtswissenschaftliche Studium den meisten Studierenden als Teil 

der Ausbildung für einen der klassischen juristischen Berufe. Dabei ist zu beob-

achten, dass sich das juristische Berufsfeld verändert. Manche Positionen, die 

früher vielfach mit Juristen besetzt wurden (z. B. Vorstände von großen Unter-

nehmen, Führungspositionen in der öffentlichen Verwaltung), stehen mittler-

weile auch Absolventinnen und Absolventen aus nicht rechtswissenschaftlichen 

Fächern offen. Absolventinnen und Absolventen von Fachhochschulen über-

nehmen in bestimmten spezialisierten Bereichen (etwa im Markenrecht) Aufga-

ben von „Volljuristen“, auch wenn sie ihre Mandantinnen und Mandanten nicht 

vor Gericht vertreten dürfen.  

Wichtigster Abschluss der Juristenausbildung ist die Erste Prüfung, die als größ-

tenteils anonymisiertes Verfahren betrachtet werden kann, mit dessen Hilfe Ab-

solventinnen und Absolventen für eine weitgehend neutrale und objektivierte 

Bestenauslese in den juristischen Berufsfeldern vergleichbar gemacht werden 

können. Dadurch unterstützt diese Prüfung auch den Staat in der Wahrneh-

mung seiner Verantwortung für die Rechtspflege bei der Rekrutierung qualifi-

zierter Nachwuchsjuristinnen und -juristen.  

In diesen Empfehlungen werden Fragen der juristischen Ausbildung in Zusam-

menhang mit Fragen der Wissenschaftlichkeit des Studiums behandelt. Der 

Wissenschaftsrat versteht das rechtswissenschaftliche Studium als maßgebli-

chen Bestandteil der Juristenausbildung und entwickelt im Folgenden Empfeh-

lungen zur Weiterentwicklung des rechtswissenschaftlichen Studiums, die den 

Rahmen der staatlichen Prüfungselemente voraussetzen. Andere, die Juristen-

ausbildung prägende Bestandteile, wie das Referendariat, bleiben hier ausge-

klammert. Der Wissenschaftsrat behält sich vor, übergreifende Fragen der Juris-

tenausbildung an anderer Stelle aufzugreifen.  

Ziel des rechtswissenschaftlichen Studiums sollte nach Auffassung des Wissen-

schaftsrates die fundierte Ausbildung von Kompetenzen in drei Feldern sein: 

Rechtsanwendung, Rechtsgestaltung sowie Rechtsberatung. So müssen die ange-

henden Juristinnen und Juristen die Rechtsanwendung beherrschen, um juristi-

sche Probleme adäquat lösen zu können. Rechtsgestaltungskompetenzen sind 

mit Blick auf die Anforderungen der Praxis, darunter die Unternehmens- und 

Behördenpraxis, von großer Bedeutung. Gute juristische Beratung wiederum 

setzt voraus, die wissenschaftlichen und professionellen Grenzen der juristi-

schen Tätigkeit reflektieren zu können. Angesichts der derzeitigen Organisation 

des Studiums, insbesondere mit Blick auf die Stofffülle, die Studierende bewäl-

tigen müssen, und die dogmatischen Lehrveranstaltungen, kommen wissen-

schaftlich-reflexive Elemente im Jura-Studium zu kurz. Der Wissenschaftsrat 
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sieht deshalb einen Veränderungsbedarf in der curricularen Gestaltung des 

Studiums und seinen Unterrichtsformen sowie der inhaltlichen Ausgestaltung 

der staatlichen Prüfungen. Dies betrifft insbesondere folgende Handlungsfelder: 

die Fähigkeit zur wissenschaftlichen Reflexion, die anwaltsorientierten bzw. 

praxisorientierten Lehrveranstaltungen und die universitären Schwerpunktbe-

reiche. In jedem Fall ist die Juristenausbildung von den juristischen Fakultäten 

so zu gestalten, dass ein erfolgreicher Studienabschluss auch ohne den Besuch 

privatwirtschaftlicher Repetitorien möglich ist.  

III.1 Zur Ausdifferenzierung des rechtswissenschaftlichen Studienangebots 

Zwischen Universitäten und Fachhochschulen gestaltet sich die Aufgabentei-

lung in der rechtswissenschaftlichen Lehre weitgehend funktional. Insbesonde-

re das Studium für Berufe im Bereich der öffentlichen Rechtspflege (etwa der 

Richter oder Staatsanwälte), für deren Ausübung ein umfassender und genera-

listischer Zugang zum Recht (darunter auch ein Bewusstsein für die Historizität 

des Rechts und der Profession sowie fundiertes Wissen über die Fundamente 

des Rechts) nötig ist, ist an Universitäten gut aufgehoben. Demgegenüber zeich-

nen sich die Studiengänge an den Fachhochschulen durch einen engen Bezug 

zum jeweiligen Berufsfeld aus und sind der gezielten Erschließung spezieller 

rechtlicher Inhalte gewidmet. Die Fachhochschulen tragen mit eigenen Studien-

angeboten ihrem Profil entsprechend, auf wissenschaftlicher Grundlage praxis-

orientiert und in kürzeren Studiengängen als an Universitäten, zur akademi-

schen Ausbildung bei. In Bachelor- und Masterstudiengängen mit einem mehr 

als 50 %-igen rechtswissenschaftlichen Anteil – etwa in den Bereichen Wirt-

schaftsrecht und Sozialrecht – werden die Studierenden auf vielfältige Tätigkei-

ten in Unternehmen und Betrieben bzw. in Bereichen der Jugendhilfe oder Fa-

milienberatung vorbereitet.  

Das Angebot eigener, auf das Profil des Hochschultyps „Fachhochschule“ zuge-

schnittener Studiengänge wird vermutlich in Zukunft weiter ansteigen und 

neue Felder erschließen. Dies gilt insbesondere für die Bereiche Gesundheit und 

Soziales. Mehr als 13 % aller Jura-Studierenden nehmen schon jetzt Angebote 

an Fachhochschulen und privaten Hochschulen wahr, knapp 16 % der Studie-

renden an Universitäten sind mit dem Ziel eines Bachelor- oder Masterabschlus-

ses eingeschrieben. Insgesamt streben 30 % aller Studierenden keine Erste Prü-

fung an (vgl. A.I). Der Hochschulpakt 2020 sieht vor, zusätzliche Studienplätze 

vor allem im Fachhochschulbereich zu schaffen. |40 Ihrer jeweiligen themati-

 

| 40 Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK): Hochschulpakt 2020. Bericht zur Umsetzung in den Jahren 

2007 – 2010 und Jahresbericht 2010, Materialien der GWK Heft 27, Bonn: GWK 2012. Ein Schwerpunkt des 

Hochschulpakts besteht darin, den Anteil der Studienanfänger an den Fachhochschulen auszubauen. 



 

 

55 schen Ausrichtung gemäß, sollten Fachhochschulen Curricula für Studierende 

schaffen bzw. weiterentwickeln, denen mit Blick auf ihre angestrebte Berufstä-

tigkeit, etwa in der Wirtschaft oder im Sozialwesen, das nötige juristische Wis-

sen vermittelt wird. Für die Fachhochschulen stellt sich damit die Herausforde-

rung, die Zunahme neu entstehender rechtswissenschaftlicher Studienangebote 

zu strukturieren und zu begrenzen. Die Rechtswissenschaft insgesamt ist damit 

konfrontiert, dass sie sich zur Wahrung ihrer Einheit nicht mehr nur an einem 

beruflichen Leitbild orientieren kann. |41  

Obwohl sich die Betreuungsrelationen in der Rechtswissenschaft zwischen 2000 

und 2010 leicht verbessert haben (Tab. 18), bleiben sie sowohl absolut als auch 

im Vergleich mit anderen Fächern verbesserungswürdig. Bei einem Fach wie 

der Rechtswissenschaft an Universitäten, das von Studierenden stark nachge-

fragt wird und hohe Studierendenzahlen aufweist, sind deshalb gerade zu Be-

ginn des Studiums Vorlesungen mit mehreren Hundert Studierenden nicht die 

Ausnahme, sondern eher die Regel. Ein betreuungsintensiveres Studium, wie es 

die Durchführung von Seminaren oder kolloquialer Kleingruppenarbeit erfor-

dert, ist deswegen schwierig zu realisieren. Derzeit sind die Kapazitäten der 

Standorte, an denen ein rechtswissenschaftliches Studium absolviert werden 

kann, ungleich verteilt. Es gibt juristische Fakultäten, die stark von den Studie-

renden nachgefragt werden, und solche, deren Kapazitäten nicht ausgeschöpft 

werden. Um auch hier zu einer Verbesserung der Betreuungsverhältnisse zu 

kommen, sollte die Studienstruktur grundsätzlich verstärkt Seminare nutzen 

und die Bedeutung von Großveranstaltungen reduzieren. 

Der Wissenschaftsrat sieht Möglichkeiten, auch im Rahmen des Status Quo die 

Studienbedingungen zu verbessern. Dazu gehört die Umstrukturierung von Ver-

mittlungsformaten und Lehrinhalten. So könnten Vorlesungen und die zugehö-

rigen Tutorien bzw. Übungen so umstrukturiert werden, dass die für die Juris-

tenausbildung notwendigen Fallbearbeitungen in den Vorlesungsstoff integriert 

werden. Zudem sieht der Wissenschaftsrat die Möglichkeit, durch die Reduzie-

rung des Pflichtstoffs der Ersten Prüfung Lehrkapazitäten für die Durchführung 

von Seminaren und andere, kleinere Vermittlungsformen wie Kolloquien oder 

Kleingruppen frei zu machen (siehe B.III.3). Die Seminare sollten von Hoch-

schullehrerinnen und -lehrern abgehalten werden. Um die vertiefte Auseinan-

 

| 41 Die Analyse der Theologien hat gezeigt, dass bei etwa gleich bleibenden Studierendenzahlen die Wahl 
des Studienabschlusses sich grundlegend verändern kann. Der Befund verweist auf interne und extern mo-

tivierte Veränderungen der Studierendennachfrage und bietet eine Grundlage für die Professionsfakultät 

bei der Gestaltung ihrer Studiengänge und -inhalte. Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Weiterentwick-

lung von Theologien und religionsbezogenen Wissenschaften an deutschen Hochschulen, Köln: Wissen-

schaftsrat 2010. 



56 

 

dersetzung von Lehrenden mit Lernenden zu gewährleisten, sollten sie vor-

zugsweise im Wochenrhythmus abgehalten werden.  

Das rechtswissenschaftliche Angebot an Hochschulen insgesamt hat sich stark 

ausdifferenziert. Die Studierendengruppen, die sich für rechtswissenschaftliche 

Studienangebote eingeschrieben haben, sind seit der Einführung von Bachelor- 

und Masterstudiengängen heterogener geworden. Das juristische Studium wird 

von Mehrfach- und Nebenfachstudierenden bereichert. Der Wissenschaftsrat be-

grüßt die Diversifizierung des Studienangebots, die auch zu einer höheren Per-

spektivenvielfalt und diskursiven Bereicherung in den Veranstaltungen führt. 

Er ermuntert die juristischen Fakultäten, weitere Studiengänge zu entwickeln, 

die auf die zunehmende Diversifizierung juristischer Berufe reagieren und den 

Absolventinnen und Absolventen Mehrfachqualifikationen mit juristischen An-

teilen vermitteln. 

III.2 Empfehlungen zur Beförderung der Reflexionskompetenz im  
rechtswissenschaftlichen Studium 

Die Qualität des rechtswissenschaftlichen Studiums schätzen Vertreterinnen 

und Vertreter der juristischen Praxis und ihrer Berufe generell als gut ein. |42 

Angesichts einer komplexer werdenden Rechtspraxis und sich stärker ausdiffe-

renzierender Berufsbilder ist der Wissenschaftsrat jedoch der Ansicht, dass die 

angehenden Juristinnen und Juristen verstärkt zum kritischen Umgang mit ju-

ristischen Texten befähigt werden müssen, durch den sie intellektuelle Distanz 

zum Rechtsstoff lernen und der sie zu kritisch reflektierten Persönlichkeiten 

ausbildet. Auch von Seiten der juristischen Praxis wird ein Bedarf an Grundla-

gen- und Methodenwissen geltend gemacht, der nicht durch berufsorientiertes 

und fachspezifisches Wissen bzw. positives Norm- und Applikationswissen im 

engeren Sinne zu decken ist. 

Gemessen an diesen Erwartungen ist das rechtswissenschaftliche Studium zu 

einseitig auf die Vermittlung positiven Norm- und Applikationswissens und den 

didaktischen Typus der Falllösung ausgerichtet. Dies ist zum Teil der nötigen 

Vertiefung der Dogmatik bzw. der Ausbildung für juristische Berufe geschuldet 

und zeichnet gleichzeitig das Studium in Deutschland aus: Der Umgang mit 

großen Wissensmengen übt darin, Inhalte systematisch strukturieren und 

schnell gewichten zu können. Während die Ausbildung dieser Fähigkeiten für 

die Ausübung eines juristischen Berufs unverzichtbar ist, sollte das rechtswis-

senschaftliche Studium gleichwohl nicht auf die Vermittlung von positivem 

 

| 42 Diese Bewertung wird durch Anhörungen von Vertreterinnen und Vertretern der juristischen Praxis ge-
stützt, die im Rahmen der Arbeitsgruppe „Perspektiven der Rechtswissenschaft in Deutschland“ durchge-

führt wurden. 



 

 

57 Norm- und Applikationswissen eingeschränkt werden. Die Fakultäten sind da-

mit konfrontiert, vorrangig die von den staatlichen Ausbildungsordnungen vor-

geschriebenen Pflichtveranstaltungen anbieten zu müssen, die die von den Prü-

fungsämtern vorgeschriebenen Inhalte zum Gegenstand haben. Gleichzeitig ist 

die Menge des Lernstoffs angewachsen und die Halbwertzeit vieler Rechtsnor-

men gesunken, so dass die Grenzen der Studierbarkeit erreicht scheinen. |43 Die 

Stofffülle und die Ausrichtung auf die Falllösung sind zudem ein Grund dafür, 

dass Repetitorien von den Studierenden stark nachgefragt werden. Der Wissen-

schaftsrat empfiehlt deshalb den Fakultäten, im Rahmen der bestehenden Cur-

ricula eine didaktische Praxis zu schaffen, in der Wissensaneignung mit Refle-

xionskompetenz und Kritikfähigkeit verbunden wird. Die Fakultäten sollten 

Konzepte für eine breit angelegte und umfassend verstandene „Juristische Bil-

dung“ entwickeln, mit denen die Vermittlung von Kontext- und Grundlagen-

wissen systematisch gestärkt, die Methodenkompetenz zur Erfassung von struk-

turellen und systemischen Zusammenhängen gefördert und zum Ausgleich das 

Studium von Detailwissen entlastet wird. 

Wissenschaftlichkeit und Praxisbezug sollten mit dem Ziel verbunden werden 

können, dass – wie oben ausgeführt – Rechtsanwendungs-, Rechtsbildungs- so-

wie Rechtsberatungskompetenzen ausgebildet werden. Eine frühzeitige Spezia-

lisierung im Studium ist weder vor dem Hintergrund, die reflexiven Kompeten-

zen und Kritikfähigkeit stärken zu wollen, noch aus der Perspektive der 

juristischen Praxis erstrebenswert. Eine bewährte Veranstaltungsform zur Ein-

übung von reflexiven Kompetenzen und Kritikfähigkeit ist das Seminar. Dort 

kann Wissen dialogisch und in kleinen Gruppen erworben, angeeignet und ver-

tieft werden. Das Seminar stellt einen Vermittlungstypus dar, der im Vergleich 

zur Vorlesung die Eigeninitiative und das aktive, reflexive Lernen der Studie-

renden stärkt. Deshalb sollte jede/r Studierende zwei Seminare bei einem 

hauptamtlichen Professor bzw. einer Professorin absolvieren können. Der Wis-

senschaftsrat begrüßt es, wenn private Wissenschaftsförderer einen Wettbe-

werb für innovative Konzepte in der Lehre, im Sinne der oben beschriebenen, 

breit angelegt und umfassend verstandenen „Juristischen Bildung“ ausschrei-

ben. Den juristischen Fakultäten empfiehlt er, sich zur Verbesserung der „Juris-

tischen Bildung“ an universitätsinternen Wettbewerben zur Lehre beteiligen.  

An einzelnen juristischen Fakultäten in Deutschland existieren bereits Lehran-

gebote, die positives Norm- und Applikationswissen und reflexive Kompetenzen 

zugleich vermitteln. So werden juristische Fälle vor Berufsrichtern und Prakti-

 

| 43 Vgl. dazu die Studie von Andreas Vöttiner, Andreas Woisch (Hg.): Studienqualitätsmonitor 2010. Stu-

dienqualität und Studienbedingungen, Hannover 2012, nach der insbesondere Studierende der Fächer Jura 

und Medizin sich mit einer zu hohen Stofffülle konfrontiert sehen. 
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kern aus Anwaltschaft, Notariat und Unternehmen in so genannten Moot Courts 

simuliert, Veranstaltungen zum rechtswissenschaftlichen Forschen und Schrei-

ben in den Stundenplan integriert oder im Rahmen von Legal Clinics Rechtsbera-

tung von Studierenden mit Unterstützung von ausgebildeten Praktikern geleis-

tet. Diese Angebote dienen nicht nur der Stärkung des Praxisbezugs im 

Studium, sondern auch der Einübung von Techniken wissenschaftlichen Arbei-

tens. Recherchefähigkeiten werden gestärkt; selbstständiges, kritisches Denken 

und mündliche wie schriftsprachliche Argumentationsfähigkeit werden geför-

dert. Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, dass diese Angebote nicht auf ei-

nige wenige Standorte beschränkt bleiben, sondern als Modell für die Lehre im 

rechtswissenschaftlichen Studium an allen Fakultäten dienen sollten. 

Weiterhin sollte der Praxisbezug im rechtswissenschaftlichen Studium durch 

die Kooperation mit Vertreterinnen und Vertretern der juristischen Berufe ver-

stärkt werden. Dazu gehört, dass Studierende einerseits Praktika absolvieren, 

andererseits Vertreterinnen und Vertreter der juristischen Praxis Lehrveranstal-

tungen anbieten. In diesen Veranstaltungen sollte nicht die Vermittlung von 

anwendungsbezogenem, z. B. fachanwaltlichem Spezialwissen im Vordergrund 

stehen, vielmehr sollte thematisch-exemplarisch gelernt und gelehrt werden. Es 

sollte vermieden werden, dass der Praxisbezug im Studium allein dergestalt 

hergestellt wird, dass die Vertreterinnen und Vertreter der juristischen Berufe 

aufgrund ihres Tätigkeitsprofils in Veranstaltungen zu Spezialthemen einge-

setzt werden. Vielmehr sollten auch praxisbezogene Veranstaltungen gemein-

sam mit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern durchgeführt werden 

und das Ziel haben, die juristische Praxis wissenschaftlich zu reflektieren.  

III.3 Empfehlungen zur curricularen Gestaltung 

Die folgenden Empfehlungen sollen dazu beitragen, neue Schwerpunkte im 

rechtswissenschaftlichen Studium zu setzen und den Fakultäten Impulse geben, 

die curriculare Gestaltung neu zu akzentuieren. Dabei ist der Wissenschaftsrat 

generell der Auffassung, dass Grundlagen- und dogmatische Fächer zukünftig 

verstärkt integrativ und nicht additiv vermittelt werden sollten, damit die Re-

flexionskompetenz im Studium gestärkt und der Erkenntnisgewinn in Bezug 

auf den zu lehrenden Gegenstand erhöht wird. Ebenso sollten die Grundlagen-

fächer nicht ausschließlich durch separate Veranstaltungen in den ersten Se-

mestern behandelt und dadurch als erledigt betracht werden, sondern auch in 

späteren Phasen des Studiums präsent sein. Die Einführungsveranstaltungen 

bleiben als Ort der Vermittlung des notwendigen Grundwissens unverzichtbar. 

Die durch die Grundlagenfächer vermittelte Reflexion des positiven Norm- und 

Applikationswissens und seiner dogmatischen Systematisierung muss sich 

durch das gesamte Studium ziehen, um auf die fortschreitenden Kenntnisse der 

Studierenden in den verschiedenen Gebieten des positiven Rechts Bezug neh-

men zu können. An allen juristischen Fakultäten sollten wieder die notwendi-



 

 

59 gen Fundamente in den Grundlagenfächern gelegt und entsprechendes Orien-

tierungswissen vermittelt werden. |44 

Zur Stärkung der Wissenschaftlichkeit des Studiums ist eine Umstrukturierung 

der 2002 neu eingeführten so genannten „Schwerpunktbereiche“ unabdingbar, 

die der Vertiefung eines frei gewählten Fachs dienen und dem Anspruch nach 

die Vorbereitung auf die spätere Berufspraxis verbessern. Sie schließen mit ei-

ner von der Universität vergebenen Note ab, die 30 % der Note der Ersten Prü-

fung ausmacht. Den Fakultäten bzw. Fachbereichen wird mit der Einrichtung 

von Schwerpunktbereichen ermöglicht, einen Akzent auf bestimmte Teilberei-

che zu legen, so zum Beispiel auf Internationales Recht, auf Wirtschafts- und 

Finanzrecht, Verbraucherschutzrecht oder auch auf kleinere Bereiche wie das 

Seerecht bzw. Seevölkerrecht. Obwohl es gelungene Beispiele der Umsetzung 

gibt, hat sich aufs Ganze gesehen gezeigt, dass das Format „Schwerpunktbe-

reich“ vielfach den Ansprüchen an eine wissenschaftlich-reflektierte und als 

umfassend verstandene „Juristische Bildung“ nicht ausreichend genügt. Ein 

Grund liegt darin, dass die Schwerpunktbereiche zu spezialistisch realisiert und 

rein additiv zusätzliche Normenbestände jenseits des Pflichtstoffes für die Erste 

Prüfung vermittelt werden („Breite statt Tiefe“). Viele Fachvertreterinnen und 

Fachvertreter sind deshalb zu der Auffassung gelangt, dass in den Schwer-

punktbereichen die Wissenschaftlichkeit des Studiums stärker akzentuiert 

werden sollte.  

Der Wissenschaftsrat ist mit ihnen der Auffassung, dass das Format „Schwer-

punktbereich“ anders ausgestaltet werden sollte als es bislang typischerweise 

der Fall ist. Es sollte zum exemplarischen Studium genutzt werden, das eine 

vertiefte und kontextualisierte Auseinandersetzung mit juristischen Inhalten 

ermöglicht („Tiefe statt Breite“). Da die Schwerpunktbereiche Prüfungsvoraus-

setzung, nicht aber Prüfungsbestandteil der Ersten Prüfung sind, können sie 

inhaltlich freier gestaltet werden: In ihnen könnten am wissenschaftlichen Ge-

spräch orientierte Seminare und kolloquiale Kleingruppenveranstaltungen so-

wie Projektarbeit durchgeführt werden; sie könnten mit Hausarbeiten abge-

schlossen werden; in ihnen könnte mit Formen kürzerer, schriftlicher Arbeiten 

(Essays, Rezensionen etc.) experimentiert und in ihre Erstellung eingeübt wer-

den. Eine verstärkte Rückbesinnung auf wissenschaftliche Arbeitsmethoden 

durch die Seminararbeit ermöglicht den Studierenden individuelle Profilierung 

 

| 44 Gemeint ist damit etwa für die Rechtsgeschichte ein Überblick über die wesentlichen Rechtsepochen 
seit der Antike, für die Rechtsphilosophie und Rechtstheorie Kenntnis der zentralen Etappen der Ideenge-

schichte des Rechts und die Reflexion von Grundbegriffen wie Norm, Geltung oder Gerechtigkeit sowie von 

Grundfragen wie derjenigen nach dem Verhältnis von Recht und Moral. Für die Rechtssoziologie etwa sind 
dazu ein Abriss ihrer Wissenschaftsgeschichte und zentrale Themen wie Methoden, Rechtsbegriff, Effektivi-

tät von Recht, Justizforschung, Recht und gesellschaftliche Integration oder Genderperspektiven zu zählen. 
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und Erkenntnisgewinn, nicht zuletzt im selbständigen Bearbeiten eines unbe-

kannten Themas. Das Lehrangebot könnte um die Form des Co-Teaching ergänzt 

werden, bei dem zwei Professoren bzw. Professorinnen unterschiedliche me-

thodische Zugriffe exemplifizieren. Die Schwerpunktbereiche sollten überdies 

genutzt werden, um die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis einzuüben.  

Darüber hinaus sind weitere Ansätze denkbar, die curriculare Gestaltung neu 

zu akzentuieren. Sie schließen einander nicht aus und sind nicht additiv zu ver-

stehen: 

1 −  Vertiefung der Grundlagenfächer durch Kooperation mit den  

Nachbarfakultäten  

Die wissenschaftliche Reflexion des Rechts und der juristischen Praxis ist auch 

auf Erkenntnisse anderer Fächer angewiesen. In den Nachbardisziplinen, insbe-

sondere der Philosophie, Geschichtswissenschaft, Soziologie, Politikwissen-

schaft, Psychologie und Kriminologie, werden andere Fragen gestellt, als sie in 

der Rechtswissenschaft erkenntnisleitend sind. Die angrenzenden Disziplinen 

können die Jura-Studierenden dazu bringen, sich auf fremde Denkweisen, Me-

thoden und Befunde einzustellen und sich einen fremden Blick auf den eigenen 

Gegenstand anzueignen. Dadurch wird die Reflexivität in Bezug auf das eigene 

Fach erhöht und ein besseres Verständnis des geltenden Rechts sowie der Kom-

plexität und Vielschichtigkeit der juristischen Praxis erworben. Zudem sollten 

Jura-Studierende im Rahmen ihres Studiums ermuntert werden, an anderen  

Fakultäten zu studieren. Leistungsnachweise, die in den Nachbardisziplinen  

erworben werden, sollten im rechtswissenschaftlichen Studium angerechnet 

werden. Die Vertiefung der Grundlagenfächer durch Kooperation mit den 

Nachbarfakultäten könnte durch doppelte Fakultätsmitgliedschaften und fakul-

tätsübergreifendes Co-Teaching unterstützt werden. Gemeinsam von zwei Fach-

vertretern aus unterschiedlichen Fakultäten konzipierte Veranstaltungen könn-

ten beispielsweise Themen wie „Grundlagen des modernen Verfassungsstaates“, 

die „Geschichte des Eigentumsbegriffs“ oder die „Entwicklung der Frauenrech-

te“ behandeln. Solche Formen der Kooperation erweitern und bereichern das 

universitäre Angebot. 

2 −  Integration von Grundlagen- und dogmatischen Fächern im curricularen 

Aufbau der Lehrveranstaltungen  

An einzelnen Standorten sollte darüber hinaus die engere Verzahnung von 

Grundlagen- und dogmatischen Fächern als Integration der Grundlagen in die 

dogmatischen Fächer erprobt werden. Dadurch würden die Grundlagenfächer 

mit Blick auf das geltende Recht gestärkt. Ziel einer solchen Verzahnung ist ei-

ne kritische Reflexion und Aufklärung über die Bedingungen und Folgen ge-

setzten Rechts, die nicht abgekoppelt, d. h. in gesonderten Grundlagenveran-

staltungen, sondern integriert und bezogen auf das gesetzte Recht erfolgen 



 

 

61 würde. Eine Verbindung von Grundlagen- und dogmatischen Fächern könnte 

mit Hilfe von modularisierten Lehreinheiten erfolgen. Darin könnten anhand 

eines Themas gleichzeitig beispielsweise strafrechtliche und rechtsphilosophi-

sche Bezüge mit ideengeschichtlichen und verfassungsrechtlichen Dimensionen 

verknüpft werden. Grundlagen- und dogmatische Fächer könnten auf diese 

Weise ihre jeweiligen unterschiedlichen Perspektiven auf den zu lehrenden Ge-

genstand richten. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, dass eine solche integrative 

Verzahnung von Grundlagen- und dogmatischen Fächern, die das gesamte 

rechtswissenschaftliche Curriculum bis zur Ersten Prüfung umfasst, zunächst 

modellhaft an einzelnen Standorten in Deutschland erprobt wird. 

3 −  Stärkung rechtsvergleichender Bezüge im Studium 

Die Vermittlung von Methoden und Wissen, mit denen sich Studierende auf ju-

ristische Denk- und Theorietraditionen anderer Länder einstellen und sich auf 

eine fortschreitend europäisierte Rechtspraxis vorbereiten können, lehrt refle-

xive Distanz zur eigenen Rechtsordnung und stärkt das wissenschaftliche Ver-

hältnis zum Rechtsstoff. Der Wissenschaftsrat ist deshalb der Meinung, dass im 

rechtswissenschaftlichen Studium rechtsvergleichende Perspektiven stärker 

verankert werden sollten. Die Anwendung, Auslegung und Gestaltung des 

Rechts wird eine intensive Auseinandersetzung mit den Regelungskonzepten 

anderer Rechtsordnungen und unterschiedlichen Professions- wie Fachkulturen 

erfordern. Eine Möglichkeit, Jura-Studierende mit Rechtsordnungen und rechts-

wissenschaftlichen Traditionen anderer Länder vertraut zu machen, besteht da-

rin, ausländische Gäste verstärkt in die Lehre einzubinden. Ausländische Wis-

senschaftlerinnen und Wissenschaftler sollten Blockseminare anbieten können 

und für Vorlesungen gewonnen werden. Veranstaltungen zum Europa- und 

Völkerrecht sollten verstärkt fremdsprachlich angeboten werden. 

Voraussetzungen zur Umsetzung der Empfehlungen zur curricularen  

Gestaltung 

Voraussetzung dafür, dass die Vorschläge zur curricularen Gestaltung eine rea-

listische Chance auf Umsetzung haben, ist die Reduzierung des Pflichtstoffs. 

Denn die Förderung von Reflexionskompetenz und Kritikfähigkeit im Studium 

hängt auch mit dem Umfang der zu prüfenden und damit der zu lehrenden In-

halte zusammen. Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, dass die dogmatische 

Stofffülle in ihrem gegenwärtigen Umfang der Qualität des juristischen Studi-

ums eher abträglich ist und abgebaut werden muss. Deshalb müssen die Länder 

den Pflichtstoff kürzen und systematisch konzentrieren. Der Wissenschaftsrat 

empfiehlt, insbesondere in der Ersten Prüfung völlig auf eines der Prozessrech-

te, einige schuldrechtliche Vertragstypen, strafrechtliche Deliktsgruppen und 

ein Gebiet des Besonderen Verwaltungsrechts zu verzichten. Darüber hinaus 

empfiehlt der Wissenschaftsrat, das „Verfassungsrecht“ der Europäischen Uni-

on in allen Ländern in den Prüfungskanon aufzunehmen, weil angehende Juris-
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tinnen und Juristen in allen Teilbereichen des Rechts die Vorgaben des europäi-

schen Rechts in ihrem Verhältnis zum nationalen Recht beachten und über die 

Entstehung des Unionsrechts informiert sein müssen. 

Weiterhin sieht der Wissenschaftsrat die Möglichkeit, inhaltliche Gestaltungs-

spielräume der Ersten Prüfung stärker auszuschöpfen. So sollten Professorin-

nen und Professoren stärker von ihrem Recht Gebrauch machen, sich aktiver in 

die Prüfungsgestaltung einzubringen und beispielsweise Klausurthemen stellen, 

die dem Anspruch auf Vermittlung „Juristischer Bildung“ gerecht werden. Nach 

Auskunft von Experten spielen die Grundlagenfächer im Rahmen der staatli-

chen Prüfung praktisch keine nennenswerte Rolle. |45 Der Wissenschaftsrat 

empfiehlt demgegenüber, die Grundlagenfächer – wie auch gesetzlich vorge-

schrieben – in die Praxis der Ersten Prüfung durch substantielle Fragestellun-

gen zu integrieren.  

Weitere Empfehlungen zur curricularen Gestaltung 

Angesichts der zunehmenden Europäisierung und Internationalisierung des 

Rechts und der Rechtswissenschaft müssen Jura-Studierende in der Lage sein, 

Rechtstexte und rechtswissenschaftliche Texte mindestens auf Englisch, idealer-

weise auch in anderen europäischen Sprachen lesen und verstehen zu können. 

Wer rechtswissenschaftlich arbeiten will, sollte sich auch in anderen Sprachen 

als der eigenen wissenschaftsadäquat ausdrücken können. Studierende der 

Rechtswissenschaft müssen deshalb Fremdsprachkompetenzen besitzen. An 

zahlreichen rechtswissenschaftlichen Fakultäten existieren bereits Angebote an 

fachspezifischem Fremdsprachenunterricht. Der Fremdspracherwerb ist aller-

dings sehr unterschiedlich organisiert. Bei vielen Angeboten fehlt es an über-

prüfbaren Aussagen, welche Kenntnisse auf welchem Niveau erworben werden. 

So bleibt unklar, ob die Studierenden lernen, in einer Fremdsprache über das 

deutsche Recht zu sprechen oder auf welchem Niveau Kenntnisse und Kompe-

tenzen in Bezug auf eine fremde Rechtsordnung erworben werden. Der Wissen-

schaftsrat empfiehlt vor dem Hintergrund, dass über die Akzeptanz und den 

Erfolg dieser Angebote wenig bekannt ist, das Angebot des fremdsprachlichen 

Spracherwerbs zu evaluieren. 

Um darüber hinaus denjenigen Berufsanfängerinnen und Berufsanfängern ent-

sprechendes Wissen zu vermitteln, die den Bereich des nationalen Rechts ver-

lassen und sich auf dem internationalen Arbeitsmarkt bewegen wollen, haben 

sich Doppelabschlüsse bewährt. Derzeit ist mangels empirischer Daten über 

 

| 45 Diese Bewertung wird durch Anhörungen von Vertreterinnen und Vertretern der juristischen Praxis ge-
stützt, die im Rahmen der Arbeitsgruppe „Perspektiven der Rechtswissenschaft in Deutschland“ durchge-

führt wurden 



 

 

63 Karriereverläufe und Arbeitsmärkte schwer zu beurteilen, ob die bereits vor-

handenen Studiengänge den Bedarf an international ausgebildeten Juristen ab-

decken oder ob die entsprechenden Ausbildungsangebote ausgeweitet werden 

sollten. Unabhängig vom Fach gilt grundsätzlich, dass für eine fundierte Inter-

nationalisierungsstrategie der deutschen Hochschulen bessere Daten über in-

ternationale Karriereverläufe von Absolventinnen und Absolventen erforderlich 

wären. Der Wissenschaftsrat empfiehlt Bund und Ländern, Möglichkeiten zur 

dauerhaften Verbesserung der Datenlage bezüglich internationaler Karrierever-

läufe zu prüfen. Ergänzend dazu sind für Fächer wie die Rechtswissenschaft, in 

denen internationale Tätigkeiten auch bei formal nationalen Karrieren, bei-

spielsweise in deutschen Niederlassungen international tätiger Kanzleien, mög-

lich sind, weitere Studien wünschenswert, um Ist-Zustand und Bedarf besser 

einschätzen zu können. 

III.4 Rechtsgestaltungs- und Rechtsberatungskompetenzen als Gegenstand des 
rechtswissenschaftlichen Studiums 

Im derzeitigen rechtswissenschaftlichen Studium mit seiner Konzentration auf 

die dogmatischen Inhalte sind Rechtsanwendung und -auslegung zu Schwer-

punkten geworden. Die Ausbildung von Kompetenzen, die nötig sind, um Recht 

– wie beispielsweise Gesetze oder Verträge – aktiv mit zu gestalten, wurde dem-

gegenüber vernachlässigt. Derzeit fehlt es der Rechtswissenschaft in Forschung 

und Lehre an Methoden und didaktischen Konzepten in diesen Bereichen. Dabei 

gehören Regelungs- und Verfahrenswissen zu den genuinen juristischen Kom-

petenzen.  

Gesellschaftliche Steuerung erfolgt nicht nur durch Gesetze, die zentralen Steu-

erungsinstrumente des demokratisch gewählten Parlaments, sondern auch 

durch andere Normen und private Regelwerke. Daneben existieren bzw. entste-

hen gesellschaftliche Bereiche, die in geringerem Maß verrechtlicht sind und 

derzeit vor allem durch andere Steuerungsmedien (beispielsweise im Finanzsek-

tor) strukturiert und geregelt werden. In Deutschland ausgebildete Juristinnen 

und Juristen, die sich zunehmend mit international entstandenen Regelungsbe-

darfen auseinandersetzen müssen, sollten sich aktiv an ihrer Klärung beteiligen 

können. Dies setzt entsprechendes Rüstzeug voraus. Auch im gesamtstaatlichen 

Interesse sollten sich deutsche Juristen und Juristinnen bzw. Rechtswissen-

schaftlerinnen und Rechtswissenschaftler an der Weiterentwicklung des inter-

nationalen Rechtsraums und der Ausgestaltung der noch in der Entwicklung 

begriffenen Rechtssysteme beteiligen.  

Rechtsgestaltungskompetenzen sind für die Weiterentwicklung des nationalen 

Rechts in seiner Befriedungs- und Streitbeilegungsfunktion von großer Bedeu-

tung. Dabei deutet sich an verschiedenen Stellen an, dass sich das Tätigkeitsfeld 

der Juristen und Juristinnen verändert. Techniken wie die Mediation weisen 
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darauf hin, dass die rechtsbefriedende Tätigkeit nicht mehr nur von der Kon-

fliktentscheidung durch den Richter bestimmt wird. Dadurch werden Kompe-

tenzen in alternativen Bereichen, beispielsweise der außergerichtlichen Streit-

beilegung, nötig, für die rechtsgestalterische Fähigkeiten vorausgesetzt werden. 

Vertreterinnen und Vertreter aller juristischen Berufe wirken regelmäßig bei 

der rechtlichen Gestaltung unterschiedlichster Lebenssachverhalte mit. In der 

anwaltlichen Praxis spielen Fragen der Vertragsgestaltung eine große Rolle: Im 

Unternehmensbereich werden etwa Gesellschaftskaufverträge und Lizenzver-

träge geschlossen; im privaten Bereich müssen – auf der Basis des Familien- und 

Erbrechts etwa – Testamente, Erbverträge, Eheverträge und Scheidungsverein-

barungen erstellt werden. Juristinnen und Juristen, die in unterschiedlichen Be-

reichen der öffentlichen Verwaltung tätig sind, müssen öffentlichrechtliche 

Rechtsakte und -vorschriften vorbereiten; im juristischen Dienst der Parlamente 

und in den Ministerien sind Gesetzesvorlagen zu erstellen. Einen Bedarf gibt es 

darüber hinaus in Bezug auf die Vereinfachung und Komplexitätsreduktion der 

Rechtswirklichkeit: So können beispielsweise einzelne Paragrafen oder ganze 

Gesetze im Laufe der Zeit überflüssig werden. 

Der Wissenschaftsrat empfiehlt deshalb, den aktiven Umgang mit dem Recht 

durch Veranstaltungen zur Rechtsgestaltung und Gesetzgebungslehre exempla-

risch in allen Phasen des Studiums zu verankern. Ein möglicher Ort, diesen Be-

reich in das Studium zu integrieren, sind Unterrichtsformate wie die Schwer-

punktbereiche. Hier sollte auch der praktisch tätige Jurist bzw. die praktisch 

tätige Juristin gemeinsam mit Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissen-

schaftlern eingesetzt werden (vgl. auch B.III.2). 

Ein wichtiges Betätigungsfeld ist auch das der juristischen Politikberatung. Für 

eine Professionsfakultät wie die Rechtswissenschaft, in der die Bezüge zur Poli-

tik traditionell sehr eng sind, ist die Vermittlung von Kompetenz zur Reflexion 

der Möglichkeiten und Grenzen wissenschaftlichen Wissens in Beratungspro-

zessen besonders wichtig. Sie könnte beispielsweise als Teil der Staatsrechtsvor-

lesung unter Bezug auf politische Willensbildungsprozesse in das Studium in-

tegriert werden. 

III.5 Weitere Anforderungen an das rechtswissenschaftliche Studium durch die 
juristische Praxis 

Um die traditionell große Nähe von Rechtswissenschaft und Praxis zu erhalten 

bzw. zu verbessern sowie als Maßnahme gegen ein Auseinanderdriften von wis-

senschaftlicher Ausbildung und Berufspraxis im Laufe der juristischen Tätigkeit 

empfiehlt der Wissenschaftsrat, wissenschaftliche Weiterbildung in den Hoch-

schulen zu verankern. Ziel ist es dabei nicht, dass die Hochschulen Aktualisie-

rungsangebote positiven Norm- und Applikationswissens bereitstellen, sondern 

dass sie Räume schaffen, in denen Praktikerinnen und Praktiker im Austausch 
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Blick auf ihre Tätigkeit werfen können. Eine so verstandene Form der Weiter-

bildung würde dem Profil und dem gesellschaftlichen Auftrag von Hochschulen 

entsprechen. Formen der wissenschaftlichen Weiterbildung an Hochschulen 

umfassen Zertifikatsveranstaltungen, Tagungen, Blockseminare und Work-

shops. 

Die Judikatur verfügt über eigene Weiterbildungsangebote, so beispielsweise 

durch die Deutsche Richterakademie. Ebenso engagiert sich die Anwaltschaft 

im Bereich der Weiterbildung, so durch Fachanwaltsangebote. Der Wissen-

schaftsrat empfiehlt, dass berufsorientierte Weiterbildungsorganisationen  

verstärkt einen spezifischen Typus der Weiterbildung anbieten, indem sie wis-

senschaftlich-reflexive Maßnahmen in ihr Portfolio aufnehmen und zu Veran-

staltungen Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler einladen.  

Die Fachhochschulen nehmen ihren speziellen Auftrag wahr, den Praxisbedarf 

gezielt mit rechtswissenschaftlichen Inhalten und Zugriffen zu verbinden. Mit 

der Entwicklung eigener Bachelor- und Master-Studiengänge, insbesondere mit 

der Etablierung des Master of Laws auch als weiterführendem Abschluss, wurden 

Angebote geschaffen, die auf dem Arbeitsmarkt viele Möglichkeiten für speziali-

sierte Juristinnen und Juristen bieten und auch von examinierten Volljuristin-

nen und -juristen nachgefragt werden. Umgekehrt können Absolventen und Ab-

solventinnen rechtswissenschaftlicher Studienangebote an Fachhochschulen im 

Prinzip einen Masterabschluss an Universitäten anstreben, wobei es in der Pra-

xis häufig noch Hürden zu überwinden gibt. Um die Durchlässigkeit zwischen 

Fachhochschulen und Universitäten sicherzustellen, sind die Universitäten dazu 

aufgerufen, einen diskriminierungsfreien Zugang von Fachhochschulabsolven-

tinnen und -absolventen zu gewährleisten. Zwischen den Hochschultypen dür-

fen keine institutionellen Barrieren aufgebaut werden. |46 

Auf die Ausdifferenzierung der juristischen Berufsfelder haben die Fachhoch-

schulen insgesamt flexibel reagiert. Dies zeigt sich nicht zuletzt daran, dass sich 

dieser Hochschultyp verstärkt des Themas „Weiterbildung“ angenommen hat 

und dort beispielsweise Fortbildungen zum Erwerb eines Fachanwaltszertifikats 

angeboten werden. Um den Bereich der berufsfeldbezogenen Ausbildung quali-

tativ zu stärken, empfiehlt der Wissenschaftsrat den Fachhochschulen, in die-

sen Bereichen Weiterbildungsstudiengänge zu entwickeln. Zu denken ist an  

berufsbegleitende Studiengänge und an eigenständige berufsfeldbezogene Ba-

chelor-Studiengänge wie etwa im Versicherungs- oder im Bankenwesen.  

 

| 46 Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Rolle der Fachhochschulen, S. 67. 
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B . I V  Z U R  K O M M U N I K A T I O N  ( I N )  D E R  D E U T S C H E N  R E CH T S W I S S E N S C H A F T .  

P U B L I K A T I O N S F O R M E N  U N D  S P R A C H E N  

IV.1 Publikationspraxis in der Rechtswissenschaft 

Themenauswahl und -bearbeitung werden in der rechtswissenschaftlichen For-

schung von strukturellen Bedingungen geprägt, die zu einem erheblichen Teil 

den Bedingungen einer Professionsfakultät geschuldet sind. So ist es, wie an an-

derer Stelle schon erläutert (B.I.3.), Aufgabe der Rechtswissenschaft, die Stabili-

tät des rechtlichen Kanons und Erwartungssicherheit in Bezug auf die gesetzten 

Normen mit zu gewährleisten, weshalb sie auch an bereits etablierten Wissens-

beständen arbeiten und diese weiterentwickeln muss. Dieser Umstand bildet 

auch den Grund für das besondere Spektrum der juristischen Publikationsfor-

mate, die unterschiedliche Funktionen erfüllen müssen (siehe dazu auch 

A.II.3.): Mit ihnen wird erstens der Erkenntnisforschritt dokumentiert und In-

novation kommuniziert. Zweitens haben sie die Aufgabe, die Beziehung zwi-

schen Wissenschaft und Praxis kontinuierlich aufrechtzuerhalten und zu si-

chern. Drittens gibt es eigene Formate, die eine Funktion in der Vermittlung 

wissenschaftlicher Ergebnisse im rechtswissenschaftlichen Studium erfüllen. 

Die Übergänge zwischen den einzelnen Genres, die aus diesen Funktionszusam-

menhängen resultieren, sind oftmals fließend. Gegenwärtig lässt sich beobach-

ten, dass die Ausdifferenzierung des Wissens und der Veröffentlichungsmög-

lichkeiten (insbesondere durch die Digitalisierung und das Internet) Wirkungen 

auf die Kommunikationsinhalte und -medien in der Rechtswissenschaft entfal-

tet. 

Seit einigen Jahrzehnten schon ist festzustellen, dass die Aufsatzform als Medi-

um der Forschungskommunikation an Bedeutung gewonnen hat. Dies hängt 

nicht zuletzt damit zusammen, dass die Rezeptionschancen von Aufsätzen deut-

lich größer sind als diejenigen anderer umfänglicherer Textgattungen. Längere 

Publikationsformate werden in erster Linie in der Wissenschaft wahrgenom-

men und weniger in der Rechtspraxis. Diese arbeitet stärker mit kürzeren For-

maten, in denen kleinere Problemkreise behandelt werden. Der wissenschaftli-

che Fortschritt vollzieht sich insofern, vor allem in den dem schnellen Wandel 

ausgesetzten Bereichen des positiven Rechts, zu einem guten Teil in Aufsatz-

form. Besonderer Bedeutung haben größere Aufsätze in Zeitschriften gewon-

nen, in denen originelle und innovative Gedanken am häufigsten kommuniziert 

werden. Diese Entwicklung ist nicht nur in Deutschland, sondern europaweit 

und auch international zu beobachten. Die in vielen Rechtsgebieten zu  

verzeichnende Europäisierung und Internationalisierung erfordert einen grenz-

überschreitenden wissenschaftlichen Diskurs, in dem Aufsätze, die in elektroni-

scher Form rascher und weltweit leichter verfügbar sind, gegenüber umfangrei-

cheren Printpublikationen insofern von Vorteil sind.  
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graphie, das gleichsam „klassische“ Medium für die grundlegende und systema-

tische Bearbeitung von Themen, ausgewirkt. So haben Qualifikationsarbeiten, 

also Promotionen und Habilitationen, den größten Anteil an Veröffentlichun-

gen in diesem Bereich. Nach diesen so genannten „zwei Büchern“ folgt oftmals 

kein drittes Buch mehr. An den auf dem Buchmarkt erhältlichen Monographien 

wird verstärkt die Kritik laut, dass die Aufarbeitung des Forschungsstandes grö-

ßeren Raum einnehme als die Darstellung des Innovativen und thematisch 

Neuen am eigentlichen Thema. Damit mehr Literatur im Bereich der systemati-

schen, grundlegenden Bearbeitung von innovativen und originellen Themen 

entstehen kann, empfiehlt der Wissenschaftsrat, die Forschungsaufmerksam-

keit und Schreibkapazitäten auch für Monographien einzusetzen und dafür die 

möglichen Forschungsfreiräume zu nutzen (vgl. dazu die Empfehlungen in 

B.II.2).  

Die in der Regel von Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftlern 

für die juristische Praxis verfassten Kommentare weisen ein unterschiedliches 

Niveau auf. So haben einige Kommentierungen zum Grundgesetz mit ihren 

neuen und oft wegweisenden Perspektiven wesentliche Erkenntnisimpulse für 

die Entwicklung einer international beachteten Grundrechtstheorie erbracht. 

Auch für manche Großkommentare der anderen Teilrechtsgebiete gilt, dass sie 

nicht nur vom Umfang, sondern auch von der inhaltlichen Qualität her viele 

Monographien einschließlich der Qualifikationsschriften an sachlicher Breite 

und analytischer Tiefe übertreffen. In der Kommentarliteratur erfolgt vor allem 

in den so genannten „Vorbemerkungen“ zu einzelnen Abschnitten und Titeln 

des kommentierten Gesetzes auf oftmals hohem Niveau eine grundsätzliche 

Struktur- und Prinzipienbildung. Diese Literaturgattung stellte lange Zeit ein 

besonderes Kennzeichen deutscher Jurisprudenz dar, das insbesondere in der 

anglophonen Welt kein Pendant besaß. |47 Mittlerweile setzt sich diese ur-

sprünglich kontinentaleuropäisch geprägte Publikationsform auch bei führen-

den internationalen Wissenschaftsverlagen wie OUP (Oxford University Press) und 

CUP (Cambridge University Press) durch. Dies mag sowohl als weiterer Effekt der 

Europäisierung und Internationalisierung von Recht und Rechtswissenschaft als 

auch als Ausdruck der Ausstrahlung der deutschen Rechtswissenschaft angese-

hen werden – sofern die Rechtspraxis des Common Law oder allgemein die 

 

| 47 In Frankreich, Spanien und Italien ist der Kommentar als Literaturgattung ebenfalls seit langem etab-

liert. Inhaltlich haben die Kommentare in der romanischen Tradition jedoch meist nicht die Aufgabe der 

Systembildung, vielmehr bereiten sie entlang der Legalordnung die zu einzelnen Vorschriften ergangene 
Rechtsprechung auf. Sie haben also eher den Charakter eines Rechtsprechungsregisters und enthalten 

sich zudem meist eigener Stellungnahmen bei strittigen Lösungswegen. 
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Rechtspraxis in den nicht-deutschsprachigen Ländern mit Civil Law-Tradition 

diese englischsprachigen Kommentare berücksichtigt.  

Für die Ausübung eines juristischen Berufs bzw. den Transfer rechtswissen-

schaftlichen Wissens in die Praxis ist das Genre der Kommentarliteratur zwar 

unverzichtbar, in einigen rechtswissenschaftlichen Bereichen ist sie jedoch zur 

dominierenden Literaturgattung geworden. Diese Entwicklung wirkt sich auf 

den wissenschaftlichen Diskurs aus, weil sie Forschungsressourcen bindet. Auf-

grund ihres Anspruchs, die Rechtsprechung wissenschaftlich-systematisiert auf 

dem neuesten Stand aufzubereiten, ist die Publikationsform Kommentar in be-

sonderer Weise einem Aktualitätsdruck ausgesetzt. Viele Kommentare erschei-

nen daher in kurz bemessenen Auflagenintervallen. Dies erfordert eine hohe 

Disziplin bei den Autoren und bindet gleichzeitig in hohem Maße Forschungs- 

und Schreibkapazitäten der an ihnen beteiligten Rechtswissenschaftlerinnen 

und Rechtswissenschaftler. Bei der Erstellung bzw. bei Neu- und Wiederauf-

lagen von Kommentaren sollte darauf geachtet werden, dass diese Literatur-

gattung ihre struktur- und prinzipienbildende sowie Debatten- und Auseinan-

dersetzungsfunktion be- bzw. einhält. Seit etwa Mitte der 1990er Jahre ist eine 

Vermehrung der Kommentierungen zu bereits mehrfach kommentierten Geset-

zen zu beobachten. Diese Entwicklung bindet nicht nur die Arbeitskapazitäten 

der an ihnen beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, sondern 

auch die finanziellen Ressourcen der öffentlichen Forschungsbibliotheken. Die 

überragende gesellschaftliche Bedeutung mancher Gesetze sowie die Notwen-

digkeit der Meinungspluralität rechtfertigen Mehrfachkommentierungen; die 

Aufnahmefähigkeit des Buchmarktes allein ist jedoch kein Indiz dafür, dass ein 

zusätzlicher Kommentar nennenswerten wissenschaftlichen Mehrwert bringt. 

Andere Textgattungen (zur Bewertung der rechtswissenschaftlichen Publikatio-

nen vgl. B.II.4.b und B.II.5) oder die Hinwendung zu bislang vernachlässigten 

Rechtsmaterien versprechen hier einen höheren Nutzen für die wissenschaftli-

che Kommunikation und den Bedarf der Praxis. 

Neben wenigen „großen“, zum Teil auch von mehreren Autoren verfassten 

Lehr- und Handbüchern mit vorwiegend systematischem Charakter, gibt es 

Lehrbücher, die didaktisch ausgerichtet sind und zugleich wissenschaftlichen 

Mehrwert haben. Sie sind ein wichtiges Genre in der rechtswissenschaftlichen 

Publikationslandschaft, weil sie die Studierenden problemorientiert und wissen-

schaftlich-analytisch in die verschiedenen Bereiche des Rechts einführen. Auch 

dienen sie Rechtswissenschaftlern und Praktikern, um sich in ein neues Rechts-

gebiet einzuarbeiten. Von diesen Publikationen zu unterscheiden ist die reine 

Ausbildungsliteratur, die nicht selten Skriptcharakter hat. Neben solchen Lehr- 

bzw. Lernbüchern werden zunehmend Fall- und Klausursammlungen verfasst, 

die ausschließlich der Vorbereitung auf die Erste Prüfung dienen und meist der 

Lehrtätigkeit (Klausurenkurse und Prüfungsvorbereitung) entstammen. Die Pro-

duktion dieser Publikationen hängt nicht zuletzt mit einem Interesse der Ver-



 

 

69 lage an kürzeren, der Prüfungsvorbereitung dienenden und damit verkaufsstar-

ken Buchformaten zusammen. Dies betrifft neben den so genannten „Lernbü-

chern“ solche Handbücher, die zu bestimmten Bereichen der Rechtsdogmatik 

Stellung beziehen, und Kommentare kleineren Formats zu bereits sehr gründ-

lich erforschten Materien, die in unterschiedlichen Intervallen, aber doch in re-

gelmäßigen Neuauflagen publiziert werden. Der Adressatenbezug, der in der Be-

schreibung des Publikationsverhaltens in der Rechtswissenschaft zum Ausdruck 

kommt, ist funktional und liegt in ihrer Eigenschaft als Professionsfakultät be-

gründet. Nach Auffassung des Wissenschaftsrates bedarf jedoch die dezidierte 

Forschungspublikation, also die Kommunikation mittels theoretisch informier-

ter, analytisch und systematisch ausgerichteter Formate besonderer Aufmerk-

samkeit, damit die Rechtswissenschaft ihren Ansprüchen an Originalität, Rele-

vanz sowie gedankliche Eigenständigkeit in der Erkenntnisproduktion gerecht 

werden kann (vgl. dazu auch B.II.3.b). Die Forschung sollte Ort intensiver, kon-

troverser und gründlicher Auseinandersetzungen und Debatten sein. Marktin-

teressen dürfen nicht zu einer Marginalisierung der genuin wissenschaftlichen 

Kommunikation führen.  

Auch die rechtswissenschaftliche Zeitschriftenlandschaft weist ein breites Spek-

trum auf, das die verschiedenen rechtswissenschaftlichen Akteure und Adressa-

ten in den unterschiedlichen Funktionszusammenhängen widerspiegelt. In der 

Zeitschriftenliteratur macht sich derzeit eine Tendenz zur Gründung überspe-

zialisierter, rein praxisfixierter Zeitschriften durch eine sehr kleine Anzahl von 

Personen zu einem sehr eng umrissenen Thema bemerkbar, bei denen ein wis-

senschaftlicher Anspruch kaum erkennbar ist. Diese Entwicklung geht zu Las-

ten eines wissenschaftlich ausgerichteten, die Teilbereiche integrierenden und 

thematisch übergreifenden Diskurses. Viele Zeitschriften sehen zudem zu nied-

rige Obergrenzen für den Umfang eingesandter Beiträge vor. Das gilt insbeson-

dere für die auflagenstarken Zeitschriften. Dadurch zeichnet sich ein Trend zu 

immer kürzeren Texten ab, unter dem die angemessene Entfaltungsmöglichkeit 

von Problemkomplexität leiden kann. Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, 

dass der Trend zu einer Überspezialisierung der Zeitschriftenlandschaft der 

Binnenkommunikation in der Rechtswissenschaft nicht förderlich ist. Vielmehr 

sollte ein übergreifender Diskurs über die Disziplinen hinweg gestärkt werden. 

Auch hier ergeht an die Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler 

bzw. alle Autorinnen und Autoren die Empfehlung, einer unreflektierten und 

theoretisch unterinformierten Praxisfixierung der Zeitschriftenlandschaft ent-

gegenzuwirken. Sie sollten ihre Schreibkapazitäten so einsetzen, dass sie der In-

tensivierung der intra- und interdisziplinären Kommunikation zuträglich sind. 

Dazu bedarf es Publikationen, die ihre Untersuchungsgegenstände auf übergrei-

fende Forschungszusammenhänge und Diskurse beziehen und es vermögen, ih-

re systematischen und analytischen Anliegen auch in andere Teilbereiche bzw. 

Nachbardisziplinen zu vermitteln. 
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Seit geraumer Zeit erhält auch das elektronische Publizieren bzw. die Möglich-

keit, im Internet zu veröffentlichen, in der Rechtswissenschaft größere Bedeu-

tung. Diese Formen erhöhen die Anzahl der Publikationsalternativen. Mittler-

weile werden neben Zeitschriften, die nur in Printform erhältlich sind, solche 

immer verbreiteter, die in Print- und elektronischer Form oder nur in elektroni-

scher Form publiziert werden. Zur Steigerung der internationalen Sichtbarkeit 

der deutschen Rechtswissenschaft hat auch das nur im Internet erscheinende 

German Law Journal beigetragen, in dem alle Beiträge auf Englisch verfasst sind. 

Im Internet besteht zudem die Möglichkeit, über die Plattform Social Science Re-

search Network (SSRN) zu veröffentlichen. Zunehmend stellen Verlage die Artikel 

ihrer Zeitschriften dort ein. Es ist davon auszugehen, dass diese elektronischen 

Publikationsformen auch für die internationale Sichtbarkeit der deutschen 

Rechtswissenschaft zukünftig immer wichtiger werden.  

IV.2 Sprachen 

Die Rechtswissenschaft ist eine Wissenschaft, deren Gegenstand sprachlich 

konstituiert und damit notwendig auch durch den kulturellen Kontext der je-

weiligen Sprache geprägt ist. Diese kulturelle Gebundenheit, die auch für ande-

re Rechtssprachen gilt, ist in Deutschland insbesondere im Bereich der Dogma-

tik augenfällig, wo Termini und Begriffe entwickelt wurden, die sehr präzise 

und treffend, aber in ihrer Bezogenheit auf das nationale Rechtssystem sehr 

spezifisch und zuweilen schwer zu übersetzen sind. Mit Blick auf ihre Sprache 

ist die Rechtswissenschaft deshalb durch Prozesse der Internationalisierung und 

Europäisierung in zweifacher Hinsicht vor große Herausforderungen gestellt.  

Zum einen erweist sich die Sprachlichkeit des Rechts als eigene Forschungsauf-

gabe. Um die an die Nationalsprache gebundene Begriffssprache für wissen-

schaftliche Rezipientinnen und Rezipienten über den deutschen Sprachraum 

hinaus in Europa und international zugänglich zu machen, ist eine aufwändige, 

weil Kontextualisierung erfordernde Übersetzungs- und Kommunikationsleis-

tung nötig. Die zunehmende Internationalisierung und Europäisierung der For-

schung betrifft dabei nicht nur ohnehin übernational angelegte Teildisziplinen 

wie das Europäische und das Völkerrecht, sondern auch bislang national ausge-

richtete rechtswissenschaftliche Forschungsfelder, die zukünftig verstärkt auf 

europäische und internationale Forschungsdiskurse bezogen werden müssen. 

Dadurch gewinnen rechtsvergleichende Untersuchungen an Bedeutung; gleich-

zeitig entsteht die Anforderung, Rechtssysteme anderer Länder sowie alternati-

ve Rechtsformen mitzubeobachten. In diesem Zusammenhang sei darauf hin-

gewiesen, dass datenbankbasierte Informations- und Onlinedienste, die zu einer 

Verdichtung der europäischen und internationalen wissenschaftlichen Kom-

munikation führen, mehr Gelegenheiten schaffen, die gute Übersetzungen oder 

das Verfassen von Texten in einer Fremdsprache erfordern. Deshalb ist es zum 

zweiten nötig, dass Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftler über 



 

 

71 profunde Kenntnisse weiterer Rechtsordnungen verfügen und ihre Ergebnisse 

in weiteren Sprachen als ihrer eigenen kommunizieren können. 

Auch von internationaler Seite wird angeregt, dass die deutsche Rechtswissen-

schaft stärker in nicht-deutschsprachigen Publikationsmedien veröffentlichen 

solle, damit sie europäisch und international ihrem wissenschaftlichen Gewicht 

gemäß wahrgenommen werden könne. Diese Anregung ist auch vor dem Hin-

tergrund zu verstehen, dass die Bedeutung des Deutschen als rechtswissen-

schaftliche Sprache abgenommen hat: Weniger ausländische Rechtswissen-

schaftlerinnen und Rechtswissenschaftler als noch vor 20 Jahren können 

Deutsch lesen und verstehen. Auch in der Rechtswissenschaft ist Englisch zu 

einer besonders wichtigen, freilich nicht zur einzig wichtigen Fachsprache ge-

worden. Um entsprechend an europäische und internationale Forschungsdis-

kurse anschließen und sich aktiv an ihnen sowie an der Setzung und Bildung 

von Recht beteiligen zu können, sollte die deutsche Rechtswissenschaft in ver-

stärktem Maß auf fremdsprachliche rechtswissenschaftliche Literatur eingehen 

und in ihrer Forschungs- und Publikationstätigkeit über den eigenen, national 

ausgerichteten Diskurs hinausgehen. Das bedeutet nicht, die Publikationstätig-

keit von Deutsch etwa auf Englisch zu verlagern und einseitig nur noch auf 

Englisch zu publizieren. Eine Wissenschaft, die einen sprachlich konstituierten 

Gegenstand wie das Recht behandelt, erweitert durch Mehrsprachigkeit ihre 

Perspektive. |48 

Nötig sind deshalb eine Stärkung der Fremdsprachkompetenz in der deutschen 

Rechtswissenschaft durch Spracherwerb, fremdsprachliche Lektorate und eine 

gezielte Übersetzungspolitik. Damit deutsche Rechtswissenschaftlerinnen und 

Rechtswissenschaftler in anderen Sprachen neben Deutsch veröffentlichen und 

in der Auswahl ihrer wissenschaftlichen Gegenstände in höherem Maß an eu-

ropäische und internationale Fragestellungen anschließen bzw. sich auch in der 

Arbeit an nationalen Rechtsgegenständen auf den europäischen und internatio-

nalen Diskussionsstand beziehen können, müssen die Rezeptionsfähigkeiten 

gestärkt und der Erwerb von Fremdsprachenkenntnissen gefördert werden. Dies 

gilt nicht nur für das Studium (vgl. B.III.2), sondern auch für den wissenschaft-

lichen Nachwuchs. Dazu sollte das Angebot zum Fremdspracherwerb an den 

Hochschulen genutzt werden. Überdies empfiehlt der Wissenschaftsrat der 

DFG, bei wohlbegründeten Forschungsprojekten, die das Erlernen einer insbe-

sondere außereuropäischen Fachfremdsprache erforderlich macht (Arabisch, 

Chinesisch o. Ä.), Mittel für Sprachkurse bereitzustellen.  

 

| 48 Vgl. dazu auch Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur deutschen Wissenschaftspolitik im Europäischen 

Forschungsraum, Köln: Wissenschaftsrat 2010, S. 97. 
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Ein wichtiger Kommunikationsbedarf der deutschen Rechtswissenschaft im 

Austausch mit Rechtswissenschaftlerinnen und Rechtswissenschaftlern fremder 

Rechtsordnungen besteht darin, über einheitlich verwendbare fremdsprachli-

che Begriffe für die deutsche juristische Terminologie zu verfügen und deutsch-

sprachige wissenschaftliche Ansätze einem nicht-deutschsprachigen Publikum 

zugänglich machen zu können. Diese Übersetzungstätigkeiten erfordern nicht 

nur die Beherrschung der jeweiligen Sprache. Um juristische Fachtexte und 

Begriffe adäquat in eine andere Sprache zu übertragen, müssen profunde 

Kenntnisse sowohl des deutschen als auch des anderen Rechtssystems und der 

jeweiligen Begriffssprachen vorhanden sein. Der Wissenschaftsrat empfiehlt 

deshalb, dass Übersetzungen in der Rechtswissenschaft und fremdsprachliche 

Lektorate unter bestimmten Voraussetzungen gefördert werden. Interdiszipli-

näre Initiativen oder Zentren an einzelnen ausgewählten Standorten mit juristi-

schen Fachübersetzerinnen und Fachübersetzern, vergleichbar etwa mit dem 

Tätigkeitsprofil der Übersetzungsreferate in der Max-Planck-Gesellschaft, soll-

ten auf Deutsch verfasste juristische Fachtexte sowohl über das deutsche 

Rechtssystem als auch über fremde Rechtsordnungen übersetzen. 

In diesem Zusammenhang betont der Wissenschaftsrat, dass eine quantitative 

Zunahme von fremdsprachlichen Publikationen aus Deutschland nicht zwangs-

läufig zu einer besseren Rezeption der deutschen Rechtswissenschaft im Aus-

land führt. Hier bedarf es einer klugen Übersetzungs- und Sprachpolitik derge-

stalt, dass sie besonders innovative und originelle Beiträge einem ausländischen 

Publikum zugänglich macht und/oder darauf achtet, dass die Beiträge sich in 

ihrer Konzeption bzw. in ihrer Anlage an europäischen und internationalen For-

schungsfragen und -kontexten orientieren. Sie sollten explizit auf den jeweili-

gen Empfängerhorizont zugeschnitten sind und es erlauben, den reichhaltigen 

Bestand an Grundsätzen und Theorien im Kontext zu vermitteln, ohne eine (oft 

kaum mögliche) wörtliche Übersetzung spezifisch deutscher Fachterminologie 

zu erzwingen. Der Kommunikation förderlich sind auch englischsprachige Zu-

sammenfassungen (so genannte Executive Summaries), die den Publikationen vor-

angestellt werden sollten. Fremdsprachliche Publikationen und Übersetzungen 

sollten die Ergebnisse der deutschen Rechtswissenschaft nicht nur im anglo-

phonen Bereich, sondern in allen Teilen der Welt vermitteln können. Dabei gibt 

es bestimmte Rechtstraditionen, wie in Süd- und Osteuropa und in Ostasien, die 

engere Bezüge zur deutschen Rechtswissenschaft aufweisen.  
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Abbildung 1: Studierende im Fach Rechtswissenschaft nach Hochschularten  

  und erstem Studienfach WS 2000/01 – WS 2010/11 
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Tabelle 4:  Anzahl der ausländischen Studierenden im Fach Rechtswissen-

  schaft in Deutschland WS 2010/11 
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Tabelle 6:  Anzahl der ausländischen Professorinnen und Professoren an 

Hochschulen in Deutschland 2010 

 

 

EU-Ausländer
Nicht-EU-
Ausländer

unbekannt

Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften 2 991  99  48  26
in Prozent 100 3,3 1,6 0,9

Mathematik, Naturwissenschaften 6 285  365  231  1
in Prozent 100 5,8 3,7 0,0

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 3 766  148  102  2
in Prozent 100 3,9 2,7 0,1

davon Rechtswissenschaft  941  18  8 -
in Prozent 100 1,9 0,9 -

Sprach- und Kulturwissenschaften 5 475  245  151 -
in Prozent 100 4,5 2,8 -

Fächergruppen insgesamt 24 934 1 299  843  31
in Prozent 100 5,2 3,4 0,1

Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften  261  3  1 -
in Prozent 100 1,1 0,4 -

Mathematik, Naturwissenschaften 2 176  23  13 -
in Prozent 100 1,1 0,6 -

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 5 994  59  33 -
in Prozent 100 1,0 0,6 -

davon Rechtswissenschaft  390  2 - -
in Prozent 100 0,5 0,0 -

Sprach- und Kulturwissenschaften  538  16  5  1
in Prozent 100 3,0 0,9 0,2

Fächergruppen insgesamt 16 528  191  119  1
in Prozent 100 1,2 0,7 0,0

Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften 3 252  102  49  26
in Prozent 100 3,1 1,5 0,8

Mathematik, Naturwissenschaften 8 461  388  244  1
in Prozent 100 4,6 2,9 0,0

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 9 760  207  135  2
in Prozent 100 2,1 1,4 0,0

davon Rechtswissenschaft 1 331  20  8 -
in Prozent 100 1,5 0,6 -

Sprach- und Kulturwissenschaften 6 013  261  156  1
in Prozent 100 4,3 2,6 0,0

Fächergruppen insgesamt 41 462 1 490  962  32
in Prozent 100 3,6 2,3 0,1

Quellen: Statistisches Bundesamt (Stand 14.02.2012); eigene Berechnungen

Hochschulart

Universitäten

Hochschulen 
insgesamt

Fachhoch-
schulen 
insgesamt

Anzahl der hauptberuflichen 
Professorinnen und Professoren 2010

Fächergruppen
(Lehre- und Forschung)

Deutsche und 
Ausländer 
insgesamt

davon



 

 

89 Tabelle 7:  Ausgaben im Fach Rechtswissenschaft im Vergleich der Fächer- 

gruppen 2000 – 2010, Teil 1|4 

 

A
us

ga
be

n 
im

 F
ac

h 
R

ec
h

ts
w

is
se

ns
ch

af
t 

im
 V

er
gl

ei
ch

 d
er

 F
äc

he
rg

ru
pp

en
 2

0
0

0
 –

 2
0

1
0

 (p
re

is
be

re
in

ig
t,

 In
de

x 
2

0
0

5
 =

 1
0

0
)

2
00

0
2

00
1

20
02

20
0

3
20

04
20

0
5

2
00

6
20

07
20

0
8

20
09

20
10

U
ni

ve
rs

it
ät

en
 

(in
kl

. P
H

, G
H

, 
TH

S
 u

. K
H

S
)

  2
33

 2
60

  2
2

3 
87

5
  2

30
 2

4
2

  2
4

1 
1

92
  2

35
 4

5
8

  2
08

 4
24

  2
3

9 
71

2
  2

35
 6

3
8

  2
8

0 
1

99
  2

8
0 

0
73

  3
00

 8
16

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
96

   
99

   
10

3
   

10
1

   
89

   
10

3
   

10
1

   
12

0
   

12
0

   
12

9

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  1
98

 9
92

  1
94

 4
60

  2
00

 5
90

  2
08

 0
00

  2
04

 8
01

  1
70

 7
32

  1
92

 5
30

  1
89

 0
91

  2
10

 8
27

  2
21

 0
72

  2
35

 0
28

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
98

   
10

1
   

10
5

   
10

3
   

86
   

97
   

95
   

10
6

   
11

1
   

11
8

Fa
ch

ho
ch

-
sc

hu
le

n
  8

 2
17

  7
 0

17
  9

 7
85

  1
0 

4
14

  1
2

 8
6

7
  1

3 
82

0
  1

4 
9

12
  1

9
 8

35
  2

2 
5

27
  1

8 
2

61
  2

1 
63

5

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
85

   
11

9
   

12
7

   
15

7
   

16
8

   
18

1
   

24
1

   
27

4
   

22
2

   
26

3

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  6
 9

33
  5

 9
57

  8
 1

44
  8

 5
06

  1
0 

18
6

  1
0 

51
5

  1
0 

19
4

  1
1 

78
9

  1
3 

83
9

  1
0 

62
5

  1
4 

91
8

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
86

   
11

7
   

12
3

   
14

7
   

15
2

   
14

7
   

17
0

   
20

0
   

15
3

   
21

5

da
vo

n 
V

er
w

.-
fa

ch
ho

ch
-

sc
hu

le
n

  5
 4

82
  3

 1
86

  4
 9

81
  4

 9
07

  5
 5

7
4

  5
 4

71
  5

 2
91

  5
 7

6
0

  7
 2

56
  7

 1
50

  6
 8

39

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
58

   
91

   
90

   
10

2
   

10
0

   
97

   
10

5
   

13
2

   
13

0
   

12
5

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  4
 8

15
  2

 6
18

  4
 2

43
  4

 1
60

  4
 5

67
  4

 1
30

  3
 8

39
  3

 7
13

  4
 7

24
  4

 3
35

  4
 1

15

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
54

   
88

   
86

   
95

   
86

   
80

   
77

   
98

   
90

   
85

H
oc

hs
ch

ul
en

 
in

sg
es

am
t

  2
41

 4
77

  2
3

0 
89

2
  2

40
 0

2
6

  2
5

1 
6

06
  2

48
 3

2
4

  2
22

 2
44

  2
5

4 
62

4
  2

55
 4

7
3

  3
0

2 
7

26
  3

0
5 

4
84

  3
29

 2
90

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
96

   
99

   
10

4
   

10
3

   
92

   
10

5
   

10
6

   
12

5
   

12
7

   
13

6

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  2
05

 9
26

  2
00

 4
17

  2
08

 7
35

  2
16

 5
06

  2
14

 9
86

  1
81

 2
47

  2
02

 7
23

  2
00

 8
80

  2
24

 6
66

  2
36

 0
32

  2
54

 0
61

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
97

   
10

1
   

10
5

   
10

4
   

88
   

98
   

98
   

10
9

   
11

5
   

12
3

R
ec

ht
s-

w
is

se
n-

sc
ha

ft
en

in
 1

 0
00

 E
ur

o



90 

 

Tabelle 7:  Ausgaben im Fach Rechtswissenschaft im Vergleich der Fächer- 

gruppen 2000 – 2010, Teil 2|4 
2

00
0

2
00

1
20

02
20

0
3

20
04

20
0

5
2

00
6

20
07

20
0

8
20

09
20

10

U
ni

ve
rs

it
ät

en
 

(in
kl

. P
H

, G
H

, 
TH

S
 u

. K
H

S
)

  9
70

 5
22

  9
5

9 
18

8
 1

 0
05

 3
6

5
 1

 0
3

9 
3

71
 1

 0
33

 7
5

7
  9

39
 7

50
 1

 0
6

2 
2

70
 1

 1
18

 8
2

3
 1

 2
5

0 
2

17
 1

 3
0

2 
4

83
 1

 4
07

 1
03

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
99

   
10

4
   

10
7

   
10

7
   

97
   

10
9

   
11

5
   

12
9

   
13

4
   

14
5

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  8
21

 3
97

  8
08

 6
47

  8
46

 4
11

  8
80

 9
45

  8
74

 3
53

  7
67

 4
55

  8
40

 0
50

  8
61

 1
40

  9
29

 5
08

  9
89

 7
23

 1
 0

70
 2

08

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
98

   
10

3
   

10
7

   
10

6
   

93
   

10
2

   
10

5
   

11
3

   
12

0
   

13
0

Fa
ch

ho
ch

-
sc

hu
le

n
  6

30
 8

46
  6

3
4 

31
9

  6
41

 5
5

2
  6

3
1 

8
69

  6
57

 1
6

3
  6

23
 5

93
  7

1
0 

15
9

  7
10

 0
2

7
  7

7
4 

0
84

  8
6

8 
1

75
  7

82
 9

86

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

1
   

10
2

   
10

0
   

10
4

   
99

   
11

3
   

11
3

   
12

3
   

13
8

   
12

4

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  4
79

 7
94

  5
05

 0
66

  5
03

 6
31

  4
92

 0
45

  5
14

 9
45

  4
88

 4
10

  5
38

 5
35

  5
22

 9
52

  5
60

 7
96

  6
27

 9
58

  5
58

 2
08

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

5
   

10
5

   
10

3
   

10
7

   
10

2
   

11
2

   
10

9
   

11
7

   
13

1
   

11
6

da
vo

n 
V

er
w

.-
fa

ch
ho

ch
-

sc
hu

le
n

  1
51

 4
39

  1
4

9 
56

7
  1

59
 9

1
3

  1
4

8 
0

13
  1

48
 6

7
1

  1
53

 2
66

  1
8

0 
88

3
  1

63
 4

5
7

  1
6

1 
0

78
  1

7
3 

4
68

  1
76

 4
15

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
99

   
10

6
   

98
   

98
   

10
1

   
11

9
   

10
8

   
10

6
   

11
5

   
11

6

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  1
23

 5
53

  1
26

 1
01

  1
29

 6
68

  1
18

 1
60

  1
16

 7
50

  1
18

 1
31

  1
32

 2
38

  1
18

 6
44

  1
16

 9
55

  1
23

 7
99

  1
24

 1
11

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

2
   

10
5

   
96

   
94

   
96

   
10

7
   

96
   

95
   

10
0

   
10

0

H
oc

hs
ch

ul
en

 
in

sg
es

am
t

 1
 6

01
 3

68
 1

 5
9

3 
5

07
 1

 6
46

 9
1

7
 1

 6
7

1 
2

40
 1

 6
90

 9
2

0
 1

 5
63

 3
43

 1
 7

7
2 

4
30

 1
 8

28
 8

5
0

 2
 0

2
4 

3
01

 2
 1

7
0 

6
57

 2
 3

71
 6

03

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

0
   

10
3

   
10

4
   

10
6

   
98

   
11

1
   

11
4

   
12

6
   

13
6

   
14

8

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

 1
 3

01
 1

91
 1

 3
13

 7
12

 1
 3

50
 0

42
 1

 3
72

 9
90

 1
 3

89
 2

98
 1

 2
55

 8
65

 1
 3

78
 5

84
 1

 3
84

 0
93

 1
 4

90
 3

04
 1

 6
17

 6
81

 1
 7

53
 2

43

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

1
   

10
4

   
10

6
   

10
7

   
97

   
10

6
   

10
6

   
11

5
   

12
4

   
13

5

in
 1

 0
00

 E
ur

o

R
ec

ht
s-

, 
W

ir
ts

ch
af

ts
- 

un
d 

So
zi

al
-

w
is

se
n-

sc
ha

ft
en



 

 

91 Tabelle 7:  Ausgaben im Fach Rechtswissenschaft im Vergleich der Fächer- 

  gruppen 2000 – 2010, Teil 3|4 
2

00
0

2
00

1
20

02
20

0
3

20
04

20
0

5
2

00
6

20
07

20
0

8
20

09
20

10

U
ni

ve
rs

it
ät

en
 

(in
kl

. P
H

, G
H

, 
TH

S
 u

. K
H

S
)

 1
 4

40
 0

57
 1

 4
2

0 
1

69
 1

 4
52

 9
8

8
 1

 4
7

0 
3

82
 1

 4
45

 2
3

1
 1

 2
90

 0
55

 1
 4

2
9 

1
68

 1
 4

13
 0

4
6

 1
 5

9
8 

3
63

 1
 6

3
7 

2
84

 1
 6

81
 6

66

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
99

   
10

1
   

10
2

   
10

0
   

90
   

99
   

98
   

11
1

   
11

4
   

11
7

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

 1
 2

69
 0

54
 1

 2
45

 3
79

 1
 2

72
 6

59
 1

 2
94

 7
66

 1
 2

61
 2

17
 1

 1
06

 2
56

 1
 1

77
 2

18
 1

 1
70

 1
60

 1
 2

49
 3

27
 1

 3
21

 8
75

 1
 3

54
 1

69

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
98

   
10

0
   

10
2

   
99

   
87

   
93

   
92

   
98

   
10

4
   

10
7

Fa
ch

ho
ch

-
sc

hu
le

n
  4

0 
09

5
  4

0 
09

4
  3

6
 4

58
  3

7 
4

31
  4

0
 6

7
2

  4
3 

60
9

  3
9 

7
51

  3
8

 8
21

  4
3 

0
31

  4
4 

8
03

  5
0 

83
7

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

0
   

91
   

93
   

10
1

   
10

9
   

99
   

97
   

10
7

   
11

2
   

12
7

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  3
2 

37
3

  3
2 

71
6

  2
9 

35
0

  3
0 

45
1

  3
2 

96
1

  3
3 

19
8

  3
2 

62
6

  3
2 

05
5

  3
4 

92
2

  3
5 

12
9

  4
1 

33
4

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

1
   

91
   

94
   

10
2

   
10

3
   

10
1

   
99

   
10

8
   

10
9

   
12

8

da
vo

n 
V

er
w

.-
fa

ch
ho

ch
-

sc
hu

le
n

  1
 1

14
  1

 0
58

   
12

0
   

2
01

   
16

9
   

32
4

   
8

87
   

58
0

   
5

78
   

5
93

   
53

4

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
95

   
11

   
18

   
15

   
29

   
80

   
52

   
52

   
53

   
48

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

   
36

4
   

32
3

   
86

   
14

3
   

11
6

   
27

4
   

79
4

   
51

4
   

52
1

   
51

8
   

48
1

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
89

   
24

   
39

   
32

   
75

   
21

8
   

14
1

   
14

3
   

14
2

   
13

2

H
oc

hs
ch

ul
en

 
in

sg
es

am
t

 1
 4

80
 1

52
 1

 4
6

0 
2

63
 1

 4
89

 4
4

6
 1

 5
0

7 
8

13
 1

 4
85

 9
0

3
 1

 3
33

 6
64

 1
 4

6
8 

9
18

 1
 4

51
 8

6
6

 1
 6

4
1 

3
94

 1
 6

8
5 

8
90

 1
 7

95
 1

45

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
99

   
10

1
   

10
2

   
10

0
   

90
   

99
   

98
   

11
1

   
11

4
   

12
1

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

 1
 3

01
 4

27
 1

 2
78

 0
95

 1
 3

02
 0

08
 1

 3
25

 2
17

 1
 2

94
 1

79
 1

 1
39

 4
54

 1
 2

09
 8

44
 1

 2
02

 2
15

 1
 2

84
 2

50
 1

 3
60

 1
20

 1
 4

49
 0

91

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
98

   
10

0
   

10
2

   
99

   
88

   
93

   
92

   
99

   
10

5
   

11
1

Sp
ra

ch
- 

un
d 

K
ul

tu
r-

w
is

se
n-

sc
ha

ft
en

in
 1

 0
00

 E
ur

o



92 

 

Tabelle 7:  Ausgaben im Fach Rechtswissenschaft im Vergleich der Fächer- 

  gruppen 2000 – 2010, Teil 4|4 

 
2

00
0

2
00

1
20

02
20

0
3

20
04

20
0

5
2

00
6

20
07

20
0

8
20

09
20

10

U
ni

ve
rs

it
ät

en
 

(in
kl

. P
H

, G
H

, 
TH

S
 u

. K
H

S
)

 1
8 

4
16

 3
47

 1
8

 5
8

7 
9

23
 1

8 
8

10
 0

41
 1

9
 1

1
8 

9
61

 1
9 

06
3

 2
6

4
 1

8 
1

95
 1

92
 1

9
 0

9
9 

8
59

 1
9 

2
00

 2
1

5
 2

0
 8

1
0 

7
42

 2
1

 8
5

4 
1

39
 2

2 
9

65
 1

70

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

1
   

10
2

   
10

4
   

10
4

   
99

   
10

4
   

10
4

   
11

3
   

11
9

   
12

5

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

 1
2 

22
7 

92
2

 1
2 

05
1 

61
5

 1
2 

19
6 

60
1

 1
2 

44
7 

37
3

 1
2 

53
3 

03
8

 1
1 

77
0 

73
6

 1
2 

29
4 

75
9

 1
2 

11
8 

73
2

 1
2 

73
1 

59
3

 1
3 

35
9 

65
6

 1
4 

10
2 

54
5

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
99

   
10

0
   

10
2

   
10

2
   

96
   

10
1

   
99

   
10

4
   

10
9

   
11

5

Fa
ch

ho
ch

-
sc

hu
le

n
 1

 6
86

 4
12

 1
 7

1
2 

2
94

 1
 7

21
 0

7
1

 1
 6

7
6 

8
86

 1
 7

55
 9

8
0

 1
 6

54
 2

70
 1

 7
4

5 
9

54
 1

 7
68

 4
6

4
 1

 9
4

9 
8

41
 2

 1
6

1 
0

21
 2

 4
09

 1
40

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

2
   

10
2

   
99

   
10

4
   

98
   

10
4

   
10

5
   

11
6

   
12

8
   

14
3

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

 1
 2

67
 4

77
 1

 3
07

 5
72

 1
 2

94
 0

91
 1

 2
86

 9
01

 1
 3

65
 7

75
 1

 2
69

 6
01

 1
 3

43
 6

39
 1

 3
26

 5
08

 1
 4

32
 0

64
 1

 5
64

 8
91

 1
 7

37
 8

37

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

3
   

10
2

   
10

2
   

10
8

   
10

0
   

10
6

   
10

5
   

11
3

   
12

3
   

13
7

da
vo

n 
V

er
w

.-
fa

ch
ho

ch
-

sc
hu

le
n

  1
53

 8
57

  1
5

2 
43

2
  1

61
 1

0
5

  1
4

9 
3

53
  1

50
 5

2
1

  1
55

 0
98

  1
8

3 
27

7
  1

65
 5

7
7

  1
6

2 
5

39
  1

8
0 

6
47

  1
83

 1
89

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
99

   
10

5
   

97
   

98
   

10
1

   
11

9
   

10
8

   
10

6
   

11
7

   
11

9

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

  1
24

 9
39

  1
27

 6
63

  1
30

 7
26

  1
19

 3
60

  1
18

 4
05

  1
19

 7
82

  1
34

 4
57

  1
20

 5
99

  1
18

 3
04

  1
28

 8
70

  1
28

 9
72

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

2
   

10
5

   
96

   
95

   
96

   
10

8
   

97
   

95
   

10
3

   
10

3

H
oc

hs
ch

ul
en

 
in

sg
es

am
t

 2
0 

5
85

 3
45

 2
0

 7
8

2 
2

57
 2

1 
0

11
 3

77
 2

1
 2

7
5 

2
01

 2
1 

29
6

 8
4

4
 2

0 
3

38
 7

10
 2

1
 3

5
8 

8
05

 2
1 

5
06

 2
7

6
 2

3
 2

9
5 

2
70

 2
4

 5
6

9 
5

24
 2

6 
0

37
 7

44

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
10

1
   

10
2

   
10

3
   

10
3

   
99

   
10

4
   

10
4

   
11

3
   

11
9

   
12

6

da
vo

n 
P

er
so

na
l-

au
sg

ab
en

 1
3 

86
8 

47
7

 1
3 

73
9 

99
2

 1
3 

87
8 

40
0

 1
4 

11
1 

18
6

 1
4 

27
0 

94
1

 1
3 

41
5 

36
3

 1
4 

02
7 

70
1

 1
3 

82
9 

16
5

 1
4 

51
2 

58
6

 1
5 

31
9 

02
1

 1
6 

32
1 

39
0

Ve
rä

nd
er

un
g 

zu
 

Ba
si

sj
ah

r 2
00

0
   

10
0

   
99

   
10

0
   

10
2

   
10

3
   

97
   

10
1

   
10

0
   

10
5

   
11

0
   

11
8

Q
ue

lle
n:

 S
ta

tis
tis

ch
es

 B
un

de
sa

m
t (

St
an

d 
02

.0
7.

20
12

); 
ei

ge
ne

 B
er

ec
hn

un
ge

n

in
 1

 0
00

 E
ur

o

Fä
ch

er
-

gr
up

pe
n

in
sg

es
am

t
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Tabelle 8:  Drittmitteleinnahmen pro Professur im Fach Rechtswissen- 

schaft nach Hochschularten und im Vergleich der Fächergrup-

pen 2000 – 2010, Teil 1|2 
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95 Tabelle 8:  Drittmitteleinnahmen pro Professur im Fach Rechtswissen- 

schaft nach Hochschularten und im Vergleich der Fächergrup-

pen 2000 – 2010, Teil 2|2 
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Abbildung 4: Drittmitteleinnahmen pro Professur im Fach Rechtswissen- 

schaft nach Hochschularten und im Vergleich der Fächergrup-

pen 2000 – 2010 
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97 Tabelle 9:  Bewilligungsvolumina der DFG je Förderprogramm im Fach  

Rechtswissenschaft und im Fächervergleich 2003 – 2011 

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Fachkollegium Rechtswissenschaft
Sonderforschungsbereiche 1,0 1,0 0,9 1,1 1,0 1,1 1,0 0,9 1,1
Graduiertenkollegs 1,6 1,3 1,5 1,8 2,0 1,8 1,6 1,8 1,9
Schwerpunktprogramme - - - - - - - - -
Forschergruppen 0,1 0,2 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2
Einzelförderung 3,2 3,1 2,7 2,7 3,1 3,5 3,5 4,1 3,8
Summe 5,9 5,6 5,2 5,7 6,2 6,5 6,3 6,8 7,0
Veränderung gegenüber Basisjahr 2003 (= 100) 100 95 87 95 104 110 106 115 118
Fachkollegium Wirtschaftswissenschaften
Sonderforschungsbereiche 4,7 5,2 6,5 6,1 5,2 5,4 4,3 5,0 4,8
Graduiertenkollegs 2,7 3,0 3,3 3,4 3,6 3,6 3,9 3,4 3,1
Schwerpunktprogramme 2,4 2,5 2,6 2,0 2,0 2,2 1,4 0,4 0,1
Forschergruppen 1,0 1,2 0,9 1,4 1,8 1,5 0,8 0,5 0,8
Einzelförderung 3,6 4,5 5,2 4,7 4,6 5,5 6,7 7,7 7,4
Summe 14,5 16,5 18,5 17,6 17,2 18,3 17,1 16,9 16,2
Veränderung gegenüber Basisjahr 2003 (= 100) 100 114 128 121 119 126 118 117 112
Fachkollegium Sprachwissenschaften
Sonderforschungsbereiche 6,6 7,0 7,2 8,7 10,0 9,3 6,1 6,9 7,3
Graduiertenkollegs 4,5 4,4 4,4 3,3 2,9 2,4 1,8 0,9 0,4
Schwerpunktprogramme 0,2 - - 0,6 1,0 1,1 0,7 1,0 1,0
Forschergruppen 2,1 1,6 1,2 1,4 1,6 0,9 1,1 1,1 1,2
Einzelförderung 6,1 6,0 6,8 6,8 6,9 7,6 9,1 10,6 12,5
Summe 19,6 19,1 19,6 20,8 22,3 21,3 18,7 20,6 22,4
Veränderung gegenüber Basisjahr 2003 (= 100) 100 97 100 106 114 108 95 105 114
Fachkollegium Geschichtswissenschaften
Sonderforschungsbereiche 6,6 7,4 9,1 9,3 9,3 8,7 6,9 6,3 6,3
Graduiertenkollegs 2,3 2,6 3,3 2,9 3,5 3,9 4,7 5,9 6,4
Schwerpunktprogramme 0,9 1,1 2,0 2,2 2,4 1,9 1,4 1,2 0,4
Forschergruppen 0,5 0,6 0,7 0,8 0,8 1,1 1,5 1,6 1,4
Einzelförderung 8,2 9,3 9,3 10,0 10,3 12,3 14,7 17,0 17,6
Summe 18,5 21,1 24,4 25,2 26,3 27,8 29,3 32,1 32,2
Veränderung gegenüber Basisjahr 2003 (= 100) 100 114 132 136 142 150 158 173 174
Fachforum Chemie
Sonderforschungsbereiche 27,8 26,0 24,9 25,6 23,4 25,3 24,7 22,0 23,8
Graduiertenkollegs 6,4 6,6 6,7 6,8 6,7 5,7 6,2 7,5 8,3
Schwerpunktprogramme 7,8 9,2 10,0 11,3 11,5 12,6 13,5 12,8 10,6
Forschergruppen 2,9 3,3 3,3 3,9 3,1 3,0 3,6 6,1 7,8
Einzelförderung 36,1 38,1 40,0 47,6 51,3 51,9 51,5 53,2 52,2
Summe 81,0 83,3 84,9 95,2 96,0 98,6 99,5 101,5 102,8
Veränderung gegenüber Basisjahr 2003 (= 100) 100 103 105 118 118 122 123 125 127
Fachforum Biologie
Sonderforschungsbereiche     779,4     780,8     814,9     858,3     869,8     878,5     848,2     866,5     874,3
Graduiertenkollegs     154,3     161,1     178,4     187,6     196,9     192,3     203,8     217,5     223,4
Schwerpunktprogramme     307,7     304,5     284,8     294,1     292,4     284,6     288,3     309,5     315,3
Forschergruppen     136,7     153,5     153,4     177,1     190,6     206,7     220,6     244,5     275,1
Einzelförderung     984,7     990,5    1 042,2    1 205,7    1 259,4    1 282,0    1 365,2    1 452,2    1 518,7
Summe    2 362,8    2 390,4    2 473,7    2 722,8    2 809,3    2 844,1    2 926,1    3 090,1    3 206,8
Veränderung gegenüber Basisjahr 2003 (= 100) 100 101 105 115 119 120 124 131 136

Quellen: DFG - Fachkollegium-Reporte 2012; preisbereinigt (Index: 2005 = 100); eigene Berechnungen

in Mio. Euro

Bewilligungsvolumina der DFG je Förderprogramm im Fach Rechtswissenschaft und im Fächervergleich 2003 - 2011
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Abbildung 5: Bewilligungsvolumina der DFG insgesamt im Fächervergleich  

2003 – 2011 
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99 Tabelle 10:  Promotionsintensität im Fach Rechtswissenschaft im Fächer- 

vergleich 2007 – 2009 
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Tabelle 11:  Promotionsintensität im Fach Rechtswissenschaft im Vergleich  

der Fächergruppen 2007 – 2009 
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Tabelle 14:  Anzahl der Absolventinnen und Absolventen sowie Promotio- 
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Tabelle 15:  Habilitationen im Fach Rechtswissenschaft im Vergleich der  

  Fächergruppen 2000 – 2010, Teil 2|2 
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vergleich 2008 – 2010 
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Tabelle 17: Habilitationsintensität im Fach Rechtswissenschaft im Ver- 

gleich der Fächergruppen 2008 – 2010 
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Abbildung 6:  Betreuungsrelationen im Fach Rechtswissenschaft im Vergleich 

2000 – 2010 
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111 Abbildung 7: Mittlere Fachstudiendauer im Fach Rechtswissenschaft 2009  

 

* Auslaufender Studiengang 
Berücksichtigt sind nur Studiengänge mit zehn und mehr Absolventinnen bzw. Absolventen. 
 
Quelle: Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates: Entwicklung der Fachstudiendauer an Universitäten von 
2007 bis 2009 (Drs. 1676-11), Köln 2011 
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